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II

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter)

VERORDNUNGEN

DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2019/1025 DER KOMMISSION
vom 18. Juni 2019

zur Genehmigung einer nicht geringfiigigen Anderung der Spezifikation eines im Register der
geschiitzten Ursprungsbezeichnungen und der geschiitzten geografischen Angaben eingetragenen
Namens ,,Pruneaux d’Agen”/,Pruneaux d’Agen mi-cuits“ (g. g. A.)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Européischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 21. November 2012
tiber Qualititsregelungen fiir Agrarerzeugnisse und Lebensmittel (), insbesondere auf Artikel 52 Absatz 2,

in Erwidgung nachstehender Griinde:

(1)  GemaRs Artikel 53 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 hat die Kommission den Antrag
Frankreichs auf Genehmigung einer Anderung der Spezifikation der geschiitzten geografischen Angabe ,Pruneaux
d’Agen“/,Pruneaux d’Agen mi-cuits“ gepriift, die mit der Verordnung (EG) Nr. 2066/2002 der Kommission (%)
eingetragen wurde. Diese Anderung beinhaltet eine Anderung des Namens ,Pruneaux d’Agen“/,Pruneaux d’Agen
mi-cuits“ in ,Pruneaux d’Agen*.

(2)  Da es sich nicht um eine geringfiigige Anderung im Sinne des Artikels 53 Absatz 2 der Verordnung (EU)
Nr. 1151/2012 handelt, hat die Kommission den Antrag auf Anderung gemdfd Artikel 50 Absatz 2 Buchstabe a
der genannten Verordnung im Amtsblatt der Europdischen Union (*) veroffentlicht.

(3)  Bei der Kommission ist kein Einspruch gemaf Artikel 51 der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 eingegangen;
daher sollte die Anderung der Spezifikation genehmigt werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Amitsblatt der Europdischen Union verdffentlichte Anderung der Spezifikation fiir den Namen ,Pruneaux d’Agen”/
,Pruneaux d’Agen mi-cuits“ (g. g. A.) wird genehmigt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veréffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

(') ABLL343vom 14.12.2012,S.1.

(3 Verordnung (EG) Nr. 2066/2002 der Kommission vom 21. November 2002 zur Erginzung des Anhangs der Verordnung (EG)
Nr. 2400/96 zur Eintragung bestimmter Bezeichnungen in das Verzeichnis der geschiitzten Ursprungsbezeichnungen und der
geschiitzten geografischen Angaben fiir Agrarerzeugnisse und Lebensmittel gemif8 Verordnung (EWG) Nr. 2081/92 des Rates zum
Schutz von geografischen Angaben und Ursprungsbezeichnungen fiir Agrarerzeugnisse und Lebensmittel (Carne de Bovino Cruzado dos
Lameiros do Barroso, Pruneaux d’Agen — Pruneaux d’Agen mi-cuits, Carciofo romanesco del Lazio, Aktinidio Pierias, Milo Kastorias,
Welsh Beef) (ABl. L 318 vom 22.11.2002, S. 4).

() ABLC36vom 29.1.2019,S. 5.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Briissel, den 18. Juni 2019

Fiir die Kommission,
im Namen des Prdsidenten,
Phil HOGAN
Mitglied der Kommission
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2019/1026 DER KOMMISSION
vom 21. Juni 2019

iiber technische Modalititen fiir die Entwicklung, Wartung und Nutzung elektronischer Systeme
fir den Austausch von Informationen und fiir die Speicherung dieser Informationen gemif§ dem
Zollkodex der Union

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 9. Oktober 2013 zur
Festlegung des Zollkodex der Union ('), insbesondere auf Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe b und Artikel 17,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  GemiR Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 (im Folgenden der ,Zollkodex®) erfolgen der nach
den zollrechtlichen Vorschriften erforderliche Austausch von Informationen, wie Anmeldungen, Antrige oder
Entscheidungen, zwischen den Zollbeh6rden sowie zwischen den Wirtschaftsbeteiligten und den Zollbehorden
und die nach den zollrechtlichen Vorschriften erforderliche Speicherung dieser Informationen mit Mitteln der
elektronischen Datenverarbeitung.

(2)  Mit dem Durchfiithrungsbeschluss (EU) 2016/578 der Kommission (}) wurde das Arbeitsprogramm fiir die
Umsetzung der elektronischen Systeme festgelegt, die fiir die Anwendung des Zollkodex erforderlich und durch in
Abschnitt IT des Anhangs des genannten Beschlusses aufgefiihrte Projekte zu entwickeln sind.

(3)  Es sollten wichtige technische Modalititen fiir das Funktionieren der elektronischen Systeme festgelegt werden,
z. B. Regelungen fiir die Entwicklung, Erprobung und Inbetriebnahme sowie fiir die Wartung und Anderungen
der elektronischen Systeme. Ferner sollten Modalititen fiir den Datenschutz, die Aktualisierung von Daten, die
Beschrinkung der Datenverarbeitung, das Eigentum an den Systemen und die Sicherheit der Systeme festgelegt
werden.

(4)  Zur Wahrung der Rechte und Interessen der Union, der Mitgliedstaaten und der Wirtschaftsbeteiligten ist es
wichtig, die Verfahrensregeln festzulegen und Alternativlosungen vorzusehen, die bei einem zeitweiligen Ausfall
der elektronischen Systeme anzuwenden sind.

(50 Mit dem Zollentscheidungssystem, welches durch das im Durchfithrungsbeschluss (EU) 2016/578 genannte
Projekt EU-ZK: Zollentscheidungen entwickelt wird, sollen die Verfahren fiir die Beantragung einer
Zollentscheidung, fur die Entscheidungsfindung und fir die Verwaltung der Entscheidung in der gesamten Union
ausschlieflich unter Verwendung elektronischer Datenverarbeitungstechniken harmonisiert werden. Daher
miissen Vorschriften fiir dieses elektronische System festgelegt werden. Der Anwendungsbereich des Systems
sollte unter Bezugnahme auf die zu beantragenden, zu treffenden und mit diesem System zu verwaltenden
Zollentscheidungen festgelegt werden. Fiir die gemeinsamen Komponenten des Systems (EU-Unternehmer-Portal,
zentrales Verwaltungssystem fiir Zollentscheidungen und Kundenreferenzdienste) sowie fiir die nationalen
Komponenten (nationales Unternehmer-Portal und nationales Verwaltungssystem fiir Zollentscheidungen) sollten
Durchfithrungsbestimmungen festgelegt werden, in denen die Funktionen der Komponenten und ihre
Verbindungen untereinander prazisiert werden.

(6)  Ferner miissen Vorschriften fir die Daten festgelegt werden, die in bereits bestehenden elektronischen Systemen,
beispielsweise dem Linienverkehrssystem, und in nationalen Systemen gespeichert sind und in das Zollentschei-
dungssystem migriert werden miissen.

(7)  Das Authentifizierungs- und Zugangspriifungsverfahren fir Wirtschaftsbeteiligte und andere Nutzer soll durch
das System fiir einheitliches Nutzermanagement und digitale Signatur verwaltet werden, welches durch das im
Durchfithrungsbeschluss (EU) 2016/578 genannte Projekt fiir unmittelbaren Zugang von Unternehmen zu den
Europdischen Informationssystemen (einheitliches Nutzermanagement und digitale Signatur) entwickelt wird. Es
miissen Durchfithrungsbestimmungen fiir den Anwendungsbereich und die Merkmale des Systems festgelegt

(") ABL.L269vom 10.10.2013,S. 1.
(*) Durchfithrungsbeschluss (EU) 2016/578 der Kommission vom 11. April 2016 zur Festlegung des Arbeitsprogramms fiir die
Entwicklung und Inbetriebnahme der elektronischen Systeme gemifl dem Zollkodex der Union (ABL. L 99 vom 15.4.2016, S. 6).
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werden, in denen die verschiedenen Komponenten (gemeinsame und nationale Komponenten) des Systems, ihre
Funktionen und ihre Verbindungen untereinander definiert werden. Die Funktion ,Digitale Signatur ist im
Rahmen des Systems fur einheitliches Nutzermanagement und digitale Signatur jedoch noch nicht verfiigbar.
Daher konnten in dieser Verordnung keine Durchfithrungsbestimmungen zu dieser Funktion festgelegt werden.

(8)  Das Europdische System der verbindlichen Zolltarifauskiinfte (EvZTA), das durch das im Durchfithrungsbeschluss
(EU) 2016/578 genannte Projekt EU-ZK: Verbindliche Zolltarifauskunft (vZTA) verbessert wurde, zielt darauf ab,
die Verfahren zur Beantragung, Entscheidungsfindung und Verwaltung von vZTA-Entscheidungen an die
Anforderungen des Zollkodex anzupassen und dabei ausschlieflich Mittel der elektronischen Datenverarbeitung
anzuwenden. Es ist daher notwendig, Vorschriften fiir dieses System festzulegen. Fiir die gemeinsamen
Komponenten des Systems (EU-Unternehmer-Portal, zentrales EvZTA-System und Monitoring der Verwendung
von vZTA) und fiir die nationalen Komponenten (nationales Unternehmer-Portal und nationales vZTA-System)
sollten Durchfithrungsbestimmungen festgelegt werden, in denen die Funktionen der Komponenten und ihre
Verbindungen untereinander prazisiert werden. Auflerdem soll das Projekt das Monitoring der obligatorischen
Verwendung von vZTA sowie das Monitoring und Management der erweiterten Verwendung von vZTA
erleichtern.

(9)  Das System zur Registrierung und Identifizierung von Wirtschaftsbeteiligten (EORI), das durch das im Durchfiih-
rungsbeschluss (EU) 2016/578 genannte Projekt EU-ZK: System zur Registrierung und Identifizierung von
Wirtschaftsbeteiligten (EORI 2) aktualisiert wurde, dient dem Upgrade des bestehenden europaweiten EORI-
Systems zur Registrierung und Identifizierung von Wirtschaftsbeteiligten der Union und Wirtschaftsbeteiligten
aus Drittlindern sowie von anderen Personen fiir die Zwecke der Anwendung der zollrechtlichen Vorschriften der
Union. Es ist daher notwendig, Regeln fiir das System festzulegen; dazu miissen die Komponenten (zentrales
EORI-System und nationale EORI-Systeme) und die Verwendung des EORI-Systems prizisiert werden.

(10) Das System des zugelassenen Wirtschaftsbeteiligten (AEO), das mit Hilfe des im Durchfithrungsbeschluss (EU)
2016/578 genannten Projekts EU-ZK: AEO aktualisiert wurde, soll die Betriebsabldufe in Bezug auf AEO-Antrige
und -Bewilligungen und deren Verwaltung verbessern. Des weiteren soll das elektronische Formular, das fiir AEO-
Antrige und AEO-Entscheidungen zu verwenden ist, umgesetzt werden und fiir die Wirtschaftsbeteiligten eine
EU-weit harmonisierte Schnittstelle (E-AEO Direct Trader Access) zur Einreichung des AEO-Antrags und zum
Empfang der AEO-Entscheidungen auf elektronischem Weg bereitgestellt werden. Fiir die gemeinsamen
Komponenten des Systems sollten Durchfithrungsbestimmungen festgelegt werden.

(11) Die Durchfithrungsverordnung (EU) 2017/2089 der Kommission (*) enthilt technische Modalititen fiir die
Entwicklung, Wartung und Nutzung elektronischer Systeme fiir den Austausch von Informationen und fur die
Speicherung dieser Informationen gemdf dem Zollkodex. Diese Verordnung gilt derzeit fur die
Zollentscheidungen und die Systeme fur einheitliches Nutzermanagement und digitale Signatur, die im Oktober
2017 in Betrieb genommen wurden. Drei weitere Systeme (EVZTA, EORI und AEO) werden demnichst
betriebsbereit sein, sodass auch fiir sie technische Modalitdten prizisiert werden sollten. Angesichts der Anzahl
der erforderlichen Anderungen der Durchfithrungsverordnung (EU) 2017/2089 und aus Griinden der Klarheit
sollte diese Verordnung aufgehoben und ersetzt werden.

(12) Die vorliegende Verordnung steht im Einklang mit den Grundrechten und Grundsitzen, die mit der Charta der
Grundrechte der Europdischen Union anerkannt wurden, insbesondere mit dem Recht auf den Schutz personen-
bezogener Daten. Sofern es fiir die Zwecke der Anwendung des Zollrechts der Union erforderlich ist, personen-
bezogene Daten in den elektronischen Systemen zu verarbeiten, muss diese Verarbeitung im Einklang mit den
Verordnungen (EU) 2016/679 () und (EU) 2018/1725 (°) des Europiischen Parlaments und des Rates erfolgen.
Die personenbezogenen Daten von Wirtschaftsbeteiligten und anderen Personen, die von den elektronischen
Systemen verarbeitet werden, sind auf den Datensatz beschrinkt, der in Anhang A Titel I Kapitel 1 Gruppe 3 —
Beteiligte und in Anhang A Titel I Kapitel 2 Gruppe 3 — Beteiligte sowie in Anhang 12-01 der Delegierten
Verordnung (EU) 2015/2446 der Kommission (°) definiert ist.

(13) Die in dieser Durchfithrungsverordnung vorgesehenen Mafinahmen entsprechen der Stellungnahme des
Ausschusses fiir den Zollkodex —

(*) Durchfithrungsverordnung (EU) 2017/2089 der Kommission vom Dienstag, 14. November 2017 iiber technische Modalititen fiir die
Entwicklung, Wartung und Nutzung elektronischer Systeme fiir den Austausch von Informationen und fur die Speicherung dieser
Informationen gemifl dem Zollkodex der Union (ABL. L 297 vom 15.11.2017, S. 13).

(*) Verordnung (EU) 2016/679 des Européischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natiirlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (ABL L 119 vom
4.5.2016, S.1).

(*) Verordnung (EU) 2018/1725 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2018 zum Schutz natiirlicher Personen bei
der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, zum freien Datenverkehr
und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und des Beschlusses Nr. 1247/2002/EG (ABL. L 295 vom 21.11.2018, S. 39).

() Delegierte Verordnung (EU) 2015/2446 der Kommission vom 28. Juli 2015 zur Ergdnzung der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des
Europdischen Parlaments und des Rates mit Einzelheiten zur Prézisierung von Bestimmungen des Zollkodex der Union (ABL. L 343 vom
29.12.2015,8. 1).
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:
KAPITEL 1
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1
Gegenstand

Diese Verordnung gilt fiir die folgenden elektronischen Systeme, die durch die folgenden im Anhang des Durchfiithrungs-
beschlusses (EU) 2016/578 aufgefiihrten Projekte entwickelt oder verbessert wurden:

a) das Zollentscheidungssystem, das im Rahmen des Projekts EU-ZK: Zollentscheidungen entwickelt wurde;

b) das System fiir einheitliches Nutzermanagement und digitale Signatur (UUM & DS), das durch das Projekt
Unmittelbarer Zugang von Unternehmen zu den Europidischen Informationssystemen (einheitliches Nutzerma-
nagement und digitale Signatur) entwickelt wurde;

c) das Europiische System fiir verbindlichen Zolltarifauskiinfte (EVZTA), das durch das Projekt EU-ZK: Verbindliche
Zolltarifauskiinfte (vZTA) verbessert wurde;

d) das System zur Registrierung und Identifizierung von Wirtschaftsbeteiligten (EORI), das entsprechend den
Anforderungen des Zollkodex im Rahmen des Projekts EORI 2 verbessert wurde;

e) das System der zugelassenen Wirtschaftsbeteiligten (AEO), das entsprechend den Anforderungen des Zollkodex im
Rahmen des Projekts zugelassener Wirtschaftsbeteiligter (AEO) verbessert wurde.

Artikel 2
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Verordnung gelten die folgenden Definitionen:

1. ,gemeinsame Komponente* eine auf Unionsebene entwickelte Komponente der elektronischen Systeme, die allen
Mitgliedstaaten zur Verfiigung steht;

2. ,nationale Komponente“ eine auf nationaler Ebene entwickelte Komponente der elektronischen Systeme, die dem
Mitgliedstaat zur Verfugung steht, der sie entwickelt hat.

Artikel 3
Kontaktstellen fiir die elektronischen Systeme

Die Kommission und die Mitgliedstaaten benennen Kontaktstellen fiir die einzelnen elektronischen Systeme zwecks
Informationsaustauschs, um sicherzustellen, dass Entwicklung, Betrieb und Wartung dieser elektronischen Systeme auf
koordinierte Weise erfolgen.

Sie teilen einander die Einzelheiten dieser Kontaktstellen mit und unterrichten einander unverziiglich iiber etwaige
Anderungen dieser Einzelheiten.

KAPITEL 1I
SYSTEM FUR ZOLLENTSCHEIDUNGEN

Artikel 4
Gegenstand und Struktur des Systems fiir Zollentscheidungen

(1)  Das Zollentscheidungssystem ermoglicht die Kommunikation zwischen der Kommission, den Mitgliedstaaten, den
Wirtschaftsbeteiligten und anderen Personen fiir die Zwecke der Ubermittlung und der Bearbeitung von Antrigen und
Entscheidungen gemifl Artikel 5 Absatz 1 sowie der Verwaltung von Entscheidungen im Zusammenhang mit den
Bewilligungen, d. h. Anderungen, Widerrufe, Riicknahmen und Aussetzungen.

(2)  Das Zollentscheidungssystem besteht aus den folgenden gemeinsamen Komponenten:
a) einem EU-Unternehmer-Portal,
b) einem zentralen Verwaltungssystem fiir Zollentscheidungen,

¢) Kundenreferenzdiensten.
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(3)  Die Mitgliedstaaten konnen die folgenden nationalen Komponenten entwickeln:
a) ein nationales Unternehmer-Portal,

b) ein nationales Verwaltungssystem fiir Zollentscheidungen.

Artikel 5
Nutzung des Zollentscheidungssystems

(1)  Das Zollentscheidungssystem wird fiir die Ubermittlung und die Bearbeitung von Antrigen auf die nachstehenden
Bewilligungen sowie fiir die Verwaltung von Entscheidungen im Zusammenhang mit den Antrigen oder Bewilligungen
genutzt:

a) die in Artikel 73 des Zollkodex genannte Bewilligung fur die vereinfachte Bestimmung von Betrigen, die in den
Zollwert einzurechnen sind,

b) die in Artikel 95 des Zollkodex genannte Bewilligung fiir die Leistung einer Gesamtsicherheit, einschlieflich der
Moglichkeit einer Verringerung des Betrags oder der Befreiung von der Sicherheitsleistung,

¢) die in Artikel 110 des Zollkodex genannte Bewilligung fiir einen Zahlungsaufschub, sofern die Genehmigung nicht
fiir einen einzigen Vorgang erteilt wird,

d) die in Artikel 148 des Zollkodex genannte Bewilligung fiir den Betrieb von Verwahrungslagern,

¢) die in Artikel 120 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/2446 genannte Bewilligung zur Einrichtung eines
Linienverkehrs,

f) die in Artikel 128 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/2446 genannte Bewilligung fiir den Status eines
zugelassenen Ausstellers,

g) die in Artikel 166 Absatz 2 des Zollkodex genannte Bewilligung fir die regelmifige Inanspruchnahme einer
vereinfachten Zollanmeldung,

h) die in Artikel 179 des Zollkodex genannte Bewilligung fiir die zentrale Zollabwicklung,

i) die in Artikel 182 des Zollkodex genannte Bewilligung fiir die Abgabe einer Zollanmeldung mittels einer
Anschreibung in der Buchfithrung des Anmelders, auch im Rahmen des Ausfuhrverfahrens,

j) die in Artikel 185 des Zollkodex genannte Bewilligung fiir die Eigenkontrolle,

k) die in Artikel 155 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/2446 genannte Bewilligung fiir den Status eines
zugelassenen Wiegers von Bananen,

1) die in Artikel 211 Absatz 1 Buchstabe a des Zollkodex genannte Bewilligung fur die Inanspruchnahme der aktiven
Veredelung,

m) die in Artikel 211 Absatz 1 Buchstabe a des Zollkodex genannte Bewilligung fiir die Inanspruchnahme der passiven
Veredelung,

n) die in Artikel 211 Absatz 1 Buchstabe a des Zollkodex genannte Bewilligung fur die Inanspruchnahme der
Endverwendung,

o) die in Artikel 211 Absatz 1 Buchstabe a des Zollkodex genannte Bewilligung fur die Inanspruchnahme der
voriibergehenden Verwendung,

p) die in Artikel 211 Absatz 1 Buchstabe b des Zollkodex genannte Bewilligung fiir den Betrieb von Lagerstitten zur
Zolllagerung von Waren,

q) die in Artikel 230 des Zollkodex genannte Bewilligung fiir den Status eines zugelassenen Empfingers fur das TIR-
Verfahren,

r) die in Artikel 233 Absatz 4 Buchstabe a des Zollkodex genannte Bewilligung fiir den Status eines zugelassenen
Versenders fiir den Unionsversand,

s) die in Artikel 233 Absatz 4 Buchstabe b des Zollkodex genannte Bewilligung fiur den Status eines zugelassenen
Empfingers fiir den Unionsversand,

t) die in Artikel 233 Absatz 4 Buchstabe ¢ des Zollkodex genannte Bewilligung fur die Verwendung besonderer
Verschliisse,

u) die in Artikel 233 Absatz 4 Buchstabe d des Zollkodex genannte Bewilligung fiir die Verwendung einer
Versandanmeldung mit verringertem Datensatz,

v) die in Artikel 233 Absatz 4 Buchstabe e des Zollkodex genannte Bewilligung fir die Verwendung eines
elektronischen Beforderungsdokuments als Zollanmeldung.
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(2)  Die gemeinsamen Komponenten des Zollentscheidungssystems werden fiir die in Absatz 1 genannten Antrige
und Bewilligungen sowie fir die Verwaltung von Entscheidungen im Zusammenhang mit diesen Antrigen oder
Bewilligungen genutzt, wenn diese Bewilligungen oder Entscheidungen Auswirkungen in mehr als einem Mitgliedstaat
haben.

(3)  Ein Mitgliedstaat kann beschliefen, dass die gemeinsamen Komponenten des Zollentscheidungssystems fiir die in
Absatz 1 genannten Antrige und Bewilligungen sowie fir die Verwaltung von Entscheidungen im Zusammenhang mit
diesen Antragen oder Bewilligungen genutzt werden konnen, wenn diese Bewilligungen oder Entscheidungen nur in dem
betreffenden Mitgliedstaat Auswirkungen haben.

(4)  Das Zollentscheidungssystem darf nicht fiir andere als die in Absatz 1 genannten Antrige, Bewilligungen oder
Entscheidungen verwendet werden.

Artikel 6
Authentifizierung und Zugang zum Zollentscheidungssystem

(1)  Die Authentifizierung und Zugangspriifung von Wirtschaftsbeteiligten und anderen Personen fiir die Zwecke des
Zugangs zu den gemeinsamen Komponenten des Zollentscheidungssystems erfolgt unter Verwendung des Systems fiir
einheitliches Nutzermanagement und digitale Signatur gemaf$ Artikel 14.

Zur Authentifizierung der Zollvertreter und zwecks Zugangs zu den gemeinsamen Komponenten des Zollentschei-
dungssystems muss ihre Befugnis, in dieser Eigenschaft zu handeln, im System fiir einheitliches Nutzermanagement und
digitale Signatur oder in einem von einem Mitgliedstaat gemafl Artikel 18 eingerichteten Identitdts- und Zugangsmanage-
mentsystem registriert werden.

(2)  Die Authentifizierung und Zugangspriifung von Bediensteten der Mitgliedstaaten fiir die Zwecke des Zugangs zu
den gemeinsamen Komponenten des Zollentscheidungssystems erfolgt unter Verwendung der von der Kommission
bereitgestellten Netzwerkdienste.

(3)  Die Authentifizierung und Zugangspriifung von Bediensteten der Kommission fiir die Zwecke des Zugangs zu den
gemeinsamen Komponenten des Zollentscheidungssystems erfolgt unter Verwendung des Systems fiir einheitliches
Nutzermanagement und digitale Signatur oder der von der Kommission bereitgestellten Netzwerkdienste.

Artikel 7
EU-Unternehmer-Portal

(1) Das EU-Unternehmer-Portal gibt Wirtschaftsbeteiligten und anderen Personen Zugang zum Zollentschei-
dungssystem.

(2)  Das EU-Unternehmer-Portal interoperiert mit dem zentralen Verwaltungssystem fiir Zollentscheidungen sowie mit
nationalen Verwaltungssystemen fur Zollentscheidungen, soweit diese von den Mitgliedstaaten eingerichtet wurden.

(3)  Das EU-Unternchmer-Portal wird fur die in Artikel 5 Absatz 1 genannten Antrige und Bewilligungen sowie fiir
die Verwaltung von Entscheidungen im Zusammenhang mit diesen Antrdgen oder Bewilligungen genutzt, wenn diese
Bewilligungen oder Entscheidungen Auswirkungen in mehr als einem Mitgliedstaat haben.

(4)  Ein Mitgliedstaat kann beschliefen, dass das EU-Unternehmer-Portal fiir die in Artikel 5 Absatz 1 genannten
Antrige und Bewilligungen sowie fiir die Verwaltung von Entscheidungen im Zusammenhang mit diesen Antrdgen und
Bewilligungen genutzt werden kann, wenn diese Bewilligungen oder Entscheidungen nur in dem betreffenden
Mitgliedstaat Auswirkungen haben.

Fasst ein Mitgliedstaat den Beschluss, das EU-Unternehmer-Portal fiir Bewilligungen oder Entscheidungen zu nutzen, die
nur in dem betreffenden Mitgliedstaat Auswirkungen haben, so setzt er die Kommission davon in Kenntnis.

Artikel 8
Zentrales Verwaltungssystem fiir Zollentscheidungen

(1) Die Zollbehorden der Mitgliedstaaten nutzen das zentrale Verwaltungssystem fiir Zollentscheidungen fiir die
Bearbeitung der Antrige und Bewilligungen gemafS Artikel 5 Absatz 1 sowie fur die Verwaltung von Entscheidungen im
Zusammenhang mit diesen Antrigen und Bewilligungen, sodass gepriift werden kann, ob die Bedingungen fiir die
Annahme eines Antrags und fiir eine Entscheidung erfiillt sind.

(2) Das zentrale Verwaltungssystem fiir Zollentscheidungen interoperiert mit dem EU-Unternehmer-Portal, den
Kundenreferenzdiensten und den nationalen Verwaltungssystemen, soweit diese von den Mitgliedstaaten eingerichtet
wurden.
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Artikel 9
Konsultationen zwischen den Zollbehérden, die das Zollentscheidungssystem verwenden

Die Zollbehorde eines Mitgliedstaats verwendet das zentrale System fiir Zollentscheidungen, wenn sie vor einer
Entscheidung iiber die in Artikel 5 Absatz 1 genannten Antrige oder Bewilligungen die Zollbehorde eines anderen
Mitgliedstaats konsultieren muss.

Artikel 10
Kundenreferenzdienste

Die Kundenreferenzdienste werden fiir die zentrale Speicherung von Daten beziiglich der in Artikel 5 Absatz 1
genannten Bewilligungen sowie zu den Entscheidungen in Zusammenhang mit diesen Bewilligungen verwendet und
ermoglichen die Konsultation, Replikation und Validierung dieser Bewilligungen durch andere fur die Zwecke des
Artikels 16 des Zollkodex eingerichtete elektronische Systeme.

Artikel 11
Nationales Unternehmer-Portal

(1)  Das nationale Unternehmer-Portal bietet, soweit es eingerichtet wurde, Wirtschaftsbeteiligten und anderen
Personen einen weiteren Zugang zum Zollentscheidungssystem.

(2) In Bezug auf die in Artikel 5 Absatz 1 genannten Antrige und Bewilligungen sowie auf die Verwaltung von
Entscheidungen im Zusammenhang mit diesen Antrigen oder Bewilligungen kénnen Wirtschaftsbeteiligte und andere
Personen, wenn diese Bewilligungen oder Entscheidungen moglicherweise in mehr als einem Mitgliedstaat Auswirkungen
haben, wihlen, ob sie das nationale Unternehmer-Portal, soweit es eingerichtet wurde, oder das EU-Unternehmer-Portal
nutzen.

(3)  Das nationale Unternehmer-Portal interoperiert mit dem nationalen Verwaltungssystem fiir Zollentscheidungen,
sofern dieses eingerichtet wurde.

(4)  Mitgliedstaaten, die ein nationales Unternehmer-Portal einrichten, setzen die Kommission davon in Kenntnis.

Artikel 12
Nationales Verwaltungssystem fiir Zollentscheidungen

(1)  Sofern ein nationales Verwaltungssystem fiir Zollentscheidungen eingerichtet wurde, nutzen die Zollbehorden des
Mitgliedstaats, der es eingerichtet hat, dieses fir die Bearbeitung der in Artikel 5 Absatz 1 genannten Antrige und
Bewilligungen sowie fur die Verwaltung von Entscheidungen im Zusammenhang mit diesen Antrigen und
Bewilligungen, sodass gepriift werden kann, ob die Bedingungen fiir die Annahme eines Antrags und fiir eine
Entscheidung erfiillt sind.

(2) Fur die Zwecke der Konsultation zwischen den Zollbehérden gemifl Artikel 9 interoperiert das nationale
Verwaltungssystem fiir Zollentscheidungen mit dem zentralen Verwaltungssystem fiir Zollentscheidungen.

Artikel 13
Migration von Bewilligungsdaten in das Zollentscheidungssystem

(1)  Die Daten zu den in Artikel 5 Absatz 1 genannten Bewilligungen werden, sofern diese Bewilligungen ab dem
1. Mai 2016 erteilt oder gemidfl Artikel 346 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/2447 der Kommission (") gewahrt
wurden und Auswirkungen in mehr als einem Mitgliedstaat haben konnen, in das Zollentscheidungssystem migriert und
dort gespeichert, wenn die betreffenden Bewilligungen zum Zeitpunkt der Migration giiltig sind. Die Migration findet
spatestens am 1. Mai 2019 statt.

Ein Mitgliedstaat kann beschliefen, Unterabsatz 1 auch auf in Artikel 5 Absatz 1 genannte Bewilligungen anzuwenden,
die nur in dem betreffenden Mitgliedstaat Auswirkungen haben.

(2)  Die Zollbehorden tragen dafiir Sorge, dass die gemdfl Absatz 1 zu migrierenden Daten die Datenanforderungen
gemdll Anhang A der Delegierten Verordnung (EU) 2015/2446 und gemil Anhang A der Durchfithrungsverordnung
(EU) 2015/2447 erfillen. Zu diesem Zweck konnen sie die erforderlichen Informationen vom Inhaber der Bewilligung
anfordern.

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/2447 der Kommission vom 24. November 2015 mit Einzelheiten zur Umsetzung von
Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates zur Festlegung des Zollkodex der Union
(ABL. L 343 vom 29.12.2015, S. 558).
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KAPITEL III

SYSTEM FUR EINHEITLICHES NUTZERMANAGEMENT UND DIGITALE SIGNATUR
Artikel 14
Gegenstand und Struktur des Systems fiir einheitliches Nutzermanagement und digitale Signatur

(1)  Das System fur einheitliches Nutzermanagement und digitale Signatur ermoglicht die Kommunikation zwischen
der Kommission und den in Artikel 18 genannten Identitits- und Zugangsmanagementsystemen der Mitgliedstaaten fiir
die Zwecke der Gewihrleistung eines sicheren, autorisierten Zugangs der Bediensteten der Kommission, der Wirtschafts-
beteiligten und anderer Personen zu den elektronischen Systemen.

(2)  Das System fiir einheitliches Nutzermanagement und digitale Signatur besteht aus den folgenden gemeinsamen
Komponenten:

a) einem Zugangsmanagementsystem,
b) einem Verwaltungsmanagementsystem.

(3)  Jeder Mitgliedstaat richtet ein Identitits- und Zugangsmanagementsystem als eine nationale Komponente des
Systems fiir einheitliches Nutzermanagement und digitale Signatur ein.

Artikel 15
Nutzung des Systems fiir einheitliches Nutzermanagement und digitale Signatur

Das System fiir einheitliches Nutzermanagement und digitale Signatur wird genutzt, um die Authentifizierung und
Zugangspriifung sicherzustellen von

a) Wirtschaftsbeteiligten und anderen Personen fur die Zwecke des Zugangs zu den gemeinsamen Komponenten des
Zollentscheidungssystems, des EvZTA-Systems und des AEO-Systems;

b) Bediensteten der Kommission fiir die Zwecke des Zugangs zu den gemeinsamen Komponenten des Zollentschei-
dungssystems, des EORI-Systems und des AEO-Systems sowie fiir die Zwecke der Wartung und der Verwaltung des
Systems fiir einheitliches Nutzermanagement und digitale Signatur.

Artikel 16
Zugangsmanagementsystem

Die Kommission richtet das Zugangsmanagementsystem ein, um Zugangsanfragen von Wirtschaftsbeteiligten und
anderen Personen im System fur einheitliches Nutzermanagement und digitale Signatur durch Interoperation mit den
Identitdts- und Zugangsmanagementsystemen der Mitgliedstaaten gemafS Artikel 18 zu validieren.

Artikel 17
Verwaltungsmanagementsystem
Die Kommission richtet das Verwaltungsmanagementsystem ein, um die Authentifizierungs- und Autorisierungsregeln
fur die Validierung der Daten zur Identifizierung von Wirtschaftsbeteiligten und anderen Personen fiir die Zwecke des
Zugangs zu den elektronischen Systemen zu verwalten.
Artikel 18
Identitits- und Zugangsmanagementsysteme der Mitgliedstaaten

Die Mitgliedstaaten richten ein Identitits- und Zugangsmanagementsystem ein, um Folgendes zu gewihrleisten:

a) eine sichere Erfassung und Speicherung von Daten zur Identifizierung von Wirtschaftsbeteiligten und anderen
Personen,

b) einen sicheren Austausch signierter und verschliisselter Daten zur Identifizierung von Wirtschaftsbeteiligten und
anderen Personen.
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KAPITEL IV

SYSTEM DER EUROPAISCHEN VERBINDLICHEN ZOLLTARIFAUSKUNFT
Artikel 19
Gegenstand und Struktur des Systems der Europiischen verbindlichen Zolltarifauskunft

(1)  Das EVZTA-System ermoglicht gemdf den Artikeln 33 und 34 des Zollkodex Folgendes:

a) die Kommunikation zwischen der Kommission, den Mitgliedstaaten, den Wirtschaftsbeteiligten und anderen Personen
fiir die Zwecke der Ubermittlung und Bearbeitung von vZTA-Antrdgen und vZTA-Entscheidungen;

b) das Management nachfolgender Ereignisse, die Auswirkungen auf den urspriinglichen Antrag oder die urspriingliche
Entscheidung haben konnen;

c) das Monitoring der obligatorischen Verwendung von vZTA-Entscheidungen;

d) das Monitoring und das Management der erweiterten Verwendung von vZTA-Entscheidungen.
(2)  Das EvZTA-System besteht aus den folgenden gemeinsamen Komponenten:

a) einem EU-Unternehmer-Portal,

b) einem zentralen EvZTA-System;

¢) der Moglichkeit eines Monitorings von vZTA-Entscheidungen.

(3)  Die Mitgliedstaaten konnen als nationale Komponente ein nationales System der verbindlichen Zolltarifauskunft
(,nationales vZTA-System“) zusammen mit einem nationalen Unternehmer-Portal einrichten.

Artikel 20
Nutzung des EvZTA-Systems

(1)  Das EvZTA-System dient gemif Artikel 21 Absatz 1 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/2447 zur Vorlage,
zur Verarbeitung, zum Austausch und zur Speicherung von Informationen im Zusammenhang mit Antrdgen und
Entscheidungen, die vZTA betreffen, oder mit nachfolgenden Ereignissen, die sich auf den urspriinglichen Antrag oder
die urspriingliche Entscheidung auswirken konnten.

(2)  Das EVZTA-System dient gemafy Artikel 21 Absatz 3 der Durchfithrungsverordnung (EU) 20152447 dazu, die
Zollbehorden bei der Uberwachung der Einhaltung der sich aus der vZTA ergebenden Verpflichtungen zu unterstiitzen.

(3)  Die Kommission nutzt das EVZTA-System, um die Mitgliedstaaten gemifl Artikel 22 Absatz 2 Unterabsatz 3 der
Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/2447 davon zu unterrichten, dass die Mengen der Waren, die wihrend einer
verlingerten Verwendungsdauer abgefertigt werden kénnen, erreicht sind.

Artikel 21
Authentifizierung und Zugang zum EvZTA-System

(1)  Die Authentifizierung und Zugangspriifung von Wirtschaftsbeteiligten und anderen Personen fiir die Zwecke des
Zugangs zu den gemeinsamen Komponenten des EvZTA-Systems erfolgt unter Verwendung des Systems fiir einheitliches
Nutzermanagement und digitale Signatur gemaf$ Artikel 14.

Zur Authentifizierung der Zollvertreter und zwecks Zugangs zu den gemeinsamen Komponenten des EvZTA-Systems
muss ihre Befugnis, in dieser Eigenschaft zu handeln, im System fiir einheitliches Nutzermanagement und digitale
Signatur oder in einem von einem Mitgliedstaat gemifl Artikel 18 eingerichteten Identitits- und Zugangsmanage-
mentsystem registriert werden.

(2)  Die Authentifizierung und Zugangspriifung von Bediensteten der Mitgliedstaaten fiir die Zwecke des Zugangs zu
den gemeinsamen Komponenten des EvZTA-Systems erfolgt unter Verwendung der von der Kommission bereitgestellten
Netzwerkdienste.

(3)  Die Authentifizierung und Zugangspriifung von Bediensteten der Kommission fiir die Zwecke des Zugangs zu den
gemeinsamen Komponenten des EvZTA-Systems erfolgt unter Verwendung des Systems fiir einheitliches Nutzerma-
nagement und digitale Signatur oder der von der Kommission bereitgestellten Netzwerkdienste.
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Artikel 22
EU-Unternehmer-Portal
(1)  Das EU-Unternehmer-Portal gibt Wirtschaftsbeteiligten und anderen Personen Zugang zum EvZTA-System.

(2)  Das EU-Unternehmer-Portal interoperiert mit dem zentralen EvZTA-System und leitet ggf. zu nationalen vZTA-
Systemen weiter, sofern sie von den Mitgliedstaaten eingerichtet wurden.

(3)  Das EU-Unternehmer-Portal dient zur Vorlage und zum Austausch von Informationen im Zusammenhang mit
Antrdgen und Entscheidungen, die vZTA betreffen, oder mit nachfolgenden Ereignissen, die sich auf den urspriinglichen
Antrag oder die urspriingliche Entscheidung auswirken konnten.
Artikel 23
Zentrales EvZTA-System
(1)  Die Zollbehorden nutzen das zentrale EvZTA-System fiir die Verarbeitung, den Austausch und die Speicherung
von Informationen im Zusammenhang mit Antrdgen und Entscheidungen, die vZTA betreffen, oder mit nachfolgenden
Ereignissen, die sich auf den urspriinglichen Antrag oder die urspriingliche Entscheidung auswirken kénnten, um zu

priifen, ob die Bedingungen fiir die Annahme eines Antrags und fiir eine Entscheidung erfullt sind.

(2)  Die Zollbehorden nutzen das zentrale EvZTA-System fiir die Zwecke des Artikels 16 Absatz 4, des Artikels 17,
des Artikels 21 Absatz 2 Buchstabe b und des Artikels 21 Absatz 5 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/2447.

(3) Das zentrale EVZTA-System interoperiert mit dem EU-Unternehmer-Portal und mit den nationalen vZTA-
Systemen, sofern sie eingerichtet wurden.

Artikel 24

Konsultationen zwischen den Zollbehorden, die das zentrale EvZTA-System verwenden

Eine Zollbehorde eines Mitgliedstaats nutzt das zentrale EVZTA-System zur Konsultation einer Zollbehorde eines anderen
Mitgliedstaats, um die Einhaltung des Artikels 16 Absatz 1 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/2447 zu
gewdhrleisten.

Artikel 25

Uberwachung der Verwendung von vZTA-Entscheidungen

Die Moglichkeit, die Verwendung von vZTA-Entscheidungen zu iiberwachen, wird fiir die Zwecke des Artikels 21
Absatz 3 und des Artikels 22 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/2447 genutzt.

Artikel 26

Nationales Unternehmer-Portal

(1)  Hat ein Mitgliedstaat ein nationales vZTA-System gemaf$ Artikel 19 Absatz 3 eingerichtet, so stellt das nationale
Unternehmer-Portal fiir Wirtschaftsbeteiligte und andere Personen den wichtigsten Zugang zum nationalen vZTA-System
dar.
(2)  Wirtschaftsbeteiligte und andere Personen nutzen das nationale Unternehmer-Portal, sofern es eingerichtet wurde,
im Zusammenhang mit Antrdgen und Entscheidungen, die vZTA betreffen, oder mit nachfolgenden Ereignissen, die sich

auf den urspriinglichen Antrag oder die urspriingliche Entscheidung auswirken konnten.

(3)  Das nationale Unternehmer-Portal interoperiert mit dem nationalen vZTA-System, sofern dieses eingerichtet
wurde.

(4)  Das nationale Unternehmer-Portal erleichtert Vorginge, die den Vorgingen entsprechen, die im Rahmen des EU-
Unternehmer-Portals erleichtert werden.

(5) Mitgliedstaaten, die ein nationales Unternehmer-Portal einrichten, setzen die Kommission davon in Kenntnis. Die
Kommission stellt sicher, dass auf das nationale Unternehmer-Portal direkt iiber das EU-Unternehmer-Portal zugegriffen
werden kann.
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Artikel 27
Nationales vZTA-System

(1)  Sofern ein nationales vZTA-System -eingerichtet wurde, nutzt die Zollbehorde des Mitgliedstaats, der es
eingerichtet hat, dieses fur die Verarbeitung, den Austausch und die Speicherung von Informationen im Zusammenhang
mit Antrdgen und Entscheidungen, die vZTA betreffen, oder mit nachfolgenden Ereignissen, die sich auf den
urspriinglichen Antrag oder die urspriingliche Entscheidung auswirken konnten, um zu priifen, ob die Bedingungen fiir
die Annahme eines Antrags oder fiir eine Entscheidung erfillt sind.

(2)  Die Zollbehorde eines Mitgliedstaats nutzt das nationale vZTA-System fiir die Zwecke des Artikels 16 Absatz 4,
des Artikels 17, des Artikels 21 Absatz 2 Buchstabe b und des Artikels 21 Absatz 5 der Durchfithrungsverordnung (EU)
2015/2447, es sei denn, sie nutzt fiir diese Zwecke das zentrale EvZTA-System.

(3)  Das nationale vZTA-System interoperiert mit dem nationalen Unternehmer-Portal und mit dem zentralen EvZTA-
System.

KAPITEL V

SYSTEM ZUR REGISTRIERUNG UND IDENTIFIZIERUNG VON WIRTSCHAFTSBETEILIGTEN
Artikel 28
Gegenstand und Struktur des EORI-Systems

Das EORI-System ermdglicht eine eindeutige Registrierung und Identifizierung von Wirtschaftsbeteiligten und anderen
Personen auf Unionsebene.

Das EORI-System besteht aus den folgenden Komponenten:
a) einem zentralen EORI-System,

b) nationalen EORI-Systemen, sofern von den Mitgliedstaaten eingerichtet.

Artikel 29
Nutzung des EORI-Systems

(1)  Das EORI-System wird fiir die folgenden Zwecke genutzt:

a) Empfang der Daten in Bezug auf die Registrierung von Wirtschaftsbeteiligten und anderen Personen gemif§
Anhang 12-01 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/2446 (,EORI-Daten“), die die Mitgliedstaaten bereitstellen;

b) zentrale Speicherung von EORI-Daten in Bezug auf die Registrierung und Identifizierung von Wirtschaftsbeteiligten
und anderen Personen;

¢) Bereitstellung von EORI-Daten fiir die Mitgliedstaaten.

(2)  Das EORI-System ermdglicht den Zollbehérden einen Online-Zugang zu den auf zentraler Ebene gespeicherten
EORI-Daten.

(3) Das EORI-System interoperiert mit allen iibrigen elektronischen Systemen, bei denen die EORI-Nummer
verwendet wird.
Artikel 30
Authentifizierung und Zugang zum zentralen EORI-System

(1)  Die Authentifizierung und Zugangspriifung von Bediensteten der Mitgliedstaaten fiir die Zwecke des Zugangs zu
den gemeinsamen Komponenten des EORI-Systems erfolgt unter Verwendung der von der Kommission bereitgestellten
Netzwerkdienste.

(2)  Die Authentifizierung und Zugangspriifung von Bediensteten der Kommission fiir die Zwecke des Zugangs zu den
gemeinsamen Komponenten des EORI-Systems erfolgt unter Verwendung des Systems fiir einheitliches Nutzerma-
nagement und digitale Signatur oder der von der Kommission bereitgestellten Netzwerkdienste.
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Artikel 31
Zentrales EORI-System

(1)  Die Zollbehorden nutzen das zentrale EORI-System fiir die Zwecke des Artikels 7 der Durchfiihrungsverordnung
(EU) 2015/2447.

(2)  Das zentrale EORI-System interoperiert mit den nationalen EORI-Systemen, sofern diese eingerichtet wurden.

Artikel 32
Nationales EORI-System

(1)  Ein nationales EORI-System, sofern es eingerichtet wurde, wird von der Zollbehorde des Mitgliedstaats genutzt,
der es zum Austausch und zur Speicherung von EORI-Daten eingerichtet hat.

(2)  Ein nationales EORI-System interoperiert mit dem zentralen EORI-System.

KAPITEL VI
SYSTEM DER ZUGELASSENEN WIRTSCHAFTSBETEILIGTEN

Artikel 33
Gegenstand und Struktur des AEO-Systems

(1)  Gemifl Artikel 30 Absatz 1 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/2447 ermoglicht das AEO-System die
Kommunikation zwischen der Kommission, den Mitgliedstaaten, den Wirtschaftsbeteiligten und anderen Personen
zwecks Vorlage und Bearbeitung von AEO-Antrigen und Erteilung von AEO-Bewilligungen sowie die Verwaltung aller
nachfolgenden Ereignisse, die sich auf die urspriingliche Entscheidung auswirken konnten.

(2)  Das AEO-System besteht aus den folgenden gemeinsamen Komponenten:

a) einem EU-Unternehmer-Portal,

b) einem zentralen AEO-System.

(3)  Die Mitgliedstaaten konnen die folgenden nationalen Komponenten entwickeln:
a) ein nationales Unternehmer-Portal,

b) ein nationales System der zugelassenen Wirtschaftsbeteiligten (,nationales AEO-System").

Artikel 34
Nutzung des AEO-Systems

(1)  Das AEO-System dient gemaf8 Artikel 30 Absatz 1 und Artikel 31 Absdtze 1 und 4 der Durchfithrungsverordnung
(EU) 2015/2447 zur Vorlage, zur Verarbeitung, zum Austausch und zur Speicherung von Informationen im
Zusammenhang mit AEO-Antrigen und AEO-Entscheidungen oder mit allen nachfolgenden Ereignissen, die sich auf die
urspriingliche Entscheidung auswirken konnten.

(2)  Die Zollbehorden nutzen das AEO-System, um ihren Verpflichtungen gemdfl Artikel 31 Absdtze 1 und 4 der
Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/2447 nachzukommen und die einschldgigen Konsultationen zu dokumentieren.

Artikel 35
Authentifizierung und Zugang zum zentralen AEO-System

(1)  Die Authentifizierung und Zugangspriifung von Wirtschaftsbeteiligten und anderen Personen fiir die Zwecke des
Zugangs zu den gemeinsamen Komponenten des AEO-Systems erfolgt unter Verwendung des Systems fiir einheitliches
Nutzermanagement und digitale Signatur gemaf$ Artikel 14.

Zur Authentifizierung der Zollvertreter und zwecks Zugangs zu den gemeinsamen Komponenten des AEO-Systems
muss ihre Befugnis, in dieser Eigenschaft zu handeln, im System fiir einheitliches Nutzermanagement und digitale
Signatur oder in einem von einem Mitgliedstaat gemifl Artikel 18 eingerichteten Identitits- und Zugangsmanage-
mentsystem registriert werden.
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(2)  Die Authentifizierung und Zugangspriifung von Bediensteten der Mitgliedstaaten fiir die Zwecke des Zugangs zu
den gemeinsamen Komponenten des AEO-Systems erfolgt unter Verwendung der von der Kommission bereitgestellten
Netzwerkdienste.

(3)  Die Authentifizierung und Zugangspriifung von Bediensteten der Kommission fiir die Zwecke des Zugangs zu den
gemeinsamen Komponenten des AEO-Systems erfolgt unter Verwendung des Systems fir einheitliches Nutzerma-
nagement und digitale Signatur oder der von der Kommission bereitgestellten Netzwerkdienste.
Artikel 36
EU-Unternehmer-Portal

(1)  Das EU-Unternehmer-Portal gibt Wirtschaftsbeteiligten und anderen Personen Zugang zum AEO-System.

(2)  Das EU-Unternchmer-Portal interoperiert mit dem zentralen AEO-System und leitet ggf. zu den nationalen
Unternehmer-Portalen, sofern sie eingerichtet wurden, weiter.

(3)  Das EU-Unternehmer-Portal dient zur Vorlage und zum Austausch von Informationen im Zusammenhang mit
AEO-Antrigen und Entscheidungen oder mit allen nachfolgenden Ereignissen, die sich auf die urspriingliche
Entscheidung auswirken konnten.
Artikel 37
Zentrales AEO-System

(1)  Die Zollbehorden nutzen das zentrale AEO-System fiir den Austausch und die Speicherung von Informationen im
Zusammenhang mit AEO-Antragen und Entscheidungen oder mit allen nachfolgenden Ereignissen, die sich auf die
urspriingliche Entscheidung auswirken konnten.

(2)  Die Zollbehorden nutzen das zentrale AEO-System fiir die Zwecke der Artikel 30 und 31 der Durchfithrungs-
verordnung (EU) 2015/2447.

(3)  Das zentrale AEO-System interoperiert mit dem EU-Unternehmer-Portal und mit den nationalen AEO-Systemen,
sofern sie eingerichtet wurden.
Artikel 38
Nationales Unternehmer-Portal

(1)  Das nationale Unternehmer-Portal, sofern es eingerichtet wurde, ermoglicht den Austausch von Informationen im
Zusammenhang mit AEO-Antrigen und Entscheidungen.

(2)  Wirtschaftsbeteiligte nutzen das nationale Unternehmer-Portal, sofern es eingerichtet wurde, um mit den
Zollbehorden Informationen titber AEO-Antrige und Entscheidungen auszutauschen.

(3)  Das nationale Unternehmer-Portal interoperiert mit dem nationalen AEO-System.

Artikel 39
Nationales AEO-System

(1)  Sofern nationales AEO-System eingerichtet wurde, nutzen die Zollbehorden des Mitgliedstaats, der es eingerichtet
hat, dieses fiir den Austausch und die Speicherung von Informationen im Zusammenhang mit AEO-Antrigen und
-Entscheidungen oder mit allen nachfolgenden Ereignissen, die sich auf die urspriingliche Entscheidung auswirken
konnten.

(2)  Das nationale AEO-System interoperiert mit dem nationalen Unternehmer-Portal, sofern es eingerichtet wurde,
und mit dem zentralen AEO-System.

KAPITEL VII
FUNKTION DER ELEKTRONISCHEN SYSTEME UND SCHULUNG IN IHRER ANWENDUNG
Artikel 40
Entwicklung, Erprobung, Inbetriecbnahme und Verwaltung der elektronischen Systeme

(1) Die gemeinsamen Komponenten werden von der Kommission entwickelt, erprobt, in Betrieb genommen und
verwaltet. Die nationalen Komponenten werden von den Mitgliedstaaten entwickelt, erprobt, in Betrieb genommen und
verwaltet.

(2) Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass die nationalen Komponenten mit den gemeinsamen Komponenten
interoperabel sind.
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Artikel 41
Wartung und Anderungen der elektronischen Systeme

(1) Die Kommission wartet die gemeinsamen Komponenten, und die Mitgliedstaaten warten ihre nationalen
Komponenten.

(2)  Die Kommission und die Mitgliedstaaten gewahrleisten den ununterbrochenen Betrieb der elektronischen Systeme.

(3) Die Kommission kann die gemeinsamen Komponenten der elektronischen Systeme dndern, um Storungen zu
beheben, neue Funktionen hinzuzufiigen oder bestehende Funktionen zu dndern.

(4  Die Kommission unterrichtet die Mitgliedstaaten iiber Anderungen und Aktualisierungen der gemeinsamen
Komponenten.

(5) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission iiber Anderungen und Aktualisierungen der nationalen
Komponenten, die Auswirkungen auf die Funktion der gemeinsamen Komponenten haben konnten.

(6)  Die Kommission und die Mitgliedstaaten machen die Informationen iiber Anderungen und Aktualisierungen der
elektronischen Systeme gemifl den Absitzen 4 und 5 offentlich verfiigbar.

Artikel 42

Zeitweiliger Ausfall der elektronischen Systeme

(1)  Bei einem zeitweiligen Ausfall der elektronischen Systeme gemifl Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe b des Zollkodex
tibermitteln die Wirtschaftsbeteiligten und anderen Personen die Angaben zur Erfiillung der betreffenden Formlichkeiten
auf die von den Mitgliedstaaten festgelegte Weise, auch unter Verwendung anderer Mittel als denen der elektronischen
Datenverarbeitung.
(2) Die Zollbehorden tragen dafiir Sorge, dass die gemifS Absatz 1 {ibermittelten Angaben innerhalb von sieben
Tagen, nachdem die betreffenden elektronischen Systeme wieder zur Verfigung stehen, in den betreffenden
elektronischen Systemen zur Verfiigung gestellt werden.
(3)  Die Kommission und die Mitgliedstaaten benachrichtigen einander, wenn die elektronischen Systeme wegen eines
zeitweiligen Ausfalls nicht verfuigbar sind.

Artikel 43

Unterstiitzung der Schulung in der Nutzung und Funktionsweise der gemeinsamen Komponenten

Die Kommission unterstiitzt die Mitgliedstaaten im Hinblick auf die Nutzung und die Funktionsweise der gemeinsamen
Komponenten der elektronischen Systeme, indem sie geeignetes Schulungsmaterial bereitstellt.

KAPITEL VIII
DATENSCHUTZ, DATENVERWALTUNG, EIGENTUM UND SICHERHEIT DER ELEKTRONISCHEN SYSTEME
Artikel 44
Schutz personenbezogener Daten

(1) Die in den elektronischen Systemen gespeicherten personenbezogenen Daten werden fir die Zwecke der
Anwendung des Zollrechts unter Beriicksichtigung der spezifischen Ziele der einzelnen elektronischen Systeme gemifS
Artikel 4 Absatz 1, Artikel 14 Absatz 1, Artikel 19 Absatz 1, Artikel 28 bzw. Artikel 33 Absatz 1 verarbeitet.
(2)  Gemifl Artikel 62 der Verordnung (EU) 2018/1725 arbeiten die nationalen Aufsichtsbehorden im Bereich des
Schutzes personenbezogener Daten und der Europdische Datenschutzbeauftragte zusammen, um eine koordinierte
Beaufsichtigung der Verarbeitung der in den elektronischen Systemen gespeicherten personenbezogenen Daten
sicherzustellen.

Artikel 45

Aktualisierung von Daten in den elektronischen Systemen

Die Mitgliedstaaten tragen daftir Sorge, dass die auf nationaler Ebene gespeicherten Daten den in den gemeinsamen
Komponenten gespeicherten Daten entsprechen und auf dem neuesten Stand gehalten werden.
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Artikel 46
Einschrinkung des Zugangs zu Daten und der Datenverarbeitung

(1)  Die durch einen Mitgliedstaat in den gemeinsamen Komponenten der elektronischen Systeme gespeicherten Daten
dirfen nur von diesem Mitgliedstaat abgerufen oder verarbeitet werden. Sie konnen auch von einem anderen
Mitgliedstaat abgerufen und verarbeitet werden, der mit der Bearbeitung eines Antrags oder der Verwaltung einer
Entscheidung befasst ist, auf die sich die Daten beziehen.

(2)  Die durch einen Wirtschaftsbeteiligen oder einer andere Person in den gemeinsamen Elementen der elektronischen
Systeme gespeicherten Daten diirfen nur von diesem Wirtschaftsbeteiligten oder dieser Person abgerufen oder verarbeitet
werden. Sie konnen auch von einem Mitgliedstaat abgerufen und verarbeitet werden, der mit der Bearbeitung eines
Antrags oder der Verwaltung einer Entscheidung befasst ist, auf die sich die Daten beziehen.

(3) Die durch einen Mitgliedstaat im zentralen EvZTA-System gespeicherten Daten diirfen nur von diesem
Mitgliedstaat verarbeitet werden. Sie konnen auch von einem anderen Mitgliedstaat verarbeitet werden, der an der
Bearbeitung eines Antrags, auf die sich die Daten beziehen, beteiligt ist; dies gilt auch fiir eine Konsultation gemif§
Artikel 24. Die Daten diirfen von allen Mitgliedstaaten eingesehen werden, sofern Artikel 23 Absatz 2 erfullt ist.

(4)  Die durch einen Wirtschaftsbeteiligen oder eine andere Person im zentralen EvZTA-System gespeicherten Daten
diirfen nur von diesem Wirtschaftsbeteiligten oder dieser Person abgerufen oder verarbeitet werden. Die Daten diirfen
von allen Mitgliedstaaten eingesehen werden, sofern Artikel 23 Absatz 2 erfiillt ist.
Artikel 47
Systemeigner

(1)  Die Kommission ist Systemeigner der gemeinsamen Komponenten.

(2)  Die Mitgliedstaaten sind Systemeigner der nationalen Komponenten.

Artikel 48
Systemsicherheit

(1)  Die Kommission gewiahrleistet die Sicherheit der gemeinsamen Komponenten. Die Mitgliedstaaten gewéhrleisten
die Sicherheit der nationalen Komponenten.

Fiir diese Zwecke treffen die Kommission und die Mitgliedstaaten die erforderlichen Mindestmafinahmen, um
a) zu verhindern, dass Unbefugte Zugang zu den Datenverarbeitungsanlagen haben,

b) zu verhindern, dass Unbefugte Daten eingeben, abfragen, dndern oder loschen,

c) etwaige Aktivitdten gemdfd den Buchstaben a und b aufzudecken.

(2)  Die Kommission und die Mitgliedstaaten unterrichten einander iiber alle Aktivititen, die zu einer Verletzung oder
zum Verdacht einer Verletzung der Sicherheit der elektronischen Systeme fithren konnten.

KAPITEL IX

SCHLUSSBESTIMMUNGEN
Artikel 49
Bewertung der elektronischen Systeme

Die Kommission und die Mitgliedstaaten bewerten die Komponenten, fir die sie zustindig sind, und analysieren
insbesondere die Sicherheit und Integritdt der Komponenten sowie die Vertraulichkeit der innerhalb dieser Komponenten
verarbeiteten Daten.

Die Kommission und die Mitgliedstaaten unterrichten einander iiber die Ergebnisse der Bewertung.
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Artikel 50
Aufhebung

Die Durchfithrungsverordnung (EU) 2017/2089 wird aufgehoben.

Artikel 51
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veréffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 21. Juni 2019

Fiir die Kommission
Der Prisident
Jean-Claude JUNCKER
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2019/1027 DER KOMMISSION
vom 21. Juni 2019

zur Genehmigung nicht geringfiigiger Anderungen der Spezifikation eines im Register der
geschiitzten Ursprungsbezeichnungen und der geschiitzten geografischen Angaben eingetragenen
Namens ,,Tiroler Speck” (g. g. A.)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Européischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 21. November 2012
tiber Qualititsregelungen fiir Agrarerzeugnisse und Lebensmittel (), insbesondere auf Artikel 52 Absatz 3 Buchstabe a,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1) GemaR Artikel 53 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 hat die Kommission den Antrag
Osterreichs auf Genehmigung einer Anderung der Spezifikation der geschiitzten geografischen Angabe ,Tiroler
Speck” gepriift, die mit der Verordnung (EG) Nr. 1065/97 der Kommission (?) eingetragen wurde.

(2) Da es sich um nicht geringfiigige Anderungen im Sinne von Artikel 53 Absatz 2 der Verordnung (EU)
Nr. 1151/2012 handelt, hat die Kommission den Antrag auf Anderung gemdf Artikel 50 Absatz 2 der
Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 im Amtsblatt der Europdischen Union (*) verdffentlicht. Dies war auch das erste
Mal, an dem ein Einziges Dokument fiir ,Tiroler Speck” veroffentlicht wurde.

(3)  Zum Zeitpunkt, an dem der Kommission der Antrag auf Anderung iibermittelt wurde, durfte die geschiitzte
geografische Angabe ,Tiroler Speck” den Etikettierungsvorschriften der Produktspezifikation zufolge in keine
andere Sprache iibersetzt werden. Die vorgeschlagene Anderung hatte u. a. zum Ziel, unter bestimmten
Bedingungen auch die Verwendung einer Ubersetzung des geschiitzten Namens zuzulassen.

(4)  Am 7. Mai 2018 ging bei der Kommission ein Einspruch Italiens ein. Die diesbeziigliche Einspruchsbegriindung
ging bei der Kommission am 5. Juli 2018 ein. Italien erhob Einspruch gegen die Anderung der Etikettierungsbe-
schrankungen in Bezug auf die Verwendung von Ubersetzungen des geschiitzten Namens. Italien machte unter
Verweis auf Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe ¢ der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 geltend, dass die Erlaubnis, den
geschiitzten Namen — wenn auch in Verbindung mit dem geschiitzten deutschen Namen — in einer
Ubersetzung zu verwenden, sich nachteilig auf das Bestehen eines ganz oder teilweise gleichlautenden Namens
(Stdtiroler Speck/Speck Alto Adige (PGI)) auswirken wiirde.

(5)  Die Kommission befand den Einspruch fiir zuldssig und forderte Osterreich und Italien mit Schreiben vom
16. August 2018 auf, wihrend eines Zeitraums von drei Monaten geeignete Konsultationen zu fithren, um nach
ihren internen Verfahren eine Einigung zu erzielen.

(6)  Die Parteien haben eine Einigung erzielt. Osterreich iibermittelte der Kommission die Ergebnisse der Einigung mit
Schreiben vom 30. August 2018. Osterreich und Italien einigten sich darauf, dass das Verbot der Ubersetzung des
geschiitzten Namens in den Etikettierungsvorschriften der Produktspezifikation fiir ,Tiroler Speck* (g. g. A.)
beibehalten werden sollte. Aus den oben dargelegten Griinden ergibt sich, dass der Anderungsantrag in Bezug auf
die Etikettierungsvorschriften durch die Einigung ersetzt wurde.

(7)  Laut Nummer 5.5 des veréffentlichten Anderungsantrags hitten die Etikettierungsvorschriften der Produktspezi-
fikation folgende Fassung erhalten sollen:

,Es muss auf jeder verkaufsfertig verpackten Einheit an gut sichtbarer Stelle deutlich lesbar und dauerhaft die
Betriebsnummer, ein Chargenidentifikationsmerkmal in Form einer Chargennummer oder einer Datumsangabe sowie der
Wortlaut Tiroler Speck g. g. A. in dieser Form angegeben werden.

(') ABLL 343vom 14.12.2012, S. 1.

() Verordnung (EG) Nr. 1065/97 der Kommission vom 12. Juni 1997 zur Ergidnzung des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1107/96 iiber
die Eintragung der geographischen Angaben und Ursprungsbezeichnungen gemifl dem in Artikel 17 der Verordnung (EWG)
Nr. 2081/92 des Rates vorgesehenen Verfahren (ABL. L 156 vom 13.6.1997, S. 5).

() ABL C46vom 8.2.2018, S, 8.
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Dariiber hinaus kann weiters der verwendete Fleischteil und/oder die im abgegrenzten geografischen Gebiet liegende Region
des Herstellers angegeben werden. Beispiele fiir die Kennzeichnung: —,Tiroler Speck g. g. A. Schinkenspeck® —Tiroler Speck
g. g A. vom Schinken’ — Tiroler Speck g. g. A. Karreespeck aus dem Zillertal— Tiroler Speck g. g. A. vom Bauch;
Region Otztal".

Eine Angabe in der jeweiligen Verkehrssprache des Vermarktungsgebietes ist maglich, sofern die Bezeichnung ,Tiroler Speck
g. g. A" in deutscher Sprache jedenfalls angefiihrt ist.

Die Anbringung von Namen, Firmenbezeichnungen oder Eigenmarken ist gestattet, sofern die resultierende Aufmachung
nicht irrefiihrend ist.

(8)  Diese Anderung des Anderungsantrags wurden wie folgt begriindet:

,Die ausfiihrliche und umfassende Regelung der Kennzeichnung dient der Verbesserung der Transparenz und Information der
Konsumenten. Weiters wird die Verwendung von Zusatzangaben in der Etikettierung geregelt, um den verwendeten Fleischteil
undfoder die im abgegrenzten geografischen Gebiet liegende Region des Herstellers genauer anzugeben, wodurch die
Regionalitat des Erzeugnisses noch weiter hervorgehoben wird und das Erzeugnis durch die zusdtzliche Angabe des
verwendeten Fleischteiles noch expliziter beschrieben wird. Dadurch werden eine genauere Bezeichnung des Erzeugnisses und
eine gezieltere Information des Konsumenten erreicht.”

(9)  Entsprechend der oben erwihnten Einigung erhalten die Etikettierungsvorschriften stattdessen folgende Fassung:

JJede verkaufsfertig verpackte Einheit muss an gut sichtbarer Stelle deutlich lesbar und dauerhaft die Betriebsnummer, ein
Chargenidentifikationsmerkmal in Form einer Chargennummer oder einer Datumsangabe sowie den Wortlaut der geschiitzten
geografischen Angabe Tiroler Speck’ enthalten. Der Wortlaut der geschiitzten geografischen Angabe ,Tiroler Speck’ darf in
keine andere Sprache iibersetzt werden.

Die Bezeichnung geschiitzte geografische Angabe’ und/oder die Kurzform g. g. A* muss unmittelbar auf den Wortlaut der
geschiitzten geografischen Angabe Tiroler Speck’ folgen und kann auch in einer anderen Verkehrssprache als Deutsch,
alternativ oder zusdtzlich zur deutschen Fassung, angefithrt werden.

Zur Verbesserung der Information des Konsumenten konnen fiir das Produkt zusdtzlich beschreibende Begriffe wie das
verwendete Teilstiick (,Schinkenspeck’, Karreespeck’, ,Bauchspeck’, yom Schinken’, vom Karree’, yom Bauch’) in der jeweiligen
Verkehrssprache des Vermarktungslands angefithrt werden, jedoch klar und deutlich getrennt von der geschiitzten
geografischen Angabe \Tiroler Speck’. Dies kann durch eine zeilenmdfig getrennte Anfiihrung der Angaben erreicht werden,
wobei jedoch ein ausreichender Zeilenabstand gewahrt werden muss. Bei sog. technischen Etiketten‘ kann es allerdings
vorkommen, dass aus Platzgriinden eine zeilenmdfige Abtrennung der beiden Angaben nicht maglich ist.

Unbeschadet der Verpflichtung, zwischen der geschiitzten geografischen Angabe und dem zusdtzlichen beschreibenden Namen
auf den sog. technischen Etiketten’, also den Etiketten, die iiblicherweise auf der Riickseite des verpackten und verkaufsfertigen
Produkts angebracht werden, klar zu unterscheiden, kann es allerdings vorkommen, dass aus Platzgriinden eine zeilenmdfige
Abtrennung der beiden Angaben nicht maglich ist.

Den beschreibenden Bezeichnungen des Erzeugnisses diirfen keinesfalls Ubersetzungen des Herkunfisbezugs der Region Tirol
hinzugefiigt werden.

Dariiber hinaus kann die im abgegrenzten geografischen Gebiet liegende Region des Herstellers angegeben werden, jedoch
getrennt von der geschiitzten geografischen Angabe |Tiroler Speck’ und der Bezeichnung geschiitzte geografische Angabe’
und/oder der Kurzform g. g. A.".

Die Anbringung von Namen, Firmenbezeichnungen oder Eigenmarken ist gestattet, sofern die resultierende Aufmachung
nicht irrefiihrend ist.

(10) Die in der Einigung fiir diese Anderungen angegebene Begriindung, die als Teil des Anderungsantrags in der
Fassung der Einigung anzusehen ist, lautet wie folgt:

,Einerseits wird weiterhin sichergestellt, dass der geschiitzte Name Tiroler Speck’ nur in der eingetragenen Fassung verwendet
wird. Andererseits sicht die beantragte Anderung vor, dass zusdtzliche beschreibende Informationen iiber das Produkt in
Bezug auf die verwendeten Fleischteile und die im abgegrenzten geografischen Gebiet liegende Region angebracht werden
diirfen. Dies wiirde zu einer umfassenden und transparenten Information des Kdufers im Sinne der Verordnung (EU)
Nr. 1169/2011 und einer genaueren Information iiber die geschiitzte geografische Angabe Tiroler Speck’ fiihren. Folgende
Formulierungen konnen als Beispiele angefiihrt werden: Tiroler Speck g. g. A. Schinkenspeck aus dem Zillertal, Tiroler

¢«

Speck g. g. A. vom Schinken’, Tiroler Speck g. g. A. Schinkenspeck.

(11) Da der Inhalt der zwischen Osterreich und Deutschland erzielten Einigung mit den Bestimmungen der
Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 und anderen EU-Rechtsvorschriften im Einklang steht, sollte er beriicksichtigt
werden.
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(12) Das Einzige Dokument wurde entsprechend gedndert. Die aufgrund der Einigung vorgenommenen Anderungen
des Einzigen Dokuments sind nicht wesentlich, und die durch den Einspruch angefochtenen Etikettierungsvor-
schriften werden ohnehin wieder in die urspriingliche Fassung zuriickgefithrt. Deshalb ist eine erneute Priifung
gemdfs Artikel 51 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 nicht erforderlich. Die konsolidierte Fassung des
Einzigen Dokuments sollte jedoch informationshalber veroffentlicht werden.

(13)  Aus diesen Griinden ist die Kommission der Auffassung, dass die Anderung genehmigt werden sollte —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Amtsblatt der Europdischen Union verdffentlichten Anderungen der Spezifikation fiir den Namen ,Tiroler Speck*
(g. g. A.) werden genehmigt. Der Anhang dieser Verordnung enthilt das konsolidierte Einzige Dokument.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 21. Juni 2019

Fiir die Kommission
Der Président
Jean-Claude JUNCKER
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ANHANG

,TIROLER SPECK*
EU-Nr.: PGI-AT-02162 — 8.8.2016
g U () g 8 A. (X)

1. Name(n)

,Tiroler Speck*

2. Mitgliedstaat oder Drittland

Osterreich

3. Beschreibung des Agrarerzeugnisses oder Lebensmittels
3.1. Art des Erzeugnisses

Klasse 1.2. Fleischerzeugnisse (gekocht, gepokelt, gerduchert usw.)

3.2. Beschreibung des Erzeugnisses, fiir das der unter Punkt 1 aufgefiihrte Name gilt

Tiroler Speck g. g. A. ist eine traditionell handwerklich hergestellte Rohpokelware vom Schwein aus den
Fleischteilen Schlogel, Karree, Bauch, Schulter oder Schopf, jeweils ohne Knochen, der trocken gesalzen und mit
einer besonderen Wiirzmischung, welche zumindest Wacholder, schwarzen Pfeffer und Knoblauch enthilt, gewiirzt,
gepokelt, nach einem regionalspezifischen Verfahren unter Verwendung von mindestens 50 % Buchen- oder
Eschenholz kalt gerduchert und luftgetrocknet ist. Die duffere Farbe ist dunkelbraun, der Anschnitt rétlich mit
einem weiflen Speckanteil. Der Geruch ist intensiv aromatisch wiirzig mit deutlicher Reifenote und rauchigem Duft.
Der Geschmack ist leicht gewiirzbetont, getragen von deutlich erkennbaren Rauchnoten auf vollmundigem
Fleischaroma, abgerundet mit einer erkennbaren Salznote.

Chemisch-physikalische und mikrobiologische Eigenschaften:
Wasser-Eiweis-Verhaltnis: maximal 1,7 (Toleranz + 0,2)
Kochsalzgehalt (NaCl): maximal 5,0 % (Toleranz: + 1,5 % [Mitte] + 2,0 % [Rand])

Tiroler Speck wird ausschlieflich im abgegrenzten geografischen Gebiet gefertigt und liegt verpackt unter Vakuum
oder kontrollierter Atmosphire in seiner endgiiltigen Form im Ganzen, als Teilstiick oder geschnitten vor.

3.3. Futter (nur fiir Erzeugnisse tierischen Ursprungs) und Rohstoffe (nur fiir Verarbeitungserzeugnisse)

Das Fleisch fuir Tiroler Speck g. g. A. hat seinen Ursprung in der Europdischen Union und umfasst die Fleischteile
Schlogel mit Schwarte, mit oder ohne Oberschale, Karree mit Schwarte, Bauch mit Schwarte (mit oder ohne
Knorpelleiste), dicke Schulter mit Schwarte, Schopf ohne Schwarte, jeweils ausgelost und nach guter Herstellpraxis
zugeschnitten.

3.4. Besondere Erzeugungsschritte, die in dem abgegrenzten geografischen Gebiet erfolgen miissen

Alle Erzeugungsschritte (vom Einsalzen bis zum Enderzeugnis) finden im abgegrenzten geografischen Gebiet statt.

3.5. Besondere Vorschriften fiir Vorgdnge wie Schneiden, Reiben, Verpacken usw. des Erzeugnisses mit dem eingetragenen Namen

Das Schneiden von Tiroler Speck g. g. A. hat unter Aufsicht einer speziell auf die Herstellung von Tiroler Speck
g. g. A. geschulten Fachkraft, dem sogenannten Tiroler Speckmeister, oder durch diesen selbst zu erfolgen. Beim
Aufschneiden ist jede gefertigte Charge grobsinnlich auf die Abwesenheit unerwiinschter Farb- und Geschmacksver-
dnderungen zu priifen. Zeigen sich dabei Mingel (wie beispielsweise stickige Reifung, Farbfehler oder unakzeptable
Trockenrandausbildung), sind sofort Mafnahmen zur Anpassung der Steuerungsparameter (wie z. B. Temperatur,
Luftfeuchtigkeit oder Prozessschrittdauer) an den noch in Produktion befindlichen Chargen bzw. Einheiten
vorzunehmen. Um diese Qualititssicherstellung zeitnah zu ermoglichen, werden die Tatigkeiten zur Herstellung von
verpackten Einheiten von Tiroler Speck g. g. A. ausschliefSlich innerhalb des Erzeugungsbetriebes bzw. innerhalb des
Betriebsverbundes (= Betrieb eines Unternehmens mit mehreren Standorten, die jeweils einzelne Schritte der
Produktion von Tiroler Speck g. g. A. wahrnehmen oder mehrere Postadressen im selben Bezirk haben)
vorgenommen.
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Um nachteilige Einflisse durch Oxidation und Austrocknung oder durch mikrobiologischen Verderb infolge
Schimmelwachstums und damit Qualititsverluste zu vermeiden, muss die Zeitspanne zwischen dem Schneiden und
dem Verpacken von Tiroler Speck g. g. A. kurz gehalten werden, sodass das Verpacken von Tiroler Speck g. g. A.
im Ganzen, als Teilstick oder geschnitten unter Vakuum oder kontrollierter Atmosphidre innerhalb des
abgegrenzten geografischen Gebiets erfolgen muss. Ist jedoch vor Beginn des Schneidens aus Dispositionsgriinden
eine Lagerung notig, so erfolgt diese ausschlieflich in einer Verpackung (Erstverpackung) unter Vakuum oder
kontrollierter Atmosphire, um Qualititsverluste durch weitere Abtrocknung oder durch mikrobiologischen Verderb
infolge Schimmelwachstums zu vermeiden. In der Folge wird der Tiroler Speck g. g. A. entweder in Teilstiicke fiir
den Haushalt geschnitten oder von der Schwarte befreit, zugerichtet und in Scheiben geschnitten oder kiichenfertig
konfektioniert und jedenfalls unter Vakuum oder kontrollierter Atmosphire verpackt (Endverpackung).

Tiroler Speck g. g. A kann im Ganzen verpackt an Einrichtungen des Lebensmitteleinzelhandels oder der
Gemeinschaftsverpflegung abgegeben werden, sofern dieser in Anwesenheit des Verbrauchers aufgeschnitten wird
und der Anteil der Abgabe von Tiroler Speck im Ganzen maximal 10 % der zugrunde liegenden Tagescharge nicht
tiberschreitet und die verbliebene Menge bei der Kontrolle im Zuge des Schneidens (zu Teilstiicken, Scheiben,
Wiirfeln o. dgl.) keine Anzeichen erkennen ldsst, dass die Charge als solches von Fehlern befallen ist, die darauf
schliefen lassen, dass auch jener Speck fiir die Abgabe im Ganzen fehlerhaft ist.

3.6. Besondere Vorschriften fiir die Kennzeichnung des Erzeugnisses mit dem eingetragenen Namen

Jede verkaufsfertig verpackte Einheit muss an gut sichtbarer Stelle deutlich lesbar und dauerhaft die
Betriebsnummer, ein Chargenidentifikationsmerkmal in Form einer Chargennummer oder einer Datumsangabe
sowie den Wortlaut der geschiitzten geografischen Angabe ,Tiroler Speck” enthalten. Der Wortlaut der geschiitzten
geografischen Angabe ,Tiroler Speck” darf in keine andere Sprache iibersetzt werden.

Die Bezeichnung ,geschiitzte geografische Angabe“ undfoder die Kurzform ,g. g. A“ muss unmittelbar auf den
Wortlaut der geschiitzten geografischen Angabe ,Tiroler Speck folgen und kann auch in einer anderen
Verkehrssprache als Deutsch, alternativ oder zusitzlich zur deutschen Fassung, angefithrt werden.

Zusitzlich konnen beschreibende Bezeichnungen des Erzeugnisses, einschlieflich des verwendeten Fleischteils
(Schinkenspeck, Karreespeck, Bauchspeck bzw. vom Schinken, vom Karree, vom Bauch), in den jeweiligen Verkehrs-
sprachen des Vermarktungslands angefithrt werden, jedoch klar und deutlich getrennt von der geschiitzten
geografischen Angabe ,Tiroler Speck. Dies kann durch eine zeilenmiRig getrennte Anfithrung der Angaben erreicht
werden, wobei jedoch ein ausreichender Zeilenabstand gewahrt werden muss. Bei sog. ,technischen Etiketten“ kann
es allerdings vorkommen, dass aus Platzgriinden eine zeilenmifSige Abtrennung der beiden Angaben nicht méglich
1st.

Den beschreibenden Bezeichnungen des Erzeugnisses diirfen keinesfalls Ubersetzungen des Herkunftsbezugs der
Region Tirol hinzugefiigt werden.

Dariiber hinaus kann die im abgegrenzten geografischen Gebiet liegende Region des Herstellers angegeben werden,
jedoch getrennt von der geschiitzten geografischen Angabe ,Tiroler Speck” und der Bezeichnung ,geschiitzte
geografische Angabe“ und/oder der Kurzform ,g. g. A.“

Die Anbringung von Namen, Firmenbezeichnungen oder Eigenmarken ist gestattet, sofern die resultierende
Aufmachung nicht irrefithrend ist.

4. Kurzbeschreibung der Abgrenzung des geografischen Gebiets

Bundesland Tirol

5. Zusammenhang mit dem geografischen Gebiet

In der béuerlich geprigten Berglandschaft Tirols hat sich die Speckproduktion als Methode zur Konservierung von
Frischfleisch im Laufe vieler Generationen entwickelt und verfeinert. Das Wissen um die spezielle Gewiirzrezeptur
sowie das traditionelle Herstellungsverfahren fiir Tiroler Speck wurde von den Bauern jeweils an ihre Nachkommen
iibertragen. Aus dieser individuell tiberlieferten Tradition bildete sich eine allgemeine Verkehrsauffassung fiir die
heutige gewerbliche Herstellung von Tiroler Speck. Die im Zuge der Verarbeitung notwendige Trocknung in der
reinen Tiroler Gebirgsluft sowie der schonungsvolle Riauchervorgang unter Einsatz bestimmter Gewiirzmischungen
und die Verwendung von Buchen- bzw. Eschenholz zur Raucherzeugung stellen ein spezielles, regionaltypisches
Verfahren dar, welches dem Tiroler Speck seine charakteristisch dunkelbraune dufere Produktoptik verleihen. Die
Anschnittflichen weisen — mit Ausnahme beim Schopfspeck — eine weifle Fettauflage auf und sind von einer
kriftig roten Fleischfarbe, die sich auf der Fleischseite verdunkelt. Der aromatisch wiirzige Geruch mit erkennbarer
Reifenote sowie das leicht gewiirzbetonte, mit merklicher Rauch- und Salznote bestehende Aromabild, wobei der
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Geruch nach Schweinefleisch im Hintergrund bleibt, stellen die unverwechselbaren Eigenschaften des Erzeugnisses
dar. Innerhalb dieses Erscheinungsbildes sind regionale Diversifikationen und Nuancierungen der grobsinnlichen
Eigenschaften iiblich, entsprechend der in den bestimmenden Regionen und Tilern innerhalb des abgegrenzten
geografischen Gebiets verwurzelten kulturellen Auspragung. Dabei werden einzelne Aspekte der Typizitit wie das
Aromaprofil oder die Rauchholznote regional speziell ausgeprigt, ohne dass das Gesamtbild von Tiroler Speck
g. g. A. hierdurch beeinflusst oder abgedndert wird.

Das im geografischen Gebiet entwickelte traditionelle Herstellungsverfahren beruht auf dem von iiber die
Jahrhunderte hinweg iiberlieferten Know-how der Erzeuger.

Das Wissen und die handwerkliche Tradition der Tiroler Speckmeister sind der Garant fiir die hohe Qualitit des
Erzeugnisses und dessen Qualititserhaltung. Die jahrhundertelange praktische Erfahrung des Tiroler Speckmeisters
in Hinblick auf die Einfliisse von Rohstoffen und klimatischen Parametern auf die Qualitit des Erzeugnisses (u. a.
die Kenntnis uiber storende Einflussfaktoren, iiber die Ursachen fiir Abweichungen und sich stindig verindernde
Eigenschaften von Rohstoffen und Umgebungsfaktoren sowie die wechselseitige Einflussnahme der Herstellungs-
parameter) stellt den wesentlichen Faktor zur Erzielung des hohen qualitativen Standards des Endproduktes dar. So
wird die jeweilige Dauer der Lufttrocknung vom Tiroler Speckmeister unter Beriicksichtigung der jeweils aktuellen
klimatischen Gegebenheiten in der Region sowie der Grofe der Fleischteile bemessen, um sicherzustellen, dass eine
sorgfaltige Trocknung erfolgt und ein qualitativ einwandfreies Erzeugnis mit seinen charakteristischen Merkmalen
(dunkelbraune dufere Farbe, mittelfeste bis feste Textur, Wacholderaroma mit erkennbarer Salznote und rauchigem
Duft) hergestellt wird.

Die Uberwachung des Herstellungsverfahrens durch einen fachlich stindig weitergeschulten Tiroler Speckmeister
stellt sicher, dass nachteilige Einfliisse auf das Erzeugnis vermieden werden und es zu keinen Qualititsverlusten
kommt.

Hinweis auf die Veré6ffentlichung der Produktspezifikation

(Artikel 6 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Verordnung)
https:/[www.patentamt.at/herkunftsangaben/tirolerspeck/
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BESCHLUSSE

BESCHLUSS (EU) 2019/1028 DES RATES
vom 14. Juni 2019

iiber den im Namen der Europiischen Union im Rat der Mitglieder des Internationalen Olivenrats
im Hinblick auf Vermarktungsnormen fiir Oliven6l und Oliventrester6l zu vertretenden
Standpunkt

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 207 Absatz 3 in
Verbindung mit Artikel 218 Absatz 9,

auf Vorschlag der Europdischen Kommission,
in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Das Internationale Ubereinkommen von 2015 iiber Olivensl und Tafeloliven (im Folgenden ,Ubereinkommen®)
wurde gemifl dem Beschluss (EU) 2016/1892 des Rates (1) am 18. November 2016 am Sitz der Vereinten
Nationen in New York vorbehaltlich seines Abschlusses zu einem spiteren Zeitpunkt im Namen der Union
unterzeichnet. Das Ubereinkommen ist geméfl Artikel 31 Absatz 2 des Ubereinkommens am 1. Januar 2017
vorldufig in Kraft getreten.

(2)  Das Ubereinkommen wurde am 17. Mai 2019 durch den Beschluss (EU) 2019/848 des Rates (%) geschlossen.

(3)  GemiR Artikel 7 Absatz 1 des Ubereinkommens ist vorgesehen, dass der Rat der Mitglieder des Internationalen
Olivenrats (im Folgenden ,Rat der Mitglieder”) Beschliisse fasst, durch die Vermarktungsnormen fiir Olivendl und
Oliventresterdl geandert werden.

(4)  Auf seiner 109. Tagung vom 17. bis 21. Juni 2019 ist vorgesehen, dass der Rat der Mitglieder Beschliisse fasst,
durch die Vermarktungsnormen fiir Olivenol und Oliventrester6l gedndert werden.

(5)  Es ist zweckmifig, den im Rat der Mitglieder im Namen der Union zu vertretenden Standpunkt festzulegen, da
die anzunehmenden Beschliisse fiir die Union im internationalen Handel mit den anderen Mitgliedern des
Internationalen Olivenrats (IOR) rechtliche Wirkung haben werden und geeignet sind, den Inhalt von Rechtsvor-
schriften der Union, nidmlich derjenigen tiber Vermarktungsnormen, die von der Kommission gemafl Artikel 75
der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates (°) erlassen wurden, mafigeblich
zu beeinflussen.

(6)  Die vom Rat der Mitglieder anzunehmenden Beschliisse betreffen die Anpassung eines Titels, von Prizisions- und
Zahlenabweichungen, Chromatogrammen, Prizisionswerten sowie von Verweisen auf andere Dokumente. Sie
wurden ausfithrlich von wissenschaftlichen und technischen Olivenol-Sachverstindigen der Kommission und der
Mitgliedstaaten erdrtert. Sie werden zur internationalen Angleichung der Normen fiir Olivendl beitragen und
einen Rahmen bilden, der einen fairen Wettbewerb beim Handel mit Erzeugnissen des Olivendlsektors
gewidhrleistet. Diese Beschliisse sollten daher unterstiitzt werden; als Folge dieser werden Anderungen der
Verordnung (EWG) Nr. 256891 der Kommission (*) erforderlich sein.

(7)  Falls die Annahme dieser Beschliisse durch den Rat der Mitglieder auf der 109. Tagung zurtickgestellt wird, da
einige Mitglieder aufSerstande sind, ihre Zustimmung zu erteilen, sollte der im Anhang dieses Beschlusses
festgelegte Standpunkt im Namen der Union im Rahmen eines moglichen Verfahrens zur Annahme von
Beschliissen durch den Rat der Mitglieder durch Schriftwechsel gemiR Artikel 10 Absatz 6 des Ubereinkommens
vertreten werden. Das Verfahren zur Annahme von Beschliissen durch Schriftwechsel sollte vor der nichsten
ordentlichen Tagung des Rates der Mitglieder im November 2019 eingeleitet werden.

(") Beschluss (EU) 2016/1892 des Rates vom 10. Oktober 2016 iiber die Unterzeichnung — im Namen der Européischen Union — und die
vorldufige Anwendung des Internationalen Ubereinkommens von 2015 iiber Olivensl und Tafeloliven (ABL L 293 vom 28.10.2016,
S.2).

() Beschluss (EU) 2019/848 des Rates vom 17. Mai 2019 iiber den Abschluss des Internationalen Ubereinkommens von 2015 iiber
Olivenél und Tafeloliven im Namen der Europdischen Union (ABL. L 139 vom 27.5.2019, S. 1).

(}) Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 iiber eine gemeinsame
Marktorganisation fiir landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79,
(EG)Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 (ABI. L 347 vom 20.12.2013, S. 671).

(*) Verordnung (EWG) Nr. 2568/91 der Kommission vom 11. Juli 1991 iiber die Merkmale von Olivenélen und Oliventresterolen sowie die
Verfahren zu ihrer Bestimmung (ABL. L 248 vom 5.9.1991, S. 1).
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(8)  Zur Wahrung der Interessen der Union sollten die Vertreter der Union im Rat der Mitglieder die Befugnis
erhalten, auf der 109. Tagung des Rates der Mitglieder zu beantragen, dass die Annahme von Beschliissen zur
Anderung von Vermarktungsnormen fiir Olivendl und Oliventresterdl zuriickgestellt wird, wenn vor oder
wihrend jener Tagung neue wissenschaftliche oder technische Informationen vorgelegt werden, die den im
Namen der Union zu vertretenden Standpunkt infrage stellen —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Der Standpunkt, der im Namen der Union im Rat der Mitglieder auf seiner 109. Tagung vom 17. bis 21. Juni 2019 oder
im Rahmen eines vor dessen nichster ordentlicher Tagung im November 2019 einzuleitenden Verfahrens zur Annahme
von Beschliissen durch den Rat der Mitglieder durch Schriftwechsel im Hinblick auf Vermarktungsnormen fiir Olivensl
und Oliventresterdl zu vertreten ist, ist im Anhang festgelegt.

Artikel 2

Wenn vor oder wihrend der 109. Tagung des Rates der Mitglieder neue wissenschaftliche oder technische Informationen
vorgelegt werden, die den Standpunkt gemaf8 Artikel 1 beeinflussen konnten, beantragt die Union, dass die Annahme
von Beschliissen zur Anderung von Vermarktungsnormen fiir Olivensl und Oliventresterdl durch den Rat der Mitglieder
zuriickgestellt wird, bis der Standpunkt der Union auf Grundlage der neuen Informationen festgelegt ist.

Artikel 3

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft.

Geschehen zu Luxemburg am 14. Juni 2019.

Im Namen des Rates
Der Prisident
E.O. TEODOROVICI



L 167/26 Amtsblatt der Europdischen Union 24.6.2019

ANHANG

Die Union unterstiitzt auf der 109. Tagung des Rates der Mitglieder vom 17. bis 21. Juni 2019 oder im Rahmen eines
vor dessen nachster ordentlicher Tagung im November 2019 einzuleitenden Verfahrens zur Annahme von Beschliissen
durch den Rat der Mitglieder durch Schriftwechsel die folgenden Anderungen von IOR-Verfahren:

— die Uberarbeitung des Verfahrens COI/T.20/Doc. Nr. 19/Rev. 5 (,UV-spektrofotometrische Analyse®) durch Streichung
eines absoluten Werts und Anpassung von Prizisionswerten;

— die Uberarbeitung des Verfahrens COI/T.20/Doc. Nr. 42-2[Rev. 3 (,Prizisionswerte der vom Internationalen Olivenrat
angenommenen Analyseverfahren®) durch Anpassung der Prizisionswerte im Zusammenhang mit den Verfahren
COI/T.20/Doc. Nr. 19 und COI/T.20/Doc. Nr. 26;

— die Uberarbeitung des Verfahrens COI/T.20/Doc. Nr. 26/Rev. 4 (,Bestimmung der Zusammensetzung von und des
Gehalts an Sterinen und alkoholischen Verbindungen durch Kapillargaschromatografie“) durch Anpassung des Titels,
der Prazisions- und Zahlenabweichungen und der Chromatogramme.

Technische Anpassungen anderer Verfahren oder Dokumente des IOR konnen von den Vertretern der Union im Rat der
Mitglieder ohne weiteren Beschluss des Rates vereinbart werden, sofern sich diese technischen Anpassungen aus
Anderungen gemif$ Absatz 1 ergeben.
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BESCHLUSS (EU) 2019/1029 DES RATES
vom 18. Juni 2019

ilber den im Namen der Europiischen Union in den einschligigen Ausschiissen der

Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen fiir Europa hinsichtlich der Vorschlige fiir

Anpassungen der UN-Regelungen Nr. 14, 17, 24, 30, 44, 51, 64, 75, 78, 79, 83, 85, 90, 115, 117,

129, 138, 139, 140 und 145, der Vorschlige fiir Anpassungen der globalen technischen Regelungen

(GTR) Nr. 15 und 19, des Vorschlags zur Anderung der gemeinsamen EntschlieBung M.R.2, des

Vorschlags fiir eine neue UN-Regelung und des Vorschlags fiir (Anderungen der) Genehmigungen
zur Erarbeitung von GTR zu vertretenden Standpunkt

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 114 in Verbindung mit
Artikel 218 Absatz 9,

auf Vorschlag der Europdischen Kommission,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)

()

-

—
-

Mit dem Beschluss 97/836/EG des Rates (') ist die Union dem Ubereinkommen der Wirtschaftskommission fiir
Europa der Vereinten Nationen (UNECE) iiber die Annahme einheitlicher technischer Vorschriften fiir
Radfahrzeuge, Ausriistungsgegenstinde und Teile, die in Radfahrzeuge(n) eingebaut und/oder verwendet werden
konnen, und die Bedingungen fiir die gegenseitige Anerkennung von Genehmigungen, die nach diesen
Vorschriften erteilt wurden (,Geindertes Ubereinkommen von 1958%), beigetreten. Das gednderte
Ubereinkommen von 1958 trat am 24. Mirz 1998 in Kraft.

Mit dem Beschluss 2000/125/EG (?) des Rates ist die Union dem Ubereinkommen iiber die Festlegung globaler
technischer Regelungen fiir Radfahrzeuge, Ausriistungsgegenstinde und Teile, die in Radfahrzeuge(n) eingebaut
und/oder verwendet werden konnen (,Parallelitbereinkommen®) beigetreten. Das Paralleliibereinkommen trat am
15. Februar 2000 in Kraft.

Nach Artikel 1 des Geénderten Ubereinkommens von 1958 und Artikel 6 des Parallelibereinkommens konnen
der Verwaltungsausschuss des Gednderten Ubereinkommens von 1958 und der Exekutivausschuss des Parallel-
abkommens (im Folgenden ,einschldgige Ausschiisse der UNECE“) die Vorschlige fiir Anpassungen der UN-
Regelungen Nr. 14, 17, 24, 30, 44, 51, 64, 75, 78, 79, 83, 85, 90, 115, 117, 129, 138, 139, 140 und 145, die
Vorschlage fir Anpassungen der globalen technischen Regelungen (GTR) Nr. 15 und 19, den Vorschlag zur
Anderung der gemeinsamen EntschlieRung M.R.2, den Vorschlag fiir eine neue UN-Regelung und die Vorschlige
fiir (Anderungen der) Genehmigungen zur Erarbeitung von GTR — insofern relevant — annehmen (im Folgenden
~Mantelbeschluss®).

Die einschligigen Ausschiisse der UNECE planen, auf der 178. Sitzung des Weltforums, die vom 24. bis 28. Juni
2019 stattfindet, einen Mantelbeschluss beziiglich der Verwaltungsbestimmungen und einheitlicher technischer
Vorschriften fiir die Genehmigung von Radfahrzeugen, Ausriistungsgegenstinden und Teilen, die in Radfahrzeuge
(n) eingebaut und/oder verwendet werden konnen, sowie beziiglich globaler technischer Regelungen fiir dieselben
anzunehmen.

Es ist daher angebracht, den in den einschldgigen Ausschiissen der UNECE im Namen der Union zu vertretenden
Standpunkt zur Annahme der Vorschlige fur UN-Regelungen festzulegen, da diese Regelungen fur die Union
bindend sein werden und geeignet sind, den Inhalt von Rechtsvorschriften der Union im Bereich der
Typgenehmigung von Fahrzeugen mafigeblich zu beeinflussen.

Mit der Richtlinie 2007/46/EG des Europdischen Parlaments und des Rates (}) wurden die Genehmigungssysteme
der Mitgliedstaaten durch ein EU-Genehmigungsverfahren ersetzt und damit ein harmonisierter Rahmen mit den
Verwaltungsbestimmungen und allgemeinen technischen Anforderungen fiir alle Neufahrzeuge, Systeme, Bauteile
und selbststindigen technischen Einheiten geschaffen. Mit dieser Richtlinie wurden nach dem Geidnderten
Ubereinkommen von 1958 erlassene Regelungen (im Folgenden ,UN-Regelungen®) in das EU-Typgenehmi-
gungssystem integriert, entweder als Anforderungen fiir die Typgenehmigung oder als Alternative zu Rechtsvor-
schriften der Union. Seit Erlass der Richtlinie 2007/46/EG wurden UN-Regelungen zunehmend in die Rechtsvor-
schriften der Union aufgenommen.

Beschluss 97/836/EG des Rates vom 27. November 1997 iiber den Beitritt der Europdischen Gemeinschaft zu dem Ubereinkommen der
Wirtschaftskommission fiir Europa der Vereinten Nationen iiber die Annahme einheitlicher technischer Vorschriften fiir Radfahrzeuge,
Ausriistungsgegenstinde und Teile, die in Radfahrzeuge(n) eingebaut und/oder verwendet werden konnen, und die Bedingungen fiir die
gegenseitige Anerkennung von Genehmigungen, die nach diesen Vorschriften erteilt wurden (,Gedndertes Ubereinkommen von 1958
(ABL.L 346 vom 17.12.1997, S. 78).

Beschluss 2000/125/EG des Rates vom 31. Januar 2000 betreffend den Abschluss des Ubereinkommens iiber die Festlegung globaler
technischer Regelungen fiir Radfahrzeuge, Ausriistungsgegenstinde und Teile, die in Radfahrzeuge(n) eingebaut und/oder verwendet
werden konnen (,Paralleliibereinkommen®) (ABI. L 35 vom 10.2.2000, S. 12).

Richtlinie 2007/46/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 5. September 2007 zur Schaffung eines Rahmens fiir die
Genehmigung von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhingern sowie von Systemen, Bauteilen und selbststindigen technischen
Einheiten fur diese Fahrzeuge (Rahmenrichtlinie) (ABL. L 263 vom 9.10.2007, S. 1).
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(7)  In Bezug auf bestimmte Teile oder Merkmale und in Anbetracht der bisherigen Erfahrungen und des technischen
Fortschritts miissen die Anforderungen der UN-Regelungen Nr. 17, 24, 30, 44, 64, 75, 78, 79, 83, 85, 90, 115,
117, 129, 138, 139 und 140 erginzt und die globalen technischen Regelungen der Vereinten Nationen (GTR)
Nr. 15 und 19 geidndert werden. Dariiber hinaus miissen einige Bestimmungen der UN-Regelungen Nr. 14, 51,
83, 129 und 145 sowie der globalen technischen Regelung der Vereinten Nationen Nr. 15 korrigiert werden.
Schlieflich miissen neue Anforderungen an das Notbrems-Assistenzsystem angenommen werden.

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Der Standpunkt, der im Namen der Union im Verwaltungsausschuss des Gednderten Ubereinkommens von 1958 und
im Exekutivausschuss des Paralleliibereinkommens auf der 178. Sitzung des Weltforums vom 24. bis 28. Juni 2019 zu
vertreten ist, besteht darin, fiir die im Anhang dieses Beschlusses aufgefithrten Vorschlige zu stimmen.

Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft.

Geschehen zu Luxemburg am 18. Juni 2019.

Im Namen des Rates
Der Prisident
P. DAEA
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ANHANG
Rlzgeli erig Titel des Tagesordnungspunkts Dokumentennummer (*)

14 Vorschlag fiir die Berichtigung 1 der Ergénzung 6 der Anderungsserie | ECE[TRANS/WP.29/2019/56
07 zu UN-Regelung Nr. 14 (Verankerungen der Sicherheitsgurte)

17 Vorschlag fiir die Ergdnzung 1 der Anderungsserie 09 zu UN-Regelung | ECE/TRANS/WP.29/2019/35
Nr. 17 (Widerstandsfahigkeit der Sitze)

24 Vorschlag fiir die Ergdnzung 5 der Anderungsserie 03 zu UN-Regelung | ECE/TRANS/WP.29/2019/41
Nr. 24 (sichtbare luftverunreinigende Stoffe, Messung der Leistung von
Motoren mit Selbstziindung (Emissionen von Dieselmotoren))

30 Vorschlag fiir die Erginzung 21 der Anderungsserie 02 zu UN-Rege- | ECE/TRANS/WP.29/2019/50
lung Nr. 30 (Luftreifen fiir Kraftfahrzeuge und ihre Anhinger)

44 Vorschlag fiir die Erginzung 16 der Anderungsserie 04 zu UN-Rege- | ECE/TRANS/WP.29/2019/36
lung Nr. 44 (Kinderriickhaltesysteme)

51 Vorschlag fiir eine Berichtigung der Ergdnzung 4 der Anderungsserie | ECE/TRANS/WP.29/2019/51
03 zu UN-Regelung Nr. 51 (Gerduschemissionen von Fahrzeugen der
Klassen M und N)

64 Vorschlag fiir die Ergdnzung 1 der Anderungsserie 03 zu UN-Regelung | ECE/TRANS/WP.29/2019/52
Nr. 64 (Komplettnotrad, Notlaufreifen)

75 Vorschlag fiir die Ergdnzung 18 der urspriinglichen Anderungsserie zu | ECE/TRANS/WP.29/2019/53
UN-Regelung Nr. 75 (Luftreifen fiir Kraftrdder und Mopeds)

78 Vorschlag fiir die Ergdnzung 1 der Anderungsserie 04 zu UN-Regelung | ECE/TRANS/WP.29/2019/46
Nr. 78 (Kraftradbremsen)

79 Vorschlag fiir die Ergdnzung 1 der Anderungsserie 03 zu UN-Regelung | ECE/TRANS/WP.29/2019/73
Nr. 79 (Lenkanlage)

83 Vorschlag fiir die Erginzung 13 der Anderungsserie 06 zu UN-Rege- | ECE/TRANS/WP.29/2019/42
lung Nr. 83 (Emissionen von Fahrzeugen der Klassen M, und N))

83 Vorschlag fiir die Ergdnzung 9 der Anderungsserie 07 zu UN-Regelung | ECE/TRANS/WP.29/2019/43
Nr. 83 (Emissionen von Fahrzeugen der Klassen M, und N))

83 Vorschlag fiir die Berichtigung 1 der Ergdnzung 8 der Anderungsserie | ECE/TRANS/WP.29/2019/60
07 zu UN-Regelung Nr. 83 (Emissionen von Fahrzeugen der Klassen
M, und N))

85 Vorschlag fiir die Erginzung 9 zu UN-Regelung Nr. 85 (Messung der | ECE/TRANS/WP.29/2019/44
Nutzleistung und der 30-Minuten-Leistung)

90 Vorschlag fiir die Ergdnzung 5 der Anderungsserie 02 zu UN-Regelung | ECE/TRANS/WP.29/2019/47
Nr. 90 (Ersatzteile fiir Bremsen)

115 Entwurf der Erginzung 8 zu UN-Regelung Nr. 115 (Nachriistsysteme | ECE/TRANS/WP.29/2019/45
fur Fliissig- und Erdgasantrieb)

117 Vorschlag fiir die Erginzung 10 der Anderungsserie 02 zu UN-Rege- | ECE/TRANS/WP.29/2019/54
lung Nr. 117 (Reifen — Rollwiderstand, Rollgerdusche und Nassgriffig-
keit)

129 Vorschlag fiir die Ergdnzung 9 der urspriinglichen Anderungsserie zu | ECE/TRANS/WP.29/2019/37

UN-Regelung Nr. 129 (Verbesserte Kinderriickhaltesysteme)




L 167/30 Amtsblatt der Europdischen Union 24.6.2019
leg'eﬁl erfg Titel des Tagesordnungspunkts Dokumentennummer (')

129 Vorschlag fiir die Ergdnzung 6 der Anderungsserie 01 zu UN-Regelung | ECE/TRANS/WP.29/2019/38
Nr. 129 (Verbesserte Kinderriickhaltesysteme)

129 Vorschlag fiir die Ergénzung 5 der Anderungsserie 02 zu UN-Regelung | ECE/TRANS/WP.29/2019/39
Nr. 129 (Verbesserte Kinderriickhaltesysteme)

129 Vorschlag fiir die Ergdnzung 2 der Anderungsserie 03 zu UN-Regelung | ECE/TRANS/WP.29/2019/40
Nr. 129 (Verbesserte Kinderriickhaltesysteme)

129 Vorschlag fiir die Berichtigung 3 der urspriinglichen Fassung der UN- | ECE/TRANS/WP.29/2019/58
Regelung Nr. 129 (Verbesserte Kinderriickhaltesysteme)

129 Vorschlag fiir die Berichtigung 1 der Anderungsserie 03 zu UN-Rege- | ECE/TRANS/WP.29/2019/59
lung Nr. 129 (Verbesserte Kinderriickhaltesysteme)

138 Vorschlag fiir die Ergdnzung 1 der Anderungsserie 01 zu UN-Regelung | ECE/TRANS/WP.29/2019/55
Nr. 138 (Gerduscharme Straenfahrzeuge)

139 Vorschlag fiir die Ergdnzung 2 zu UN-Regelung Nr. 139 (Bremsassis- | ECE/TRANS/WP.29/2019/48
tenzsysteme)

140 Vorschlag fiir die Ergdnzung 3 zu UN-Regelung Nr. 140 (Elektronisches | ECE/TRANS/WP.29/2019/49
Fahrdynamik-Regelsystem)

145 Vorschlag fiir die Berichtigung 1 der urspriinglichen Fassung der UN- | ECE/TRANS/WP.29/2019/57
Regelung Nr. 145 (ISOFIX-Verankerungssysteme, Verankerungen fiir
den oberen ISOFIX-Haltegurt und i-Sitzplitze)

Neue UN- | Vorschlag fiir eine neue UN-Regelung iiber einheitliche Bedingungen | ECE/TRANS/WP.29/2019/61
Regelung | fir die Genehmigung von Kraftfahrzeugen hinsichtlich des Notbrems-

Assistenzsystems (AEBS) in Fahrzeugen der Klassen M, und N,

(') Alle in der Tabelle genannten Dokumente sind unter folgendem Link verfiugbar:

wp29/wp29wgs/wp29gen/gen2018.html.

http://www.unece.org/trans/main/

GTR-Nr.

Titel des Tagesordnungspunkts

Dokumentennummer

15

Vorschlag fiir die Anderung 5 der globalen technischen Regelung der
UN Nr. 15 (Weltweites harmonisiertes Priifverfahren fiir leichte Nutz-
fahrzeuge (WLTP))

ECE/TRANS/WP.29/2019/62

15

Vorschlag fur eine Berichtigung der globalen technischen Regelung der
UN Nr. 15 (Weltweites harmonisiertes Priifverfahren fiir leichte Nutz-
fahrzeuge (WLTP)); nur franzdsische Fassung

ECE/TRANS/WP.29/2019/66

Vorschlag fiir eine Berichtigung der Anderung 1 der globalen techni-
schen Regelung der UN Nr. 15 (Weltweites harmonisiertes Priifverfah-
ren firr leichte Nutzfahrzeuge (WLTP)); nur franzosische Fassung

ECE/TRANS/WP.29/2019/67

Vorschlag fiir eine Berichtigung der Anderung 2 der globalen techni-
schen Regelung der UN Nr. 15 (Weltweites harmonisiertes Priifverfah-
ren firr leichte Nutzfahrzeuge (WLTP)); nur franzosische Fassung

ECE/TRANS/WP.29/2019/68

Vorschlag fiir eine Berichtigung der Anderung 3 der globalen techni-
schen Regelung der UN Nr. 15 (Weltweites harmonisiertes Priifverfah-
ren firr leichte Nutzfahrzeuge (WLTP)); nur franzosische Fassung

ECE/TRANS/WP.29/2019/69

Vorschlag fiir eine Berichtigung der Anderung 4 der globalen techni-
schen Regelung der UN Nr. 15 (Weltweites harmonisiertes Priifverfah-
ren firr leichte Nutzfahrzeuge (WLTP)); nur franzosische Fassung

ECE/TRANS/WP.29/2019/70

19

Vorschlag fiir die Anderung 2 der globalen technischen Regelung der
UN Nr. 19 (Verfahren fiir die Priifung der Verdunstungsemissionen im
Rahmen des weltweiten harmonisierten Priifverfahrens fiir leichte Nutz-
fahrzeuge (EVAP WLTP))

ECE/TRANS/WP.29/2019/64
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http://www.unece.org/trans/main/wp29/wp29wgs/wp29gen/gen2018.html

24.6.2019 Amtsblatt der Europdischen Union L 167/31

Nr. der
gemein-

samen Titel des Tagesordnungspunkts Dokumentennummer
Entschlie-

Bung

M.R.2 Vorschlag fiir die Anderung 1 der gemeinsamen Entschliefung Nr. ECE/TRANS/WP.29/2019/71
2 mit Begriffsbestimmungen fiir Fahrzeugantriebssysteme

Verschie-

denes Titel des Tagesordnungspunkts Dokumentennummer

Uberarbeitete Genehmigung zur Ausarbeitung der Anderung Nr. 2 | ECE/TRANS/WP.29/AC.3/48/Rev.1
der globalen technischen Regelung der Vereinten Nationen Nr. 16
(Reifen)

Vorschlag fiir Anderungen der Genehmigung zur Ausarbeitung der ECE/TRANS/WP.29/2019/72
globalen technischen Regelung der UN iiber Emissionen im prakti-
schen Fahrbetrieb

Genehmigung zur Erarbeitung einer neuen globalen technischen Re- ECE/TRANS/WP.29/AC.3/53
gelung der UN iiber die Bestimmung der Leistung von Fahrzeugen
mit Elektroantrieb
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DURCHFUHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2019/1030 DER KOMMISSION
vom 21. Juni 2019

zur Verschiebung des Ablaufdatums der Genehmigung von Indoxacarb zur Verwendung in
Biozidprodukten der Produktart 18

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europaischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2012 iiber die
Bereitstellung auf dem Markt und die Verwendung von Biozidprodukten ('), insbesondere auf Artikel 14 Absatz 5,

nach Anhérung des Stindigen Ausschusses fiir Biozidprodukte,
in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Der Wirkstoff Indoxacarb wurde in Anhang I der Richtlinie 98/8/EG des Europdischen Parlaments und des
Rates (}) zur Verwendung in Biozidprodukten der Produktart 18 aufgenommen und gilt daher nach Artikel 86
der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 vorbehaltlich der Bestimmungen und Bedingungen in Anhang I der
genannten Richtlinie als gemdfl der genannten Verordnung genehmigt.

(2)  Die Genehmigung von Indoxacarb zur Verwendung in Biozidprodukten der Produktart 18 lduft am
31. Dezember 2019 aus. Gemidfl Artikel 13 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 wurde am
28. Juni 2018 ein Antrag auf Erneuerung der Genehmigung von Indoxacarb gestellt.

(3)  Am 12. November 2018 teilte die bewertende zustindige Behorde Frankreichs der Kommission mit, dass nach
Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 eine umfassende Bewertung des Antrags notwendig sei.
Gemifs Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 528/2012 bewertet die bewertende zustindige Behorde den
Antrag innerhalb von 365 Tagen nach seiner Validierung umfassend.

(4)  Die bewertende zustindige Behorde kann gemifs Artikel 8 Absatz 2 der genannten Verordnung gegebenenfalls
verlangen, dass der Antragsteller ausreichende Daten vorlegt, damit die Bewertung durchgefithrt werden kann. In
diesem Fall wird die Frist von 365 Tagen fur hochstens 180 Tage insgesamt ausgesetzt, es sei denn, die Art der
angeforderten Angaben oder aullergewohnliche Umstinde rechtfertigen eine lingere Aussetzung.

(5)  Innerhalb von 270 Tagen nach Eingang der Empfehlung der bewertenden zustindigen Behorde verfasst die
Europdische Chemikalienagentur (im Folgenden die ,Agentur”) gemifS Artikel 14 Absatz 3 der Verordnung (EU)
Nr. 528/2012 eine Stellungnahme zur Verlingerung der Genehmigung des Wirkstoffs und tibermittelt sie der
Kommission.

(6)  Folglich ist zu erwarten, dass die Genehmigung von Indoxacarb zur Verwendung in Biozidprodukten der
Produktart 18 aus Griinden, die der Antragsteller nicht zu verantworten hat, auslduft, bevor dber die
Verlingerung entschieden wird. Es empfiehlt sich daher, den Ablauf der Genehmigung von Indoxacarb zur
Verwendung in Biozidprodukten der Produktart 18 um einen ausreichend langen Zeitraum hinauszuschieben,
damit der Antrag gepriift werden kann. Angesichts der fir die Bewertung durch die bewertende zustindige
Behorde und die Verfassung und Ubermittlung der Stellungnahme der Agentur eingeriumten Fristen, ist es
angebracht, das Ablaufdatum der Genehmigung auf den 30. Juni 2022 zu verschieben.

(7)  Abgesehen vom Ablaufdatum der Genehmigung bleibt Indoxacarb zur Verwendung in Biozidprodukten der
Produktart 18 vorbehaltlich der Bestimmungen und Bedingungen des Anhangs I der Richtlinie 98/8/EG
genehmigt —

(') ABL.L167 vom 27.6.2012,S.1.
(*) Richtlinie 98/8/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 1998 iiber das Inverkehrbringen von Biozid-Produkten
(ABL.L 123 vom 24.4.1998, S.1).
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HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Das Ablaufdatum der Genehmigung von Indoxacarb zur Verwendung in Biozidprodukten der Produktart 18 wird auf
den 30. Juni 2022 verschoben.

Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am zwanzigsten Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Briissel, den 21. Juni 2019

Fiir die Kommission
Der Prisident
Jean-Claude JUNCKER
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DURCHFUHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2019/1031 DER KOMMISSION
vom 21. Juni 2019

zur Anderung des Anhangs des Durchfithrungsbeschlusses 2014/709/EU mit tierseuchenrechtlichen
Mafinahmen zur Bekimpfung der Afrikanischen Schweinepest in bestimmten Mitgliedstaaten

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2019) 4883)

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Richtlinie 89/662/EWG des Rates vom 11. Dezember 1989 zur Regelung der veterindrrechtlichen
Kontrollen im innergemeinschaftlichen Handel im Hinblick auf den gemeinsamen Binnenmarkt ('), insbesondere auf
Artikel 9 Absatz 4,

gestiitzt auf die Richtlinie 90/425/EWG des Rates vom 26. Juni 1990 zur Regelung der veterinirrechtlichen Kontrollen
im Handel mit lebenden Tieren und Erzeugnissen innerhalb der Union im Hinblick auf den Binnenmarkt (%),
insbesondere auf Artikel 10 Absatz 4,

gestiitzt auf die Richtlinie 2002/99/EG des Rates vom 16. Dezember 2002 zur Festlegung von tierseuchenrechtlichen
Vorschriften fiir das Herstellen, die Verarbeitung, den Vertrieb und die Einfuhr von Lebensmitteln tierischen
Ursprungs (%), insbesondere auf Artikel 4 Absatz 3,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)~ Mit dem Durchfithrungsbeschluss 2014/709/EU der Kommission (*) werden tierseuchenrechtliche Maffnahmen
zur Bekimpfung der Afrikanischen Schweinepest in bestimmten Mitgliedstaaten festgelegt, in denen Fille dieser
Seuche bei Haus- oder Wildschweinen bestitigt wurden (im Folgenden ,betroffene Mitgliedstaaten®). Im Anhang
des genannten Durchfithrungsbeschlusses sind in den Teilen I bis IV bestimmte Gebicte der betroffenen
Mitgliedstaaten abgegrenzt und nach ihrem Risikoniveau entsprechend der Lage in Bezug auf die genannte Seuche
eingestuft. Der Anhang des Durchfithrungsbeschlusses 2014/709/EU ist unter Beriicksichtigung der geinderten
Lage in Bezug auf die Afrikanische Schweinepest in der Union, die sich in diesem Anhang widerspiegeln muss,
mehrmals gedndert worden. Nach Ausbriichen der Afrikanischen Schweinepest in Litauen und Polen wurde der
Anhang des Durchfithrungsbeschlusses 2014/709/EU zuletzt durch den Durchfithrungsbeschluss (EU) 2019/975
der Kommission (°) gedndert.

(2)  Seit dem Erlass des Durchfithrungsbeschlusses (EU) 2019/975 sind weitere Fille der Afrikanischen Schweinepest
bei Haus- und Wildschweinen in Polen, Litauen und Ruménien aufgetreten, was sich ebenfalls im Anhang des
Durchfithrungsbeschlusses 2014/709/EU widerspiegeln sollte.

(3)  Im Juni 2019 kam es zu zwei Ausbriichen der Afrikanischen Schweinepest bei Hausschweinen in den Bezirken
Marijampolé und Prienai in Litauen; in Gebieten, die derzeit in Teil Il des Anhangs des Durchfiithrungsbeschlusses
2014/709/EU aufgefithrt sind. Durch diese Ausbriiche der Afrikanischen Schweinepest bei Hausschweinen erhoht
sich das Risiko, was sich in dem genannten Anhang widerspiegeln sollte. Dementsprechend sollten diese Gebiete
in Litauen, die von der Afrikanischen Schweinepest betroffen sind, statt in Teil Il nun in Teil IIl des Anhangs des
Durchfithrungsbeschlusses 2014/709/EU aufgefiihrt werden.

(4)  Im Juni 2019 kam es zu einem Ausbruch der Afrikanischen Schweinepest bei Hausschweinen im Powiat
Bartoszycki in Polen, in einem Gebiet, das derzeit in Teil II des Anhangs des Durchfithrungsbeschlusses
2014/709/EU aufgefiihrt ist. Durch diesen Ausbruch der Afrikanischen Schweinepest bei Hausschweinen erhoht
sich das Risiko, was sich in dem genannten Anhang widerspiegeln sollte. Dementsprechend sollte dieses Gebiet in
Polen, das von der Afrikanischen Schweinepest betroffen ist, statt in Teil II in Teil Il des Anhangs des Durchfiih-
rungsbeschlusses 2014/709/EU aufgefithrt werden.

1

(") ABLL395vom 30.12.1989,S.13.

() ABLL224vom 18.8.1990,S. 29.

() ABL.L18vom 23.1.2003,S.11.

(*) Durchfithrungsbeschluss 2014/709/EU der Kommission vom 9. Oktober 2014 mit tierseuchenrechtlichen Mafnahmen zur
Bekimpfung der Afrikanischen Schweinepest in bestimmten Mitgliedstaaten und zur Aufhebung des Durchfiithrungsbeschlusses
2014/178[EU (ABL.L 295 vom 11.10.2014, S. 63). B

() Durchfithrungsbeschluss (EU) 2019/975 der Kommission vom 13. Juni 2019 zur Anderung des Anhangs des Durchfithrungsbeschlusses
2014/709/EU mit tierseuchenrechtlichen Maffnahmen zur Bekdmpfung der Afrikanischen Schweinepest in bestimmten Mitgliedstaaten
(ABL.L 157 vom 14.6.2019, S. 31).

7\
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(5)  Im Juni 2019 wurde ein Ausbruch der Afrikanischen Schweinepest bei Wildschweinen im Powiat Wegrowski in
Polen festgestellt; dieses Gebiet ist derzeit in Teil I des Anhangs des Durchfithrungsbeschlusses 2014/709/EU
aufgefithrt. Durch diesen Fall der Afrikanischen Schweinepest bei Wildschweinen erhoht sich das Risiko, was sich
in dem genannten Anhang widerspiegeln sollte. Dementsprechend sollte dieses Gebiet in Polen, das von der
Afrikanischen Schweinepest betroffen ist, statt in Teil I in Teil II des Anhangs des Durchfithrungsbeschlusses
2014/709/EU aufgefiihrt werden.

(6) Im Juni 2019 wurde ein Ausbruch der Afrikanischen Schweinepest bei Hausschweinen im Kreis Valcea in
Ruminien festgestellt; dieses Gebiet ist derzeit in Teil I des Anhangs des Durchfithrungsbeschlusses 2014/709/EU
aufgefiihrt. Durch diesen Fall der Afrikanischen Schweinepest bei Hausschweinen erhoht sich das Risiko, was sich
in dem genannten Anhang widerspiegeln sollte. Dementsprechend sollte dieses Gebiet in Rumdnien, das von der
Afrikanischen Schweinepest betroffen ist, statt in Teil I nun in Teil IIl des Anhangs des Durchfithrungsbeschlusses
2014/709/EU aufgefiihrt werden.

(7)  Um den jiingsten epidemiologischen Entwicklungen in Bezug auf die Afrikanische Schweinepest in der Union
Rechnung zu tragen und die mit der Ausbreitung dieser Seuche verbundenen Risiken proaktiv anzugehen, sollten
in Litauen, Polen und Ruménien neue, ausreichend grofle Gebiete mit hohem Risiko festgelegt und in die Teile I,
II und III des Anhangs des Durchfithrungsbeschlusses 2014/709/EU aufgenommen werden. Der Anhang des
Durchfithrungsbeschlusses 2014/709/EU sollte daher entsprechend geidndert werden.

(8)  Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maflnahmen entsprechen der Stellungnahme des Stiandigen Ausschusses fiir
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Der Anhang des Durchfithrungsbeschlusses 2014/709/EU erhilt die Fassung des Anhangs des vorliegenden Beschlusses.

Artikel 2

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Briissel, den 21. Juni 2019

Fiir die Kommission
Vytenis ANDRIUKAITIS
Mitglied der Kommission
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ANHANG

Der Anhang des Durchfithrungsbeschlusses 2014/709/EU erhilt folgende Fassung:
+ANHANG

TEIL I
1. Belgien

Die folgenden Gebiete in Belgien:

in der Provinz Luxemburg:

— das Gebiet wird im Uhrzeigersinn begrenzt durch:
— die Grenze zu Frankreich,

— Rue Mersinhat,

— die N818 bis zur Kreuzung mit der N83,

— die N83 bis zur Kreuzung mit der N884,

— die N884 bis zur Kreuzung mit der N824,
— die N824 bis zur Kreuzung mit Le Routeux,
— Le Routeux,

— Rue d'Orgéo,

— Rue de la Vierre,

— Rue du Bout-d’en-Bas,

— Rue Sous I'Eglise,

— Rue Notre-Dame,

— Rue du Centre,

— die N845 bis zur Kreuzung mit der N85,

— die N85 bis zur Kreuzung mit der N40,

— die N40 bis zur Kreuzung mit der N802,

— die N802 bis zur Kreuzung mit der N825,
— die N825 bis zur Kreuzung mit der E25-E411,
— die E25-E411 bis zur Kreuzung mit der N40,
— N40: Burnaimont, Rue de Luxembourg, Rue Ranci, Rue de la Chapelle,
— Rue du Tombois,

— Rue Du Pierroy,

— Rue Saint-Orban,

— Rue Saint-Aubain,

— Rue des Cottages,

— Rue de Relune,

— Rue de Rulune,

— Route de 'Ermitage,

— NB87: Route de Habay,

— Chemin des Ecoliers,

— Le Routy,

— Rue Burgknapp,

— Rue de la Halte,

— Rue du Centre,

— Rue de I'Eglise,
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Rue du Marquisat,

Rue de la Carriére,

Rue de la Lorraine,

Rue du Beynert,

Millewée,

Rue du Tram,

Millewée,

N4: Route de Bastogne, Avenue de Longwy, Route de Luxembourg,
die Grenze zum Groffherzogtum Luxemburg,

die Grenze zu Frankreich,

die N87 bis zur Kreuzung mit der N871 auf der Hohe von Rouvroy,
die N871 bis zur Kreuzung mit der N88,

die N88 bis zur Kreuzung mit der Rue Baillet Latour,

die Rue Baillet Latour bis zur Kreuzung mit der N811,

die N811 bis zur Kreuzung mit der N88,

die N88 bis zur Kreuzung mit der N883 auf der Hohe von Aubange,
die N883 bis zur Kreuzung mit der N81 auf der Hohe von Aubange,
die N81 bis zur Kreuzung mit der E25-E411,

die E25-E411 bis zur Kreuzung mit der N40,

die N40 bis zur Kreuzung mit der Rue du Fet,

Rue du Fet,

Rue de I'Accord bis zur Kreuzung mit der Rue de la Gaume,

Rue de la Gaume bis zur Kreuzung mit der Rue des Bruyeres,

Rue des Bruyeres,

Rue de Neufchateau,

Rue de la Motte,

die N894 bis zur Kreuzung mit der N85,

die N85 bis zur Kreuzung mit der Grenze zu Frankreich.

2. Bulgarien

Die folgenden Gebiete in Bulgarien:

in Varna the whole region excluding the villages covered in Part II;

in Silistra region:

whole municipality of Glavinitza,
whole municipality of Tutrakan,
whithinmunicipality of Dulovo:
— Ball,

— Vokil,

— Grancharovo,

— Doletz,

— Oven,

— Okorsh,

— Oreshene,

— Paisievo,

— Pravda,
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— Prohlada,

— Ruyno,

— Sekulovo,

— Skala,

— Yarebitsa,
— within municipality of Sitovo:

— Bosna,

— Garvan,

— Irnik,

— Iskra,

— Nova Popina,

— Polyana,

— Popina,

— Sitovo,

— Yastrebna,
— within municipality of Silistra:

— Vetren,
in Dobrich region:
— whole municipality of Baltchik,
— wholemunicipality of General Toshevo,
— whole municipality of Dobrich,
— whole municipality of Dobrich-selska (Dobrichka),
— within municipality of Krushari:

— Severnyak,

— Abrit,

— Dobrin,

— Alexandria,

— Polkovnik Dyakovo,

— Poruchik Kardzhievo,

— Zagortzi,

— Zementsi,

— Koriten,

— Krushari,

— Bistretz,

— Efreytor Bakalovo,

— Telerig,

— Lozenetz,

— Krushari,

— Severnyak,

— Severtsi,
— within municipality of Kavarna:

— Krupen,

— Belgun,
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— Bilo,
— Septemvriytsi,
— Travnik,

whole municipality of Tervel, except Brestnitsa and Kolartzi,

in Ruse region:

within municipality of Slivo pole:
— Babovo,

— Brashlen,

— Golyamo vranovo,

— Malko vranovo,

— Ryahovo,

— Slivo pole,

— Borisovo,

within municipality of Ruse:
— Sandrovo,

— Prosena,

— Nikolovo,

— Marten,

— Dolno Ablanovo,

— Ruse,

— Chervena voda,

— Basarbovo,

within municipality of Ivanovo:
— Krasen,

— Bozhichen,

— Pirgovo,

— Mechka,

— Trastenik,

within municipality of Borovo:
— Batin,

— Gorno Ablanovo,

— Ekzarh Yosif,

— Obretenik,

— Batin,

within municipality of Tsenovo:
— Kirivina,

— Belyanovo,

— Novgrad,

— Dzhulyunitza,

— Beltzov,

— Tsenovo,

— Piperkovo,

— Karamanovo,
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in Veliko Tarnovo region:

within municipality of Svishtov:
— Sovata,

— Vardim,

— Svishtov,

— Tzarevets,

— Bulgarsko Slivovo,

— Oresh,

in Pleven region:

within municipality of Belene:
— Dekov,

— Belene,

— Kulina voda,

— Byala voda,

within municipality of Nikopol:
— Lozitza,

— Dragash voyvoda,

— Lyubenovo,

— Nikopol,

— Debovo,

— Evlogievo,

— Muselievo,

— Zhernov,

— Cherkovitza,

within municipality of Gulyantzi:
— Somovit,

— Dolni vit,

— Milkovitsa,

— Shiyakovo,

— Lenkovo,

— Kreta,

— Gulyantzi,

— Brest,

— Dabovan,

— Zagrazhdan,

— Gigen,

— Iskar,

within municipality of Dolna Mitropoliya:

— Komarevo,
— Baykal,

— Slavovitsa,
— Bregare,

— Orehovitsa,
— Krushovene,
— Stavertzi,

— Gostilya,
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in Vratza region:

within municipality of Oryahovo:

Dolni vadin,
Gorni vadin,
Ostrov,
Galovo,
Leskovets,
Selanovtsi,

Oryahovo,

within municipality of Miziya:

Saraevo,
Miziya,
Voyvodovo,

Sofronievo,

within municipality of Kozloduy:

Harlets,
Glozhene,
Butan,

Kozloduy,

in Montana region:

within municipality of Valtchedram:

Dolni Tzibar,
Gorni Tzibar,
Ignatovo,
Zlatiya,
Razgrad,
Botevo,
Valtchedram,
Mokresh,

within municipality Lom:

Kovatchitza,
Stanevo,

Lom,

Zemphyr,

Dolno Linevo,
Traykovo,
Staliyska mahala,
Orsoya,

Slivata,

Dobri dol,

within municipality of Brusartsi:

Vasilyiovtzi,

Dondukovo,
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in Vidin region:

— within municipality of Ruzhintsi:

Dinkovo,
Topolovets,

Drenovets,

— within municipality of Dimovo:

Artchar,
Septemvriytzi,
Yarlovitza,
Vodnyantzi,
Shipot,

Izvor,

Mali Drenovetz,
Lagoshevtzi,

Darzhanitza,

— within municipality of Vidin:

Vartop,
Botevo,
Gaytantsi,
Tzar Simeonovo,
Ivanovtsi,
Zheglitza,
Sinagovtsi,
Dunavtsi,
Bukovets,
Bela Rada,
Slana bara,
Novoseltsi,
Ruptzi,
Akatsievo,
Vidin,
Inovo,
Kapitanovtsi,
Pokrayna,
Antimovo,
Kutovo,
Slanotran,
Koshava,

Gomotartsi.

3. Estland

Die folgenden Gebiete in Estland:

— Hiiu maakond.
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4. Ungarn

Die folgenden Gebiete in Ungarn:

— Borsod-Abatij-Zemplén megye 651100, 651300, 651400, 651500, 651610, 651700, 651801, 651802,
651803, 651900, 652000, 652200, 652300, 652601, 652602, 652603, 652700, 652900, 653000, 653100,
653200, 653300, 653401, 653403, 653500, 653600, 653700, 653800, 653900, 654000, 654201, 654202,
654301, 654302, 654400, 654501, 654502, 654600, 654700, 654800, 654900, 655000, 655100, 655200,
655300, 655500, 655600, 655700, 655800, 655901, 655902, 656000, 656100, 656200, 656300, 656400,
656600, 657300, 657400, 657500, 657600, 657700, 657800, 657900, 658000, 658201, 658202 és 658403
kédszdmu vadgazdalkoddsi egységeinek teljes teriilete,

— Hajda-Bihar megye 900750, 901250, 901260, 901270, 901350, 901551, 901560, 901570, 901580, 901590,
901650, 901660, 901750, 901950, 902050, 902150, 902250, 902350, 902450, 902550, 902650, 902660,
902670, 902750, 903250, 903650, 903750, 903850, 904350, 904750, 904760, 904850, 904860, 905360,
905450 és 905550 kddszamu vadgazdilkodasi egységeinek teljes teriilete,

— Heves megye 702550, 703350, 703360, 703450, 703550, 703610, 703750, 703850, 703950, 704050,
704150, 704250, 704350, 704450, 704550, 704650, 704750, 704850, 704950, 705050, és 705350
kédszamt vadgazdalkodasi egységeinek teljes teriilete,

— Jasz-Nagykun-Szolnok megye 750150, 750160, 750250, 750260, 750350, 750450, 750460, 750550, 750650,
750750, 750850, 750950, 751150, 752150 és755550 kddszdmii vadgazddlkoddsi egységeinek teljes teriilete,

— Nograd megye 552010, 552150, 552250, 552350, 552450, 552460, 552520, 552550, 552610, 552620,
552710, 552850, 552860, 552950, 552970, 553050, 553110, 553250, 553260, 553350, 553650, 553750,
553850, 553910 és 554050 kodszamu vadgazdalkoddsi egységeinek teljes teriilete,

— Pest megye 571250, 571350, 571550, 571610, 571750, 571760, 572250, 572350, 572550, 572850, 572950,
573360, 573450, 580050 és 580450 kodszam vadgazdalkodasi egységeinek teljes teriilete,

— Szabolcs-Szatmar-Bereg megye 851950, 852350, 852450, 852550, 852750, 853560, 853650, 853751,
853850, 853950, 853960, 854050, 854150, 854250, 854350, 855350, 855450, 855550, 855650, 855660 és
855850 kodszdmii vadgazdalkoddsi egységeinek teljes teriilete.

5. Lettland

Die folgenden Gebiete in Lettland:

— Aizputes novada Aizputes, Ciravas, LaZas, Kazdangas pagasts un Aizputes pilséta,
— Alsungas novads,

— Durbes novada Dunalkas un Tadaiku pagasts,

— Kuldigas novada Gudenieku pagasts,

— Pavilostas novada Sakas pagasts un Pavilostas pilséta,

— Stopinu novada dala, kas atrodas uz rietumiem no autocela V36, P4 un P5, Acones ielas, Daugulupes ielas un
Daugulupites,

— Ventspils novada Jurkalnes pagasts,
— Grobinas novada Bartas un Gaviezes pagasts,

— Rucavas novada Dunikas pagasts.
6. Litauen

Die folgenden Gebiete in Litauen:
— Jurbarko rajono savivaldybé: Smalininky ir Viesvilés senitinijos,

— Kelmés rajono savivaldybé: Kelmeés, Kelmés apylinkiy, Kraziy, Kukeciy senitinijos dalis i pietus nuo kelio Nr. 2128
ir i vakarus nuo kelio Nr. 2106, Lioliy, Pakrazancio senitinijos, Tytuvény senitinijos dalis | vakarus ir $iaure nuo
kelio Nr. 157 ir i vakarus nuo kelio Nr. 2105 ir Tytuvény apylinkiy senitinijos dalis { Siaure¢ nuo kelio Nr. 157 ir |
vakarus nuo kelio Nr. 2105, ir Vaiguvos senitinijos,

— Pagégiy savivaldybe,
— Plungés rajono savivaldybe,

— Raseiniy rajono savivaldybé: Girkalnio ir Kalnujy senitinijos dalis | Siaure nuo kelio Nr A1, Nemaksciy, Paliepiy,
Raseiniy, Raseiniy miesto ir Viduklés senitinijos,

— Rietavo savivaldybe,
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— Skuodo rajono savivaldybeg,
— Silalés rajono savivaldybé,
— Silutés rajono savivaldybé: Juknaiciy, Kinty, Silutés ir Usény senifinijos,
— Tauragés rajono savivaldybé: Lauksargiy, Skaudvilés, Tauragés, Mazony, Tauragés miesto ir Zygaiciy senitinijos.
7. Polen

Die folgenden Gebiete in Polen:

w wojewodztwie warmifisko-mazurskim:

— gmina Ruciane — Nida w powiecie piskim,

— czg$¢ gminy Mitki polozona na zachdd od linii wyznaczonej przez droge nr 63, cze$¢ gminy Ryn polozona na
potudnie od linii kolejowej taczacej miejscowosci Gizycko i Ketrzyn, cze$¢ gminy Gizycko polozona na poludnie
od linii wyznaczonej przez droge nr 59 biegnaca od zachodniej granicy gminy do granicy miasta Gizycko, na

potudnie od linii wyznaczonej przez droge nr 63 biegnacg od poludniowej granicy gminy do granicy miasta
Gizycko i na poludnie od granicy miasta Gizycko w powiecie gizyckim,

— gminy Mikolajki, Piecki, cz¢§¢ gminy Sorkwity polozona na potudnie od drogi nr 16 i czg§¢ gminy wiejskiej
Mragowo polozona na potudnie od linii wyznaczonej przez droge nr 16 biegngca od zachodniej granicy gminy

do granicy miasta Mragowo oraz na potudnie od linii wyznaczonej przez droge nr 59 biegnacg od wschodniej
granicy gminy do granicy miasta Mragowo w powiecie mragowskim,

— gminy DZwierzuty, Rozogi i Swigtajno w powiecie szczycieniskim,

— gminy Gronowo Elblgskie, Markusy, Rychliki, cz¢$¢ gminy Elblag polozona na zachéd od zachodniej granicy
powiatu miejskiego Elblag i na pdélnoc od linii wyznaczonej przez droge nr 22 i cze$¢ gminy Tolkmicko
niewymieniona w czesci Il zalagcznika w powiecie elblgskim oraz strefa wod przybrzeznych Zalewu Wislanego
i Zatoki Elblaskiej,

— gminy Barczewo, Biskupiec, Dobre Miasto, Dywity, Jonkowo, Swiatki i cze$¢ gminy Jeziorany potozona na
potudnie od linii wyznaczonej przez droge nr 593 w powiecie olsztynskim,

— gminy tukta, Milakowo, Maldyty, Mitomlyn i Morgg w powiecie ostrédzkim,
— gmina Zalewo w powiecie ilawskim,
w wojewodztwie podlaskim:

— gminy Rudka, Wyszki, cz¢$¢ gminy Brafisk polozona na pétnoc od linii od linii wyznaczonej przez droge nr 66
biegnaca od wschodniej granicy gminy do granicy miasta Branisk i miasto Bransk w powiecie bielskim,

— gmina Perlejewo w powiecie siemiatyckim,
— gminy Kolno z miastem Kolno, Maly Plock i Turo§l w powiecie kolneriskim,
— gmina Po$wigtne w powiecie biatostockim,

— gminy Kulesze Koscielne, Nowe Piekuty, Szepietowo, Klukowo, Ciechanowiec, Wysokie Mazowieckie z miastem
Wysokie Mazowieckie, Czyzew w powiecie wysokomazowieckim,

— gminy Miastkowo, Nowogréd, Sniadowo i Zbéjna w powiecie fomzynskim,

— powiat zambrowski;

w wojewodztwie mazowieckim:

— gminy Rzekun, Troszyn, Lelis, Czerwin, Lyse i Goworowo w powiecie ostroleckim,
— powiat miejski Ostroleka,

— powiat ostrowski,

— gminy Karniewo, Makéw Mazowiecki, Rzewnie i Szelkéw w powiecie makowskim,
— gmina Krasne w powiecie przasnyskim,

— gminy Bodzanéw, Bulkowo, Mala Wies, StaroZreby i Wyszogréd w powiecie plockim,

— gminy Ciechanéw z miastem Ciechanéw, Glinojeck, Golymin — Osrodek, Ojrzen, Opinogéra Gérna i Sonsk
w powiecie ciechanowskim,
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— gminy Baboszewo, Dzierzgznia, Plofisk z miastem Plofisk i Sochocin w powiecie plofiskim,

— gminy Gzy, Obryte, Zatory, Pultusk i cze$¢ gminy Winnica polozona na wschdd od linii wyznaczonej przez
droge aczacyg miejscowosci Bielany, Winnica i Pokrzywnica w powiecie pultuskim,

— gminy Branszczyk, Diugosiodlo, Rzasénik, Wyszkow, Zabrodzie i cz¢$¢ gminy Somianka potozona na péinoc od
linii wyznaczonej przez droge nr 62 w powiecie wyszkowskim,

— gminy Jadéw, Klembdw, Poswigtne, Strachéwka i Tluszcz w powiecie wolominskim,

— gminy Dobre, Stanistaw6w, cz¢$¢ gminy Jakubéw polozona na péinoc od linii wyznaczonej przez droge nr A2,
cze$¢ gminy Kaluszyn polozona na pélnoc od linii wyznaczonej przez drogi nr 2 i 92 i cze$¢ gminy Minsk
Mazowiecki polozona na pétnoc od linii wyznaczonej przez droge nr A2 w powiecie minskim,

— gminy Garbatka Letnisko, Gniewoszéw i Sieciechéw w powiecie kozienickim,
— gminy Baranéw i Jaktoréw w powiecie grodziskim,

— powiat zyrardowski,

— gminy Belsk Duzy, Bledéw, Goszczyn i Mogielnica w powiecie gréjeckim,

— gminy Bialobrzegi, Promna, Stara Blotnica, WySmierzyce i cz¢$¢ gminy Stromiec polozona na potudnie od linii
wyznaczonej przez droge nr 48 w powiecie bialobrzeskim,

— gminy Jedlifisk, Jastrzebia i Pionki z miastem Pionki w powiecie radomskim,

— gminy l{6w, Nowa Sucha, Rybno, czg$¢ gminy Teresin polozona na potudnie od linii wyznaczonej przez droge nr
92, czgé¢ gminy wiejskiej Sochaczew polozona na potudnie od linii wyznaczonej przez droge nr 92 i czesé
miasta Sochaczew polozona na poludniowy zachéd od linii wyznaczonej przez drogi nr 50 i 92 w powiecie
sochaczewskim,

— gmina Policzna w powiecie zwoleniskim,
— gmina Solec nad Wista w powiecie lipskim;
w wojewddztwie lubelskim:

— gminy Belzyce, Borzechéw, Bychawa, Niedrzwica Duza, Jastkéw, Konopnica, Strzyzewice, Wysokie, Wojciechéw
i Zakrzew w powiecie lubelskim,

— gminy Miaczyn, Nielisz, Sitno, Komaréw-Osada, Sutéw, czg¢$¢ gminy Szczebrzeszyn potozona na pétnoc od linii
wyznaczonej przez droge nr 74 biegnaca od wschodniej granicy gminy do granicy miasta Szczebrzesyzn i czg$é
gminy wiejskiej Zamo$¢ polozona na pénoc od linii wyznaczonej przez droge nr 74 w powiecie zamojskim,

— powiat miejski Zamos¢,

— gmina Jeziorzany i cz¢$¢ gminy Kock potozona na zachdd od linii wyznaczonej przez rzeke Czarna w powiecie
lubartowskim,

— gminy Adaméw i Serokomla w powiecie tukowskim,

— gminy Nowodwor, Ryki, Ulez i miasto De¢blin w powiecie ryckim,

— gminy Janowiec, i czg$¢ gminy wiejskiej Pulawy potozona na zachdd od rzeki Wisty w powiecie putawskim,
— gminy Chodel, Karczmiska, Laziska, Opole Lubelskie, Poniatowa i Wilkéw w powiecie opolskim,

— gminy Rudnik i Zétkiewkaw powiecie krasnostawskim,

— gminy Belzec, Jarczéw, Lubycza Krélewska, Rachanie, Susiec, Ulhéwek i cze§¢ gminy taszczéw polozona na
potudnie od linii wyznaczonej przez droge nr 852 w powiecie tomaszowskim,

— gminy tukowa i Obsza w powiecie bilgorajskim,

— gminy Kra$nik z miastem Kra$nik, Szastarka, Trzydnik Duzy, Urzedéw, Wilkolaz i Zakrzéwek w powiecie
krasnickim,

— gminy Modliborzyce i Potok Wielki w powiecie janowskim;

w wojewddztwie podkarpackim:

— powiat lubaczowski,

— gminy Laszki i Wigzownica w powiecie jarostawskim,

— gminy Pysznica, Zaleszany i miasto Stalowa Wola w powiecie stalowowolskim,

— gmina Gorzyce w powiecie tarnobrzeskim;
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w wojewodztwie Swietokrzyskim:

— gminy Tartéw i Ozaréw w powiecie opatowskim,

— gminy Dwikozy, Zawichost i miasto Sandomierz w powiecie sandomierskim.

8. Ruminien

Die folgenden Gebiete in Ruménien:

— Judetul Alba,
— Judetul Cluj,
— Judetul Harghita,

— Judetul Hunedoara,

— Judetul Iasi,

— Judetul Neamt,

Restul judetului Mehedinti care nu a fost inclus in Partea III cu urmitoarele comune:

Comuna Garla Mare,

Hinova,
Burila Mare,
Gruia,
Pristol,

Dubova,

Municipiul Drobeta Turnu Severin,

Eselnita,
Salcia,
Devesel,
Svinita,
Gogosu,
Simian,
Orsova,
Obarsia Closani,
Baia de Arami,
Bala,

Floresti,
Brosteni,
Corcova,
Isverna,
Balta,

Podeni,
Ciresu,
Tlovita,
Ponoarele,
lovit,
Patulele,
Jiana,

Iyvoru Barzii,
Malovat,
Bélvinesti,

Breznita Ocol,
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Godeanu,
Padina Mare,
Corligel,
Vanju Mare,
Vanjulet,
Obarsia de Camp,
Vanitori,
Vladaia,
Punghina,
Cujmir,
Oprisor,
Darvari,
Cdzdnesti,
Husnicioara,
Poroina Mare,
Prunisor,
Tdmna,
Livezile,
Rogova,
Voloiac,
Sisesti,
Sovarna,

Bilicita,

— Judetul Gorj,

— Judetul Suceava,

— Judetul Mures,

— Judetul Sibiu,

— Judetul Caras-Severin.

1. Belgien

Die folgenden Gebiete in Belgien:
in der Provinz Luxemburg:

— das Gebiet wird im Uhrzeigersinn begrenzt durch:

TEIL II

— die Grenze zu Frankreich auf der Hohe von Florenville,

— die N85 bis zur Kreuzung mit der N894 auf der Hohe von Florenville,

— die N894 bis zur Kreuzung mit der Rue de la Motte,

— Rue de la Motte bis zur Kreuzung mit der Rue de Neufchiteau,

— Rue de Neufchateau,

— Rue des Bruyeres bis zur Kreuzung mit der Rue de la Gaume,

— Rue de la Gaume bis zur Kreuzung mit der Rue de I'Accord,
— Rue de I'Accord,
— Rue du Fet,

— die N40 bis zur Kreuzung mit der E25-E411,
— die E25-E411 bis zur Kreuzung mit der N81 auf der Hohe von Weyler,
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die N81 bis zur Kreuzung mit der N883 auf der Hohe von Aubange,
die N883 bis zur Kreuzung mit der N88 auf der Hohe von Aubange,
die N88 bis zur Kreuzung mit der N811,

die N811 bis zur Kreuzung mit der Rue Baillet Latour,

die Rue Baillet Latour bis zur Kreuzung mit der N88,

die N88 bis zur Kreuzung mit der N871,

die N871 bis zur Kreuzung mit der N87 auf der Hohe von Rouvroy,

die N87 bis zur Kreuzung mit der Grenze zu Frankreich.

2. Bulgarien

Die folgenden Gebiete in Bulgarien:

in Varna region:

within municipality of Beloslav:
— Razdelna,

within municipalty of Devnya:
— Devnya,

— Povelyanovo,

— Padina,

within municipality of Vetrino:
— Gabarnitsa,

within municipality of Provadiya:
— Staroselets,

— Petrov dol,

— Provadiya,

— Dobrina,

— Manastir,

— Zhitnitsa,

— Tutrakantsi,

— Bozveliysko,

— Barzitsa,

— Tchayka,

within municipality of Avren:
— Trastikovo,

— Sindel,

— Avren,

— Kazashka reka,

— Yunak,

— Tsarevtsi,

— Dabravino,

within municipality of Dalgopol:
— Tsonevo,

— Velichkovo,

within municipality of Dolni chiflik:
— Nova shipka,

— Goren chiflik,
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— Pchelnik,

— Venelin,

in Silistra region:

within municipality of Kaynardzha:
— Voynovo,

— Kaynardzha,

— Kranovo,

— Zarnik,

— Dobrudzhanka,

— Golesh,

— Svetoslav,

— Polkovnik Cholakovo,
— Kamentzi,

— Gospodinovo,

— Davidovo,

— Sredishte,

— Strelkovo,

— Poprusanovo,

— Posev,

within municipality of Alfatar:
— Alfatar,

— Alekovo,

— Bistra,

— Kautlovitza,

— Tzar Asen,

— Chukovetz,

— Vasil Levski,

within municipality of Silistra:
— Glavan,

— Silistra,

— Aydemir,

— Babuk,

— Popkralevo,

— Bogorovo,

— Bradvari,

— Sratzimir,

— Bulgarka,

— Tsenovich,

— Sarpovo,

— Srebarna,

— Smiletz,

— Profesor Ishirkovo,

— Polkovnik Lambrinovo,

— Kalipetrovo,
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— Kazimir,
— Yordanovo,
— within municipality of Sitovo:
— Dobrotitza,
— Lyuben,
— Slatina,
— within municipality of Dulovo:
— Varbino,
— Polkovnik Taslakovo,
— Kolobar,
— Kozyak,
— Mezhden,
— Tcherkovna,
— Dulovo,
— Razdel,
— Tchernik,
— Poroyno,
— Vodno,
— Zlatoklas,
— Tchernolik,
in Dobrich region:
— within municipality of Krushari:
— Kapitan Dimitrovo,
— Ognyanovo,
— Zimnitza,
— Gaber,
— within municipality of Dobrich-selska:
— Altsek,
— Vodnyantsi,
— Feldfebel Denkovo,
— Hitovo,
— within municipality of Tervel:
— Brestnitza,
— Kolartzi,
— Angelariy,
— Balik,
— Bezmer,
— Bozhan,
— Bonevo,
— Voynikovo,
— Glavantsi,
— Gradnitsa,
— Guslar,
— Kableshkovo,

— Kladentsi,
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within municipality Shabla:

within municipality of Kavarna:

Kochmar,

Mali izvor,

Nova Kamena,
Onogur,
Polkovnik Savovo,
Popgruevo,
Profesor Zlatarski,
Sartents,

Tervel,

Chestimenstko,

Shabla,
Tyulenovo,
Bozhanovo,
Gorun,
Gorichane,
Prolez,
Ezeretz,
Zahari Stoyanovo,
Vaklino,
Granichar,
Durankulak,
Krapetz,
Smin,
Staevtsi,
Tvarditsa,

Chernomortzi,

Balgarevo,
Bozhurets,
Vranino,

Vidno,

Irechek,
Kavarna,
Kamen briag,
Mogilishte,
Neykovo,
Poruchik Chunchevo,
Rakovski,

Sveti Nikola,
Seltse,

Topola,
Travnik,

Hadzhi Dimitar,

Chelopechene.
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3. Estland

Die folgenden Gebiete in Estland:

— Eesti Vabariik (vdlja arvatud Hiiu maakond).
4. Ungarn

Die folgenden Gebiete in Ungarn:

— Heves megye 700150, 700250, 700260, 700350, 700450, 700460, 700550, 700650, 700750, 700850,
700860, 700950, 701050, 701111, 701150, 701250, 701350, 701550, 701560, 701650, 701750, 701850,
701950, 702050, 702150, 702250, 702260, 702350, 702450, 702750, 702850, 702950, 703050, 703150,
703250, 703370, 705150,705250, 705450,705510 és 705610 kédszdmu vadgazdilkoddsi egységeinek teljes
tertilete,

— Szabolcs-Szatmdr-Bereg megye 850950, 851050, 851150, 851250, 851350, 851450, 851550, 851560,
851650, 851660, 851751, 851752, 852850, 852860, 852950, 852960, 853050, 853150, 853160, 853250,
853260, 853350, 853360, 853450, 853550, 854450, 854550, 854560, 854650, 854660, 854750, 854850,
854860, 854870, 854950, 855050, 855150, 855250, 855460, 855750, 855950, 855960, 856051, 856150,
856250, 856260, 856350, 856360, 856450, 856550, 856650, 856750, 856760, 856850, 856950, 857050,
857150, 857350, 857450, 857650, valamint 850150, 850250, 850260, 850350, 850450, 850550, 852050,
852150, 852250 és 857550, tovabbd 850650, 850850, 851851 és 851852 kddszdmii vadgazdalkoddsi
egységeinek teljes teriilete,

— Nograd megye 550110, 550120, 550130, 550210, 550310, 550320, 550450, 550460, 550510, 550610,
550710, 550810, 550950, 551010, 551150, 551160, 551250, 551350, 551360, 551450, 551460, 551550,
551650, 551710, 551810, 551821, 552360 és 552960 kédszdmu vadgazdalkodasi egységeinek teljes teriilete,

— Borsod-Abatij-Zemplén megye 650100, 650200, 650300, 650400, 650500, 650600, 650700, 650800,
650900, 651000, 651200, 652100, 655400, 656701, 656702, 656800, 656900, 657010, 657100, 658100,
658310, 658401, 658402, 658404, 658500, 658600, 658700, 658801, 658802, 658901, 658902, 659000,
659100, 659210, 659220, 659300, 659400, 659500, 659601, 659602, 659701, 659800, 659901, 660000,
660100, 660200, 660400, 660501, 660502, 660600 és 660800, valamint 652400, 652500 és 652800
kédszdmu vadgazdalkoddsi egységeinek teljes teriilete,

— Hajda-Bihar megye 900150, 900250, 900350, 900450, 900550, 900650, 900660, 900670, 901850, 900850,
900860, 900930, 900950, 901050, 901150, 901450, 902850, 902860, 902950, 902960, 903050, 903150,
903350, 903360, 903370, 903450, 903550, 904450, 904460, 904550, 904650 kdédszamii vadgazdalkoddsi
egységeinek teljes teriilete.

5. Lettland

Die folgenden Gebiete in Lettland:

— AdaZu novads,

— Aizputes novada Kalvenes pagasts,
— Aglonas novads,

— Aizkraukles novads,

— Aknistes novads,

— Alojas novads,

— Aliiksnes novads,

— Amatas novads,

— Apes novads,

— Auces novads,

— Babites novads,

— Baldones novads,

— Baltinavas novads,

— Balvu novads,

— Bauskas novads,

— Beverinas novads,

— Brocénu novada Blidenes pagasts, Remtes pagasta dala uz austrumiem no autocela 1154 un P109,

— Burtnieku novads,
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— Carnikavas novads,
— Césu novads,

— Cesvaines novads,
— (iblas novads,

— Dagdas novads,

— Daugavpils novads,
— Dobeles novads,
— Dundagas novads,
— Durbes novada Durbes un Vecpils pagasts,
— Engures novads,
— Erglu novads,

— Garkalnes novads,
— Gulbenes novads,
— lecavas novads,

— Ikskiles novads,

— Ilakstes novads,
— Incukalna novads,
— Jaunjelgavas novads,
— Jaunpiebalgas novads,
— Jaunpils novads,
— Jékabpils novads,
— Jelgavas novads,
— Kandavas novads,
— Karsavas novads,
— Keguma novads,
— Kekavas novads,
— Kocénu novads,
— Kokneses novads,
— Kraslavas novads,
— Krimuldas novads,
— Krustpils novads,

— Kuldigas novada Edoles, Ivandes, Padures, Rendas, Kabiles, Rumbas, Kurmales, Pel¢u, Snépeles, Turlavas, Laidu un
Varmes pagasts, Kuldigas pilséta,

— Lielvardes novads,
— Ligatnes novads,
— Limbazu novads,
— Livanu novads,
— Lubanas novads,
— Ludzas novads,
— Madonas novads,
— Malpils novads,
— Marupes novads,
— Mazsalacas novads,
— Meérsraga novads,
— Nauksénu novads,

— Neretas novads,
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Ogres novads,

Olaines novads,

Ozolnieku novads,
Pargaujas novads,

Plavinu novads,

Preilu novads,

Priekules novads,

Prieku]u novads,

Raunas novads,

republikas pilséta Daugavpils,
republikas pilséta Jelgava,
republikas pilséta Jekabpils,
republikas pilséta Jarmala,
republikas pilséta Rézekne,
republikas pilséta Valmiera,
Rézeknes novads,

Riebinu novads,

Rojas novads,

Ropazu novads,

Rugaju novads,

Rundales novads,

Rijienas novads,
Salacgrivas novads,

Salas novads,

Salaspils novads,

Saldus novada Novadnieku, Kursisu, Zvardes, Pampalu, Skédes, Nigrandes, Zanas, Ezeres, Rubas, Jaunauces un

Vadakstes pagasts,
Saulkrastu novads,
Sé€jas novads,
Siguldas novads,
Skriveru novads,
Skrundas novads,

Smiltenes novads,

Stopinu novada dala, kas atrodas uz austrumiem no autocela V36, P4 un P5, Acones ielas, Daugulupes ielas un

Daugulupites,
Strenc¢u novads,
Talsu novads,
Teérvetes novads,
Tukuma novads,
Vainodes novads,
Valkas novads,
Varaklanu novads,
Varkavas novads,
Vecpiebalgas novads,

Vecumnieku novads,
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— Ventspils novada Ances, Targales, Popes, Varves, Uzavas, Piltenes, Puzes, Ziru, Ugales, Usmas un Zleku pagasts,
Piltenes pilséta,

— Viesites novads,
— Vilakas novads,
— Vilanu novads,

— Zilupes novads.

6. Litauen

Die folgenden Gebiete in Litauen:

— Alytaus miesto savivaldybe,

— Alytaus rajono savivaldybe,

— Anyks¢iy rajono savivaldybe,

— Akmenés rajono savivaldybé: Ventos ir Papilés senitinijos,
— BirZy miesto savivaldybg,

— BirZy rajono savivaldybe,

— Druskininky savivaldybé,

— Elektrény savivaldybe,

— Ignalinos rajono savivaldybé,

— Jonavos rajono savivaldybé,

— Joniskio rajono savivaldybé: Kepaliy, Kriuky, Saugélaukio ir Satkiiny senitinijos,
— Jurbarko rajono savivaldybe,

— Kaisiadoriy rajono savivaldybe,

— Kalvarijos savivaldybé: Akmenyny, Liubavo, Kalvarijos seniinijos dalis i pietus nuo kelio Nr. 131 ir i pietus nuo
kelio Nr. 200 ir Sangrtdos senitinijos,

— Kauno miesto savivaldybe,
— Kauno rajono savivaldybg,

— Kazly Rados savivaldybé: Janky, Plutiskiy senitinijos ir Kazly Rudos senitinijos dalis nuo kelio Nr. 2613 | $jaure,
kelio Nr. 183 § rytus ir kelio Nr. 230 | Siaure,

— Kelmes rajono savivaldybé: Tytuvény senitinijos dalis | rytus ir pietus nuo kelio Nr. 157 ir i rytus nuo kelio Nr.
2105 ir Tytuvény apylinkiy seniinijos dalis i pietus nuo kelio Nr. 157 ir i rytus nuo kelio Nr. 2105, Uzvencio,
Kukeciy dalis j $iaure nuo kelio Nr. 2128 ir | rytus nuo kelio Nr. 2106, ir Saukény senitinijos,

— Kédainiy rajono savivaldybe,

— Kupiskio rajono savivaldybe,

— Lazdijy rajono savivaldybé: Budviecio, Kap¢iamie$¢io, Krosnos, Kucitiny ir Noragéliy senitinijos,
— Marijampolés savivaldybé: Deguciy, Gudeliy, Mokoly ir Narto senitinijos,
— Mazeikiy rajono savivaldybé: Serksnény, Sedos ir Zidiky senifinijos,

— Moléty rajono savivaldybeg,

— Pakruojo rajono savivaldybe,

— Panevézio rajono savivaldybeé,

— Panevézio miesto savivaldybe,

— Pasvalio rajono savivaldybe,

— Radpviliskio rajono savivaldybg,

— Prieny rajono savivaldybé: Stakliskiy ir Veiveriy senitinijos

— Raseiniy rajono savivaldybé: Ariogalos, Betygalos, Pagojuky, Siluvos, Kalnujy senifinijos ir Girkalnio senifinijos
dalis j pietus nuo kelio Nr. A1,

— Rokiskio rajono savivaldybe,
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— Sakiy rajono savivaldybé: Barzdy, Griskabtidzio, Kiduliy, Kudirkos Naumiescio, Lekéciy, Sintauty, Slaviky.
Sudargo, Zvirgzdai¢iy senifinijos ir Kritiky seni@injjos dalis i rytus nuo kelio Nr. 3804, Luksiy senifinijos dalis i
rytus nuo kelio Nr. 3804, Sakiy senitinijos dalis j pietus nuo kelio Nr. 140 ir i pietvakarius nuo kelio Nr. 137

— Sal¢ininky rajono savivaldybeé,

— Siauliy miesto savivaldybe,

— Siauliy rajono savivaldybé: Siauliy kaimiskoji seniinija,

— Silutés rajono savivaldybé: Rusnés senitinija,

— Sirvinty rajono savivaldybeé,

— Svencioniy rajono savivaldybé,

— Tauragés rajono savivaldybé: Batakiy ir Gaurés seni@inijos,

— Tel3iy rajono savivaldybeé,

— Traky rajono savivaldybe,

— Ukmergés rajono savivaldybé,

— Utenos rajono savivaldybe,

— Varénos rajono savivaldybeg,

— Vilniaus miesto savivaldybe,

— Vilniaus rajono savivaldybe,

— Vilkaviskio rajono savivaldybé: Bartninky, GraZziskiy, Keturvalakiy, Kybarty, Klausuciy, Pajevonio, Seimenos,
Vilkaviskio miesto, Virbalio, Visty¢io senitinijos,

— Visagino savivaldybe,

— Zarasy rajono savivaldybé.

7. Polen

Die folgenden Gebiete in Polen:
w wojewodztwie warmifisko-mazurskim:
— gminy Kalinowo, Prostki, Stare Juchy i gmina wiejska Etk w powiecie elckim,

— gminy Godkowo, Milejewo, Mlynary, Pastek, cze$¢ gminy Elblag polozona na potudnie od linii wyznaczonej
przez droge nr 22 oraz na potudnie i na poludniowy wschéd od granicy powiatu miejskiego Elblag, i czgsé
obszaru lgdowego gminy Tolkmicko polozona na potudnie od linii brzegowej Zalewu Wislanego i Zatoki
Elblaskiej do granicy z gming wiejska Elblag w powiecie elblaskim,

— powiat miejski Elblag,

— gmina Wydminy, cz¢$¢ gminy Mitki polozona na wschdd od linii wyznaczonej przez droge nr 63, czg$¢ gminy
Ryn polozona na pélnoc od linii kolejowej laczacej miejscowosci Gizycko i Ketrzyn, cze$¢ gminy wiejskiej
Gizycko polozona na zachdd od zachodniej linii brzegowej jeziora Kisajno i na pétnoc od linii wyznaczonej
przez droge nr 59 biegnaca od zachodniej granicy gminy do granicy miasta Gizyckow powiecie gizyckim,

— powiat goldapski,

— cze$¢ gminy Wegorzewo polozona na zachdd od linii wyznaczonej przez droge nr 63 biegngcg od potudniowo-
wschodniej granicy gminy do skrzyzowania z drogg nr 650, a nastepnie na potudnie od linii wyznaczonej przez
droge nr 650 biegngcg od skrzyzowania z drogg nr 63 do skrzyzowania z droga biegnaca do miejscowosci
Przystan i na wschod od linii wyznaczonej przez droge faczaca miejscowosci Przystan, Pniewo, Kamionek Wielki,
Radzieje, Dluzec w powiecie wegorzewskim,

— powiat olecki,
— gminy Orzysz, Biala Piska i Pisz w powiecie piskim,
— gminy Gérowo laweckie z miastem Gérowo Haweckie i Bisztynekw powiecie bartoszyckim,

— gmina Kolno i czg§¢ gminy Jeziorany polozona na pélnoc od linii wyznaczonej przez droge nr 593 w powiecie
olsztynskim,

— powiat braniewski,
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— gminy Ketrzyn z miastem Ketrzyn, Reszel i czg$¢ gminy Korsze polozona na potudnie od linii wyznaczonej przez
droge biegnacg od wschodniej granicy laczaca miejscowosci Krelikiejmy i Satoczno i na wschéd od linii
wyznaczonej przez droge faczgca miejscowosci Satoczno, Sajna Wielka biegngca do skrzyzowania z drogg nr 590
w miejscowosci Glitajny, a nastepnie na wschod od drogi nr 590 do skrzyzowania z drogg nr 592 i na potudnie
od linii wyznaczonej przez droge nr 592 biegnaca od zachodniej granicy gminy do skrzyzowania z droga nr 590
w powiecie ketrzyriskim,

— gminy Lidzbark Warminski z miastem Lidzbark Warminski, Lubomino, Orneta i czg$¢ gminy Kiwity potozona na
potudnie od linii wyznaczonej przez droge nr 513 w powiecie lidzbarskim,

— cze$¢ gminy Sorkwity polozona na péinoc od drogi nr 16 i cze$¢ gminy wiejskiej Mragowo polozona na péinoc
od linii wyznaczonej przez droge nr 16 biegnacg od zachodniej granicy gminy do granicy miasta Mraggowo oraz
na pélnoc od linii wyznaczonej przez droge nr 59 biegnacg od wschodniej granicy gminy do granicy miasta
Mragowo w powiecie mragowskim;

w wojewodztwie podlaskim:

— powiat grajewski,

— powiat moniecki,

— powiat sejnenski,

— gminy Lomza, Pigtnica, Jedwabne, Przytuly i Wizna w powiecie lomzynskim,
— powiat miejski Lomza,

— gminy Mielnik, Nurzec — Stacja, Grodzisk, Drohiczyn, Dziadkowice, i Siemiatycze z miastem Siemiatyczew
powiecie siemiatyckim,

— gminy Bialowieza, Czyze, Narew, Narewka, Hajnéwka z miastem Hajnéwka i czg$¢ gminy Dubicze Cerkiewne
potozona na pétnocny wschod od linii wyznaczonej przez droge nr 1654B w powiecie hajnowskim,

— gminy Kobylin-Borzymyi Sokoly w powiecie wysokomazowieckim,
— gminy Grabowo i Stawiski w powiecie kolnenskim,

— gminy Czarna Bialostocka, Dobrzyniewo Duze, Grédek, Juchnowiec Koscielny, Lapy, Michalowo, Suprasl, Suraz,
Turoén Koscielna, Tykocin, Wasilkow, Zabludéw, Zawady i Choroszcz w powiecie bialostockim,

— miasto Bielsk Podlaski, czg$¢ gminy Bielsk Podlaski polozona na zachéd od linii wyznaczonej przez droge nr 19
biegnaca od poludniowo-zachodniej granicy gminy do granicy miasta Bielsk Podlaski, na pdinoc od linii
wyznaczonej przez droge nr 689 biegnaca od wschodniej granicy gminy do wschodniej granicy miasta Bielsk
Podlaski oraz na pélnoc i pélnocny zachdd od granicy miasta Bielsk Podlaski, czgs¢ gminy Bocki polozona na
zachdd od linii od linii wyznaczonej przez droge nr 19 i cze$¢ gminy Bransk polozona na potudnie od linii od
linii wyznaczonej przez droge nr 66 biegnaca od wschodniej granicy gminy do granicy miasta Bransk w powiecie
bielskim,

— powiat suwalski,

— powiat miejski Suwalki,

— powiat augustowski,

— powiat sokolski,

— powiat miejski Bialystok;

w wojewddztwie mazowieckim:

— gminy Korczew, Kotun, Paprotnia, Przesmyki, Wodynie, Skérzec, Mokobody, Mordy, Siedlce, Suchozebry
i Zbuczyn w powiecie siedleckim,

— powiat miejski Siedlce,

— gminy Bielany, Ceranéw, Jablonna Lacka, Koséw Lacki, Repki, Sabnie, Sterdyn i gmina wiejska Sokotéw Podlaski
w powiecie sokotowskim,

— powiat wegrowski,
— powiat losicki,

— gminy Brochéw, Mlodzieszyn, czgs¢ gminy Teresin polozona na péinoc od linii wyznaczonej przez droge nr 92,
cze$¢ gminy wiejskiej Sochaczew polozona na péinoc od linii wyznaczonej przez droge nr 92 i cze$¢ miasta
Sochaczew polozona na péinocny wschod od linii wyznaczonej przez drogi nr 50 i 92 w powiecie
sochaczewskim,

— powiat nowodworski,
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gminy Czerwinsk nad Wisla, Joniec, Naruszewo Nowe Miasto i Zaluski w powiecie plonskim,

gminy Pokrzywnica, Swiercze i czes¢ gminy Winnica polozona na zachéd od linii wyznaczonej przez droge
faczaca miejscowosci Bielany, Winnica i Pokrzywnica w powiecie pultuskim,

gminy Dabréwka, Kobylka, Marki, Radzymin, Wolomin, Zielonka i Zabki w powiecie wotominskim,
cz¢$¢ gminy Somianka polozona na poludnie od linii wyznaczonej przez droge nr 62 w powiecie wyszkowskim,

gminy Cegléw, Debe Wielkie, Halindw, Latowicz, Mrozy, Siennica, Sulejowek, czgs¢ gminy Jakuboéw polozona na
potudnie od linii wyznaczoenj przez droge nr A2, cze$¢ gminy Katuszyn polozona na potudnie od linii
wyznaczonej przez drogi nr 2 i 92 i cze$¢ gminy Minsk Mazowiecki polozona na potudnie od linii wyznaczonej
przez droge nr A2 i miasto Mirisk Mazowiecki w powiecie minskim,

powiat garwolinski,

powiat otwocki,

powiat warszawski zachodni,

powiat legionowski,

powiat piaseczynski,

powiat pruszkowski,

gminy Chyndéw, Gréjec, Jasieniec, Pniewy i Warka w powiecie gréjeckim,

gminy Milanéwek, Grodzisk Mazowiecki, Podkowa Le$na i Zabia Wola w powiecie grodziskim,

gminy Grabéw nad Pilicg, Magnuszew, Glowaczow, Kozienice w powiecie kozienickim,

cz¢$¢ gminy Stromiec polozona na péinoc od linii wyznaczonej przez droge nr 48 w powiecie bialobrzeskim,

powiat miejski Warszawa;

w wojewddztwie lubelskim:

gminy Borki, Czemierniki, Kakolewnica, Komaréwka Podlaska, Wohyn i Radzyn Podlaski z miastem Radzyn
Podlaski w powiecie radzyfiskim,

gminy Stoczek Lukowski z miastem Stoczek Lukowski, Wola Mystowska, Trzebiesz6w, Krzywda, Stanin, czesé
gminy wiejskiej Lukow polozona na wschéd od linii wyznaczonej przez droge nr 63 biegnacg od péinocnej
granicy gminy do granicy miasta tukéw i na péinoc od linii wyznaczonej przez droge nr 806 biegnaca od
wschodniej granicy miasta Lukéw do wschodniej granicy gminy wiejskiej Lukéw i miasto Lukéw w powiecie
tukowskim,

gminy Janéw Podlaski, Koden, Tuczna, Lesna Podlaska, Rossosz, Lomazy, Konstantynéw, Piszczac, Rokitno, Biala
Podlaska, Zalesie, Terespol z miastem Terespol, Dreléw, Migdzyrzec Podlaski z miastem Migedzyrzec Podlaski
w powiecie bialskim,

powiat miejski Biala Podlaska,

gmina Leczna i czg$¢ gminy Spiczyn polozona na zachdéd od linii wyznaczonej przez droge nr 829 w powiecie
teczynskim,

cze$¢ gminy Siemien polozona na zachdd od linii wyznaczonej przez droge nr 815 i czg$¢ gminy Milanéw
potozona na zachdd od drogi nr 813 w powiecie parczewskim,

gminy NiedZwiada, Ostréwek, Abraméw, Firlej, Kamionka, Michéw, Lubartéw z miastem Lubartow i cz¢$¢ gminy
Kock polozona na wschéd od linii wyznaczonej przez rzeke Czarng, w powiecie lubartowskim,

gminy Jablonna, Krzczonéw, Niemce, Garbow, Glusk i Wolka w powiecie lubelskim,
powiat miejski Lublin,
gminy Melgiew, Rybczewice, Piaski i miasto Swidnik w powiecie $widnickim,

gminy Fajstawice, Gorzkéw, i cze$¢ gminy Lopiennik Gérny polozona na zachdd od linii wyznaczonej przez
droge nr 17 w powiecie krasnostawskim,

gminy Dothobyczéw, Mircze, Trzeszczany, Werbkowice i czg$¢ gminy wiejskiej Hrubieszow polozona na
potudnie od linii wyznaczonej przez droge nr 844 oraz na potudnie od linii wyznaczonej przez droge nr 74
i miasto Hrubieszéw w powiecie hrubieszowskim,

gmina Telatyn, Tyszowce i cze$¢ gminy taszczéw polozona na péinoc od linii wyznaczonej przez droge nr 852
w powiecie tomaszowskim,

cze$¢ gminy Wojstawice polozona na zachdéd od linii wyznaczonej przez droge biegnaca od péinocnej granicy
gminy przez miejscowo$¢ Wojstawice do potudniowej granicy gminy w powiecie chelmskim,
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— gmina Grabowiec i cze§¢ gminy Skierbieszow polozona na wschod od linii wyznaczonej przez droge nr 843
w powiecie zamojskim,

— gminy Markuszéw, Nateczéw, Kazimierz Dolny, Kofiskowola, Kuréw, Wawolnica, Zyrzyn, Baranéw, czg§¢ gminy
wiejskiej Pulawy potozona na wschéd od rzeki Wisly i miasto Putawy w powiecie pulawskim,

— gminy Annopol, Dzierzkowice i Go$cieradéw w powiecie krasnickim,

— gmina J6zefé6w nad Wisla w powiecie opolskim,

— gminy Kloczew i Stezyca w powiecie ryckim;

w wojewoddztwie podkarpackim:

— gminy Radomys] nad Sanem i Zaklikéw w powiecie stalowowolskim.

8. Ruminien

Die folgenden Gebiete in Ruménien:

Restul judetului Maramures care nu a fost inclus in Partea IIl cu urmdtoarele comune:

Comuna Viseu de Sus,
Comuna Moisei,
Comuna Borsa,
Comuna Oarta de Jos,
Comuna Suciu de Sus,
Comuna Coroieni,
Comuna Targu Lapus,
Comuna Vima Mica,

Comuna Boiu Mare,

Comuna Valea Chioarului,

Comuna Ulmeni,
Comuna Bisesti,

Comuna Baia Mare,

Comuna Tautii Magherdus,

Comuna Cicarldu,
Comuna Seini,
Comuna Ardusat,
Comuna Farcasa,
Comuna Salsig,

Comuna Asuaju de Sus,

Comuna Biita de sub Codru,

Comuna Bicaz,
Comuna Grosi,
Comuna Recea,
Comuna Baia Sprie,
Comuna Sisesti,
Comuna Cernesti,
Copalnic Manistur,
Comuna Dumbrdvita,
Comuna Cupseni,
Comuna Somcuta Mare,

Comuna Sacaleseni,
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— Comuna Remetea Chioarului,
— Comuna Miresu Mare,
— Comuna Arinis,

Judetul Bistrita-Nasdud.

TEIL III

1. Lettland

Die folgenden Gebiete in Lettland:

Brocénu novada Cieceres un Gaiku pagasts, Remtes pagasta dala uz rietumiem no autocela 1154 un P109,
Brocénu pilséta,

Saldus novada Saldus, Zirpu, Lutrinu un Jaunlutrinu pagasts, Saldus pilséta.

2. Litauen

Die folgenden Gebiete in Litauen:

Akmenés rajono savivaldybé: Akmenés, Kruopiy, Naujosios Akmenés kaimiskoji ir Naujosios Akmenés miesto
senitinijos,

Bir§tono savivaldybé,

Joniskio rajono savivaldybé: Gaizaiciy, Gatauciy, Joniskio, Rudiskiy, Skaistgirio, Zagarés senitinijos,

Kalvarijos savivaldybé: Kalvarijos seniinijos dalis i $iaure nuo kelio Nr. 131 ir i Siaure nuo kelio Nr. 200,

Kazly Rudos savivaldybé: Antanavo senitnija ir Kazly Rudos senitinjjos dalis nuo kelio Nr. 2613 | pietus, kelio
Nr. 183 j vakarus ir kelio Nr. 230 j pietus,

Lazdijy rajono savivaldybé: Lazdijy miesto, Lazdijy, Seirijy, Sestoky, SventeZerio ir Veisiejy senifinijos,
Marijampolés savivaldybé: Igliaukos, Liudvinavo, Marijampolés, Sasnavos ir Sunsky seniiinijos,

Mazeikiy rajono savivaldybés: Laizuvos, MaZeikiy apylinkés, MaZeikiy, Reivy¢iy, Tirksliy ir Viek$niy senitinijos,
Prieny rajono savivaldybé: Asmintos, Balbieriskio, 1$lauzo, Jiezno, Naujosios Utos, Pakuonio, Prieny ir Silavotos
senitinijos,

Sakiy rajono savivaldybé: Gelgaudiskio ir Ploks¢iy senifinijos ir Krifiky seni@inijos dalis i vakarus nuo kelio Nr.

3804, Luksiy senifinijos dalis j vakarus nuo kelio Nr. 3804, Sakiy senifinijos dalis j $iaure nuo kelio Nr. 140 ir j
Siaurés rytus nuo kelio Nr. 137,

Siauliy rajono savivaldybés: Bubiy, Ginkiiny, Gruzdziy, Kairiy, Kursény kaimiskoji, Kur$ény miesto, Kuziy,
Meskuiciy, Raudény ir Sakynos senitinijos,

Sakiy rajono savivaldybé: Gelgaudiskio ir Ploksciy senitinijos ir Krifiky senifinijos dalis i vakarus nuo kelio Nr.
3804, Luksiy senifinijos dalis | vakarus nuo kelio Nr. 3804, Sakiy senitinijos dalis | $iaur¢ nuo kelio Nr. 140 ir |
Siaurés rytus nuo kelio Nr. 137,

Vilkaviskio rajono savivaldybés: Gizy ir Pilviskiy senitinijos.

3. Polen

Die folgenden Gebiete in Polen:

w wojewodztwie warmifisko-mazurskim:

gminy Sepopol i Bartoszyce z miastem Bartoszyce w powiecie bartoszyckim,
cze$¢ gminy Kiwity polozona na pélnoc od linii wyznaczonej przez droge nr 513 w powiecie lidzbarskim,

gminy Srokowo, Barciany i czg$¢ gminy Korsze polozona na péinoc od linii wyznaczonej przez droge biegnaca
od wschodniej granicy tgczacg miejscowosci Krelikiejmy i Satoczno i na zachdd od linii wyznaczonej przez droge
faczaca miejscowosci Satoczno, Sajna Wielka biegnaca do skrzyzowania z droga nr 590 w miejscowosci Glitajny,
a nastepnie na zach6d od drogi nr 590 do skrzyzowania z drogg nr 592 i na péinoc od linii wyznaczonej przez
droge nr 592 biegnacg od zachodniej granicy gminy do skrzyzowania z droga nr 590 w powiecie ketrzynskim,

gminy Budry, Pozezdrze i czg$¢ gminy Wegorzewo polozona na wschéd od linii wyznaczonej przez droge nr 63
biegnaca od potudniowo-wschodniej granicy gminy do skrzyzowania z droga nr 650, a nastgpnie na péinoc od
linii wyznaczonej przez droge nr 650 biegnaca od skrzyzowania z drogg nr 63 do skrzyzowania z droga
biegngca do miejscowosci Przystan i na zachdd od linii wyznaczonej przez droge laczaca miejscowosci Przystan,
Pniewo, Kamionek Wielki, Radzieje, Dtuzec w powiecie wegorzewskim,
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— gmina Kruklanki, cz¢$¢ gminy Gizycko polozona na wschéd od zachodniej linii brzegowej jeziora Kisajno do
granic miasta Gizycko oraz na wschdod od linii wyznaczonej przez droge nr nr 63 biegnaca od poludniowo-
wchodniej granicy miasta Gizycko do poludniowej granicy gminy Gizycko i, miasto Gizycko w powiecie
gizyckim,

w wojewodztwie podlaskim:

— gmina Orla, cze$¢ gminy Bielsk Podlaski polozona na wschdd od linii wyznaczonej przez droge nr 19 biegnaca
od potudniowo-zachodniej granicy gminy do granicy miasta Bielsk Podlaski i na poludnie od linii wyznaczonej
przez droge nr 689 biegnaca od wschodniej granicy gminy do wschodniej granicy miasta Bielsk Podlaski i czg$¢
gminy Bocki polozona na wschéd od linii wyznaczonej przez droge nr 19 w powiecie bielskim,

— gminy Kleszczele, Czeremcha i cz¢$¢ gminy Dubicze Cerkiewne polozona na potudniowy zachdd od linii
wyznaczonej przez droge nr 1654B w powiecie hajnowskim,

— gmina Milejczyce w powiecie siemiatyckim;

w wojewodztwie mazowieckim:

— gminy Domanice i WiSniew w powiecie siedleckim,
w wojewddztwie lubelskim:

— gminy Bialopole, Dubienka, Chelm, Le$niowice, Wierzbica, Sawin, Ruda Huta, Dorohusk, Kamien, Rejowiec,
Rejowiec Fabryczny z miastem Rejowiec Fabryczny, Siedliszcze, Zmudz i czes¢ gminy Wojstawice potozona na
wschéd od linii wyznaczonej przez droge biegngca od pdlnocnej granicy gminy do miejscowosci Wojstawice do
potudniowej granicy gminy w powiecie chelmskim,

— powiat miejski Chelm,

— gminy Izbica, Kra$niczyn, Krasnystaw z miastem Krasnystaw, Siennica Rézana i cz¢$¢ gminy Lopiennik Gérny
potozona na wschéd od linii wyznaczonej przez droge nr 17 w powiecie krasnostawskim,

— gmina Stary Zamo$¢ i cz¢$¢ gminy Skierbieszow polozona na zachdd od linii wyznaczonej przez droge nr 843
w powiecie zamojskim,

— gminy Hanna, Hansk, Wola Uhruska, Urszulin, Stary Brus, Wyryki i gmina wiejska Wlodawa w powiecie
wlodawskim,

— gminy Cycéw, Ludwin, Puchaczéw, Milejéw i cze$¢ gminy Spiczyn polozona na wschdd od linii wyznaczonej
przez droge nr 829 w powiecie teczynskim,

— gmina Trawniki w powiecie $widnickim,

— gminy Jablon, Podedworze, Degbowa Kloda, Parczew, Sosnowica, cz¢$¢ gminy Siemiefi polozona na wschéd od
linii wyznaczonej przez droge nr 815 i czg$§¢ gminy Milanéw polozona na wschdd od drogi nr 813 w powiecie
parczewskim,

— gminy Slawatycze, Sosnéwka, i Wisznice w powiecie bialskim,
— gmina Ulan Majorat w powiecie radzynskim,
— gminy Ostréw Lubelski, Serniki i Usciméw w powiecie lubartowskim,

— gmina Wojcieszkow i cze$¢ gminy wiejskiej tukéw polozona na zachdd od linii wyznaczonej przez droge nr 63
biegnaca od poélnocnej granicy gminy do granicy miasta Lukow, a nastgpnie na pédlnoc, zachdd, poludnie
i wschod od linii stanowigcej polnocna, zachodnig, poludniowa i wschodnig granice miasta Lukéow do jej
przecigcia si¢ z drogg nr 806 i na poludnie od linii wyznaczonej przez droge nr 806 biegnaca od wschodniej
granicy miasta Lukéw do wschodniej granicy gminy wiejskiej Lukéw w powiecie tukowskim,

— gminy Horodlo, Uchanie i czg§¢ gminy wiejskiej Hrubieszéw polozona na pdlnoc od linii wyznaczonej przez
droge nr 844 biegnacg od zachodniej granicy gminy wiejskiej Hrubieszéw do granicy miasta Hrubieszéw oraz na
poinoc od linii wyznaczonej przez droge nr 74 biegngca od wschodniej granicy miasta Hrubieszéw do
wschodniej granicy gminy wiejskiej Hrubieszow w powiecie hrubieszowskim,

4, Ruminien

Die folgenden Gebiete in Rumdnien:
— Zona orasului Bucuresti,

— Judetul Constanta,

— Judetul Satu Mare,

— Judetul Tulcea,

— Judetul Bacdu,
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— Judetul Bihor,

— Judetul Briila,

— Judetul Buziu,

— Judetul Cilirasi,

— Judetul Dambovita,

— Judetul Galati,

— Judetul Giurgiu,

— Judetul Talomita,

— Judetul Tifov,

— Judetul Prahova,

— Judetul Silaj,

— Judetul Vaslui,

— Judetul Vrancea,

— Judetul Teleorman,

— Partea din judetul Maramures cu urmatoarele delimitari:
— Comuna Petrova,
— Comuna Bistra,
— Comuna Repedea,
— Comuna Poienile de sub Munte,
— Comuna Viseu e Jos,
— Comuna Ruscova,
— Comuna Leordina,
— Comuna Rozavlea,
— Comuna Stramtura,
— Comuna Barsana,
— Comuna Rona de Sus,
— Comuna Rona de Jos,
— Comuna Bocoiu Mare,
— Comuna Sighetu Marmatiei,
— Comuna Sarasau,
— Comuna Campulung la Tisa,
— Comuna Sdpanta,
— Comuna Remeti,
— Comuna Giulesti,
— Comuna Ocna Sugatag,
— Comuna Desesti,
— Comuna Budesti,
— Comuna Bdiut,
— Comuna Cavnic,
— Comuna Lapus,
— Comuna Dragomiresti,
— Comuna leud,
— Comuna Salistea de Sus,

— Comuna Sicel,
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— Comuna Cilinesti,
— Comuna Vadu Izei,
— Comuna Botiza,
— Comuna Bogdan Vods,
— Localitatea Grosii Tibilesului, comuna Suciu de Sus,
— Localitatea Viseu de Mijloc, comuna Viseu de Sus,
— Localitatea Viseu de Sus, comuna Viseu de Sus.
— Partea din judetul Mehedinti cu urmitoarele comune:
— Comuna Strehaia,
— Comuna Greci,
— Comuna Brejnita Motru,
— Comuna Butoiesti,
— Comuna Stangdceaua,
— Comuna Grozesti,
— Comuna Dumbrava de Jos,
— Comuna Bicles,
— Comuna Bildcita,
— Judetul Arges,
— Judetul Olt,
— Judetul Dolj,
— Judetul Arad,
— Judetul Timis,
— Judetul Covasna,
— Judetul Brasov,
— Judetul Botosani,

— Judetul Valcea.
TEIL IV
Italien

Die folgenden Gebiete in Italien:

— tutto il territorio della Sardegna.”
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LEITLINIEN

LEITLINIE (EU) 2019/1032 DER EUROPAISCHEN ZENTRALBANK
vom 10. Mai 2019

zur Anderung der Leitlinie (EU) 2015/510 iiber die Umsetzung des geldpolitischen Hand-
lungsrahmens des Eurosystems (EZB/2019/11)

DER EZB-RAT —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union, insbesondere auf Artikel 127 Absatz 2 erster
Gedankenstrich,

gestiitzt auf die Satzung des Europdischen Systems der Zentralbanken und der Europiischen Zentralbank, insbesondere
auf Artikel 3.1 erster Gedankenstrich, Artikel 9.2, Artikel 12.1, Artikel 14.3, Artikel 18.2 und Artikel 20 Absatz 1,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Eine einheitliche Geldpolitik erfordert die Definition der Instrumente und Verfahren, die vom Eurosystem
einzusetzen sind, damit eine solche Geldpolitik in den Mitgliedstaaten, deren Wihrung der Euro ist, einheitlich
durchgefiihrt werden kann.

(2)  Die Leitlinie (EU) 2015/510 der Europdischen Zentralbank (EZB/2014/60) (') sollte geindert werden, um einige
notwendige technische und redaktionelle Anpassungen im Zusammenhang mit bestimmten Aspekten bei
geldpolitischen Geschiften zu beriicksichtigen.

(3)  Im Hinblick auf die Starkung der Transparenz des Sicherheitenrahmens des Eurosystems sollte die Begriffsbestim-
mung von Institutionen mit offentlichem Forderauftrag als Emittenten oder Garanten von Schuldtitel weiter
klargestellt werden.

(4)  Die am 12. Dezember 2017 verabschiedete Verordnung (EU) 2017/2402 des Europdischen Parlaments und des
Rates () legt einen allgemeinen Rahmen fiir die Verbriefung fest und schafft einen Rahmen fiir einfache,
transparente und standardisierte Verbriefungen. Der Sicherheitenrahmen des Eurosystems sollte iiberarbeitet
werden, um relevanten Merkmalen hinsichtlich a) der in jener Verordnung festgelegten Offenlegungspflichten in
Bezug auf Daten zur Bonitit und Wertentwicklung zugrunde liegender Risikopositionen und b) der
Bestimmungen jener Verordnung in Bezug auf die Registrierung von Verbriefungsregistern bei der Europiischen
Wertpapier- und Marktaufsichtsbehorde Rechnung zu tragen.

(5)  Zur Beurteilung der Bonitit von als Sicherheiten fiir Kreditgeschifte gestellten Vermogenswerten stiitzt sich das
Eurosystem auf Informationen, die von Bonititsbeurteilungssystemen stammen. In diesem Zusammenhang sollte
die Verwendung von Ratingtools (RTs) externer Anbieter als eine der zuldssigen Quellen fiir Bonititsbeurteilungen
eingestellt werden, um die Komplexitit des Sicherheitenrahmens des Eurosystems zu verringern und einen Beitrag
dazu zu leisten, den Riickgriff auf externe Bonititsbeurteilungen seitens des Eurosystems zu reduzieren.

(6)  Das Eurosystem akzeptiert bestimmte marktfihige Schuldtitel, die von multilateralen Entwicklungsbanken oder
internationalen Organisationen begeben oder garantiert werden, als Sicherheiten. Die Kriterien fur die
Anerkennung von multilateralen Entwicklungsbanken oder internationalen Organisationen sollten gestrafft
werden, um die Komplexitit des Sicherheitenrahmens des Eurosystems zu verringern.

(7)  Das Eurosystem akzeptiert bestimmte Kreditforderungen als Sicherheiten. Die Zulassungskriterien fiir solche
Kreditforderungen miissen geindert werden, um die Komplexitit des Sicherheitenrahmens des Eurosystems zu
verringern und dessen Konsistenz sicherzustellen. Insbesondere wird das Eurosystem nicht mehr zwischen
variabel verzinsten Kreditforderungen, bei denen zum Zeitpunkt der Emission oder nach der Emission Ober- oder
Untergrenzen zur Anwendung kommen, unterscheiden. Ebenso wird das Eurosystem bei variabel verzinsten
Kreditforderungen, deren Referenzzinssatz an die Rendite von Staatsanleihen gekoppelt ist, nicht mehr

() Leitlinie (EU) 2015/510 der Europdischen Zentralbank vom 19. Dezember 2014 iiber die Umsetzung des geldpolitischen
Handlungsrahmens des Eurosystems (Leitlinie allgemeine Dokumentation) (EZB/2014/60) (ABL. L 91 vom 2.4.2015, S. 3).

(%) Verordnung (EU) 2017/2402 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2017 zur Festlegung eines allgemeinen
Rahmens fur Verbriefungen und zur Schaffung eines spezifischen Rahmens fiir einfache, transparente und standardisierte Verbriefung
und zur Anderung der Richtlinien 2009/65/EG, 2009/138/EG, 2011/61/EU und der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009 und (EU)
Nr. 648/2012 (ABL. L 347 vom 28.12.2017, S. 35).
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hinsichtlich der Laufzeit der Staatsanleihen unterscheiden. Es muss ferner klargestellt werden, dass Kreditfor-
derungen nicht notenbankfihig sind, wenn ihr letzter Cashflow negativ war. Dariiber hinaus sollte ein
Mindestbetrag fiir die Notenbankfihigkeit von inldndischen Kreditforderungen eingefihrt werden, um die
Nutzung von Kreditforderungen als Sicherheiten fur Kreditgeschifte des Eurosystems weiter zu harmonisieren.

(8)  Alle notenbankfihigen Sicherheiten fiir Kreditgeschifte des Eurosystems unterliegen Bewertungsgrundsitzen und
besonderen Risikokontrollmafnahmen, damit das Eurosystem in dem Fall, dass die von ihm hereingenommenen
Sicherheiten aufgrund des Ausfalls eines Geschiftspartners verwertet werden miissen, vor finanziellen Verlusten
geschiitzt ist. In diesem Zusammenhang muss klargestellt werden, dass das Eurosystem fiir nicht marktfihige
Sicherheiten einen Wert festlegt, der auf dem ausstehenden Betrag der betreffenden Sicherheiten basiert.

(9)  Das Eurosystem akzeptiert gedeckte Schuldverschreibungen, die vom Geschiftspartner oder von einer Stelle, zu
der er enge Verbindungen unterhilt, begeben, geschuldet oder garantiert werden, als Sicherheiten, vorausgesetzt,
diese gedeckten Schuldverschreibungen erfiillen bestimmte Kriterien. In diesem Zusammenhang muss das
Eurosystem die Kriterien fiir die Akzeptanz solcher gedeckten Schuldverschreibungen als Sicherheiten weiter
klarstellen.

(10) Im Interesse der Klarheit sind weitere geringfiigige Anderungen vorzunehmen, darunter in Bezug auf den zu
besichernden Betrag bei liquidititszufithrenden Operationen, die Frist fiir Antrage auf Inanspruchnahme der
standigen Fazilititen und die geografischen Beschriankungen betreffend Asset-Backed Securities und Cashflow
generierende Vermogenswerte.

(11) Die Leitlinie (EU) 2015/510 (EZB/2014/60) soll daher entsprechend gedndert werden —
HAT FOLGENDE LEITLINIE ERLASSEN:

Artikel 1
Anderungen

Die Leitlinie (EU) 2015/510 (EZB/2014/60) wird wie folgt gedndert:
1. Artikel 2 wird wie folgt gedndert:
a) Nummer 2 erhilt folgende Fassung:

,2. JInstitution mit offentlichem Forderauftrag’ (agency) bezeichnet eine in einem Mitgliedstaat, dessen Wahrung
der Euro ist, niedergelassene Stelle, und die entweder bestimmte, dem Allgemeinwohl dienende Titigkeiten
auf nationaler oder regionaler Ebene durchfithrt oder die der Deckung des Finanzierungsbedarfs fiir diese
Titigkeiten dient, und die das Eurosystem als Institutionen mit offentlichem Forderauftrag klassifiziert hat.
Die Liste der als Institutionen mit 6ffentlichem Forderauftrag klassifizierten Stellen wird auf der Website der
EZB veroffentlicht und gibt an, ob die in Anhang Xlla festgelegten quantitativen Kriterien fiir einen
Bewertungsabschlag in Bezug auf die jeweilige Stelle erfiillt sind;*;

b) Die folgenden Nummern 26a und 26b werden eingefiigt:

,26a. ,Aktivierungsdatum fir ESMA-Meldungen‘ (ESMA reporting activation date) bezeichnet den ersten Tag, an
dem sowohl a) ein Verbriefungsregister bei der Europdischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehorde
(ESMA) registriert ist und somit ein ESMA-Verbriefungsregister wird als auch b) die relevanten technischen
Durchfithrungsstandards in Form der standardisierten Muster gemaf8 Artikel 7 Absatz 4 der Verordnung
(EU) 20172402 des Europdischen Parlaments und des Rates (*) von der Kommission erlassen worden und
in Kraft getreten sind;

26b. ESMA-Verbriefungsregister’ (ESMA securitisation repository) bezeichnet ein Verbriefungsregister im Sinne
von Artikel 2 Nummer 23 der Verordnung (EU) 2017/2402, das gemdf Artikel 10 jener Verordnung bei
der ESMA registriert ist;

(*) Verordnung (EU) 2017/2402 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2017 zur
Festlegung eines allgemeinen Rahmens fiir Verbriefungen und zur Schaffung eines spezifischen Rahmens fiir
einfache, transparente und standardisierte Verbriefung und zur Anderung der Richtlinien 2009/65/EG,
2009/138/EG, 2011/61/EU und der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009 und (EU) Nr. 648/2012 (ABL. L 347
vom 28.12.2017, S. 35).%

¢) Die folgende Nummer 31a wird eingefuigt:

,31a. ;vom Eurosystem benanntes Archiv' (Eurosystem designated repository) bezeichnet eine Stelle, die gemaf3
Anhang VIII vom Eurosystem benannt ist und die fiir die Benennung in jenem Anhang festgelegten
Anforderungen weiterhin erfuillt;*;

d) Die folgende Nummer 50a wird eingefiigt:

,50a. ,Archiv fiir Daten auf Einzelkreditebene® (loan-level data repository) bezeichnet ein ESMA-Verbriefungs-
register oder ein vom Eurosystem benanntes Archiv;";
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2. Artikel 15 Absatz 1 Buchstabe b erhilt folgende Fassung:

,b) gewihrleisten die Geschiftspartner eine angemessene Besicherung des Geschifts bis zu dessen Filligkeit; der
Wert der als Sicherheiten genutzten Vermogenswerte muss den insgesamt ausstehenden Betrag der liquidititszu-
fuhrenden Operation einschlieflich der wihrend der Laufzeit der Operation aufgelaufenen Zinsen jederzeit
decken. Laufen positive Zinsen auf, sollte der jeweilige Betrag dem insgesamt ausstechenden Betrag der liquiditéts-
zufithrenden Operation tiglich hinzuaddiert werden; laufen negative Zinsen auf, sollte der jeweilige Betrag
taglich vom insgesamt ausstehenden Betrag der liquiditdtszufithrenden Operation abgezogen werden;*;

3. Artikel 19 Absatz 5 erhilt folgende Fassung:

,5.  Ein Geschiftspartner kann bei seiner Heimat-NZB auf Antrag die Spitzenrefinanzierungsfazilitit in Anspruch
nehmen. Sofern der Antrag bei der Heimat-NZB spitestens 15 Minuten nach dem Geschiftsschluss des TARGET2-
Systems eingeht, bearbeitet die NZB ihn noch am gleichen Tag in TARGET2. Die Annahmefrist fiir Antrdge auf
Inanspruchnahme der Spitzenrefinanzierungsfazilitit verlingert sich am letzten Geschiftstag der Mindestreserve-
Erfullungsperiode des Eurosystems nochmals um 15 Minuten. In Ausnahmefillen kann das Eurosystem beschliefSen,
spatere Annahmefristen anzuwenden. Der Antrag auf Inanspruchnahme der Spitzenrefinanzierungsfazilitit enthalt
den erforderlichen Kreditbetrag. Der Geschiftspartner liefert ausreichend notenbankfihige Sicherheiten fiir die
Transaktion, es sei denn diese Sicherheiten wurden nach Artikel 18 Absatz 4 bereits im Vorhinein vom
Geschiftspartner bei der Heimat-NZB hinterlegt.”;

4. Artikel 22 Absatz 2 erhilt folgende Fassung:
,2.  Um die Einlagefazilitit in Anspruch zu nehmen, muss der Geschiftspartner bei seiner Heimat-NZB einen
Antrag stellen. Sofern der Antrag bei der Heimat-NZB spitestens 15 Minuten nach dem Geschiftsschluss des
TARGET2-Systems eingeht, bearbeitet die Heimat-NZB ihn noch am gleichen Tag in TARGET2. Die Annahmefrist
fur Antrage auf Inanspruchnahme der Einlagefazilitit verlangert sich am letzten Geschiftstag der Mindestreserve-

Erfillungsperiode des Eurosystems nochmals um 15 Minuten. In Ausnahmefillen kann das Eurosystem beschlief3en,
spatere Annahmefristen anzuwenden. Der Antrag gibt die Hohe der Einlage im Rahmen dieser Fazilitdt an.;

5. Artikel 59 Absitze 4 und 5 erhalten folgende Fassung:
,4.  Das Eurosystem veroffentlicht Informationen iber Bonititsstufen auf der EZB-Website in Form der

harmonisierten Ratingskala des Eurosystems, einschlieflich der Eingliederung der von externen Ratingagenturen
(ECAIs) zur Verfiigung gestellten Bonitétsbeurteilungen in die Bonitatsstufen.

5. Bei der Beurteilung der Bonitdtsanforderungen stiitzt sich das Eurosystem auf Informationen, die von Bonitits-
beurteilungssystemen aus einer der drei Quellen gemaf Teil 4 Titel V stammen.*;

6. Artikel 69 Absatz 2 wird gestrichen.
7. In Artikel 70 wird folgender Absatz 3a eingefiigt:

,3a. Im Fall von Schuldtiteln, die von Institutionen mit Offentlichem Forderauftrag begeben oder garantiert
werden, muss der Emittent oder Garant seinen Sitz in einem Mitgliedstaat haben, dessen Wahrung der Euro ist.”;

8. Artikel 73 Absatz 1 erhilt folgende Fassung:
,1.  Voraussetzung fiir die Notenbankfihigkeit von Asset-Backed Securities ist die Homogenitit aller ihnen
unterliegenden Cashflow generierenden Vermogenswerte, d. h., dass diese im Rahmen einer der nachstehenden
Arten von Formularen auf Einzelkreditebene (loan-level templates), auf die in Anhang VIII Bezug genommen wird,
gemeldet werden konnen:
a) Hypothekenkredite fiir Wohnimmobilien;
b) Kredite an kleine und mittlere Unternehmen (KMU);
¢) Kredite zur Autofinanzierung;
d) Verbraucherkredite;

e) Leasingforderungen;

f) Kreditkartenforderungen.”
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9. Artikel 74 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 3 erhilt folgende Fassung:

,3.  Hypotheken- und Forderungstreuhinder gelten als Intermedidre im Sinne von Absatz 2.%

b) Absatz 4 erhilt folgende Fassung:

,4.  Die Schuldner und die Glaubiger der Cashflow generierenden Vermogenswerte miissen im EWR ansissig
bzw. — wenn es sich um natiirliche Personen handelt — wohnhaft sein. Schuldner, bei denen es sich um
natiirliche Personen handelt, miissen zu dem Zeitpunkt, an dem die Cashflow generierenden Vermogenswerte
entstanden sind, im EWR ansissig sein. Die gegebenenfalls zugehorigen Sicherheiten miissen sich im EWR
befinden, und das Recht, dem die Cashflow generierenden Vermogenswerte unterliegen, muss das Recht eines
EWR-Mitgliedstaats sein.”;

10. Artikel 78 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

,1.  Umfassende und standardisierte Daten auf Einzelkreditebene (loan-level data) beziiglich des Pools der
Cashflow generierenden Vermogenswerte, die der Besicherung von Asset-Backed Securities dienen, sind gemaf3
den Verfahren zur Verfiigung zu stellen, die in Anhang VIII aufgefiihrt sind und die obligatorische Einstufung fiir
die Datenqualitit sowie die Anforderungen fuir Archive fiir Daten auf Einzelkreditebene beinhalten. Im Rahmen
der Beurteilung der Notenbankfahigkeit beriicksichtigt das Eurosystem Folgendes: a) jede Unterlassung der
Datenmeldung und b) die Haufigkeit der Fille, in denen einzelne Felder fiir die Daten auf Einzelkreditebene keine
aussagekriftigen Angaben enthalten.;

b) Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

,2.  Ungeachtet der in Anhang VIII aufgefihrten Einstufung, die fiir Daten auf Einzelkreditebene obligatorisch
ist, kann das Eurosystem Asset-Backed Securities, die eine niedrigere als die obligatorische Einstufung (A1)
aufweisen, auf der Grundlage einer Einzelfallbeurteilung und unter der Bedingung, dass das Nichterreichen der
obligatorischen Punktzahl angemessen erklart wird, als Sicherheiten hereinnehmen. Das Eurosystem legt fiir jede
angemessene Begriindung eine maximale Toleranzschwelle und eine Toleranzfrist fest, die auf der Website der
EZB niher spezifiziert werden. Die Toleranzfrist bestimmt, dass innerhalb eines bestimmten Zeitraums eine
Verbesserung der Qualitdt der Daten zu den Asset-Backed Securities eingetreten sein muss.*;

11. Artikel 81a wird wie folgt geindert:
a) Absatz 1 erster Gedankenstrich erhilt folgende Fassung:
,— Schuldtitel, die von Institutionen mit offentlichem Forderauftrag begeben wurden,”;
b) Absatz 5 wird gestrichen;
12. Artikel 90 erhilt folgende Fassung:
LArtikel 90
Kapitalbetrag und Verzinsung von Kreditforderungen
Fiir die Notenbankfahigkeit miissen Kreditforderungen folgende Voraussetzungen erfiillen:

a) Sie lauten bis zu endgiiltigen Tilgung auf einen festen Kapitalbetrag, dessen Riickzahlung nicht an Bedingungen
gekniipft ist, und

b) sie haben eine Verzinsung, die bis zu endgiiltigen Tilgung wie folgt gestaltet ist:
i) abgezinst,
ii) festverzinst,

iii) variabel verzinst, d. h. gekniipft an einen Referenzzinssatz mit der folgenden Ausgestaltung: Zinssatz =
Referenzzinssatz + x, mit f < Zinssatz < ¢, wobei:

— der Referenzzinssatz zu einem bestimmten Zeitpunkt nur einer aus der nachstehenden Liste ist:
— ein Euro-Geldmarktsatz, z. B. Euribor, LIBOR oder dhnliche Indizes;
— ein Constant-Maturity-Swapsatz, z. B. CMS, EIISDA, EUSA;

— die Rendite einer Staatsanleihe oder eines Index von mehreren Staatsanleihen im Euro-
Wihrungsgebiet;

— f (Untergrenze), ¢ (Obergrenze), falls vorhanden, und x (Marge) sind Werte, die entweder bei Entstehung
der Kreditforderung vordefiniert sind oder die sich iiber die Laufzeit der Kreditforderung dndern konnen;
f und/oder ¢ konnen auch nach Entstehung der Kreditforderung vereinbart werden; und
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c) deren letzter Cashflow nicht negativ war. Mit dem Eintritt eines negativen Cashflows ist die Kreditforderung ab
diesem Zeitpunkt nicht mehr notenbankfihig. Sie kann nach einem nicht-negativen Cashflow wieder
notenbankfihig werden, sofern alle anderen relevanten Anforderungen erfullt werden.”

13. Artikel 93 erhilt folgende Fassung:
,Artikel 93
Mindestbetrag von Kreditforderungen

Bei inldndischer Nutzung muss die Kreditforderung bei der Hinterlegung als Sicherheit durch den Geschiftspartner
einen Mindestbetrag von 25 000 EUR oder einen hoheren Betrag aufweisen, der von der Heimat-NZB festgelegt
wird. Bei grenziiberschreitender Nutzung gilt ein Mindestbetrag von 500 000 EUR.%;

14. Artikel 95 Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

,1. Schuldner und Garanten notenbankfihiger Kreditforderungen sind nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften,
offentliche Stellen (ohne offentliche finanzielle Kapitalgesellschaften), multilaterale Entwicklungsbanken und
internationale Organisationen.;

15. Artikel 100 erhilt folgende Fassung:
,Artikel 100
Priifung der Verfahren zur Einreichung von Kreditforderungen

Die NZBen, Aufsichtsbehorden oder externen Rechnungspriifer fithren eine einmalige Priifung zur Bestitigung der
Angemessenheit der Verfahren durch, die der Geschiftspartner zur Vorlage von Informationen tiber die Kreditfor-
derungen beim Eurosystem verwendet. Im Fall von wesentlichen Anderungen dieser Verfahren kann eine erneute
einmalige Priffung dieser Verfahren durchgefithrt werden.”;

16. Artikel 107a Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

,2.  DECCs lauten auf einen festen Kapitalbetrag, dessen Riickzahlung nicht an Bedingungen gekniipft ist, und
haben eine Kuponstruktur, die den in Artikel 63 aufgefithrten Kriterien entspricht. Der Deckungspool umfasst
ausschliefSlich Kreditforderungen, fur die entweder

a) ein eigenes EZB-DECC-Meldeformular fir Daten auf Einzelkreditebene (ECB DECC loan-level data reporting
template) oder

b) ein Meldeformular fiir Asset-Backed Securities-Daten auf Einzelkreditebene gemafl Artikel 73
verfigbar ist.”;

17. Artikel 107e wird wie folgt geandert:
a) Absatz 3 erhilt folgende Fassung:

,3.  Auf der Ebene der zugrunde liegenden einzelnen Kreditforderungen werden umfassende und
standardisierte Daten auf Einzelkreditebene (loan-level data) beziiglich des Pools der zugrunde liegenden
Kreditforderungen nach Maflgabe des in Anhang VIII festgelegten Verfahrens und der gleichen Priifungen, die
gemifl Anhang VIII fiir Cashflow generierende Vermogenswerte zur Besicherung von Asset-Backed Securities
gelten, mit Ausnahme der Bestimmungen iiber die Berichtsfrequenz, das anwendbare Daten-Meldeformular auf
Einzelkreditebene und die Einreichung von Daten auf Einzelkreditebene bei einem Archiv fiirr Daten auf Einzelkre-
ditebene durch die betreffenden Parteien zur Verfiigung gestellt. Voraussetzung fiir die Notenbankfahigkeit von
DECCs ist die Homogenitdt aller thnen zugrunde liegenden Kreditforderungen, d. h., dass diese im Rahmen eines
einzigen EZB-DECC-Meldeformulars fiir Daten auf Einzelkreditebene (ECB DECC loan-level data template)
gemeldet werden konnen. Aufgrund einer Beurteilung der betreffenden Daten kann das Eurosystem bestimmen,
dass ein DECC die Homogenititsvoraussetzung nicht erfiillt.”;

b) Absatz 5 erhilt folgende Fassung:

,5.  Die fur Asset-Backed Securities geltenden Anforderungen an die Datenqualitit gelten auch fiir DECCs, u. a.
auch die spezifischen EZB-DECC-Datenmeldeformulare auf Einzelkreditebene. Die Daten auf Einzelkreditebene
sind in den spezifischen EZB-DECC-Datenmeldeformularen auf Einzelkreditebene gemaf deren Veroffentlichung
auf der Website der EZB einzureichen bei:

a) einem ESMA-Verbriefungsregister oder
b) einem vom Eurosystem benannten Archiv.
¢) Folgender Absatz 5a wird eingefiigt:

,5a.  Die Einreichung von Daten auf Einzelkreditebene zu DECCs bei ESMA-Verbriefungsregistern gemif§
Absatz 5 Buchstabe a beginnt am Anfang des Kalendermonats, der unmittelbar auf das Datum des Ablaufs von
drei Monaten seit dem Aktivierungsdatum fir ESMA-Meldungen folgt.
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Die Einreichung von Daten auf Einzelkreditebene zu DECCs bei vom Eurosystem benannten Archiven gemaif§
Absatz 5 Buchstabe b ist bis zum Ende des Kalendermonats zuldssig, in den das Datum féllt, an dem drei Jahre
und drei Monate seit dem Aktivierungsdatum fiir ESMA-Meldungen vergangen sind.

Das Aktivierungsdatum fiir ESMA-Meldungen wird durch die EZB auf ihrer Website veroffentlicht.;

18. Artikel 114 Absatz 5 erhilt folgende Fassung:

,5.  Handelt es sich bei dem Garanten nicht um eine offentliche Stelle mit dem Recht, Steuern zu erheben, muss
der betreffenden NZB vor der Zulassung der mit der Garantie unterlegten marktfihigen Sicherheit bzw.
Kreditforderung ein fur das Eurosystem nach Form und Inhalt akzeptables Rechtsgutachten iiber die Rechtsgiiltigkeit,
Verbindlichkeit und Durchsetzbarkeit der Garantie vorgelegt werden. Das Rechtsgutachten ist durch Personen zu
erstellen, die vom Geschiftspartner, Emittenten/Schuldner und Garanten unabhingig und nach dem jeweils
anwendbaren Recht juristisch fiir die Erstellung eines solchen Gutachtens qualifiziert sind, zum Beispiel in einer
Anwaltskanzlei praktizierende oder bei einem anerkannten akademischen Institut oder einer offentlichen Stelle titige
Rechtsanwilte. Das Rechtsgutachten muss auch ausweisen, dass es sich nicht um eine personliche Garantie handelt,
und ist nur vom Inhaber der marktfihigen Sicherheit oder vom urspriinglichen Gliaubiger der Kreditforderung
durchsetzbar. Wenn der Garant in einem anderen Land niedergelassen ist als demjenigen, dessen Recht die Garantie
unterliegt, muss das Rechtsgutachten auch ausweisen, dass die Garantie gemidf dem Recht des Sitzlandes des
Garanten rechtsgiiltig und durchsetzbar ist. Bei marktfihigen Sicherheiten hat der Geschiftspartner das
Rechtsgutachten derjenigen NZB zur Priifung vorzulegen, die die betreffende mit einer Garantie unterlegte Sicherheit
zur Aufnahme in das Verzeichnis notenbankfihiger Sicherheiten meldet. Bei Kreditforderungen hat der
Geschiftspartner, der die Kreditforderung als Sicherheit nutzen will, das Rechtsgutachten der NZB des Landes,
dessen Recht die Kreditforderung unterliegt, zur Priifung vorzulegen. Die Durchsetzbarkeit bleibt von dem
Insolvenz- bzw. Konkursrecht, allgemeinen Grundsitzen des Billigkeitsrechts und dhnlichen Grundsitzen so weit
unberiihrt, wie sie auf den Garanten anwendbar sind und die Rechte der Glaubiger gegeniiber dem Garanten im
Allgemeinen regeln.;

19. Artikel 119 Absitze 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

,1.  Die Bonititsbeurteilungsinformationen, auf die sich das Eurosystem zur Beurteilung der Zulassung von
Vermogenswerten als Sicherheit fiir Kreditgeschifte des Eurosystems stiitzt, miissen von Bonitdtsbeurteilungs-
systemen aus einer der nachstehenden drei Quellen stammen:

a) externe Ratingagenturen (external credit assessment institutions — ECAIs);
b) interne Bonititsanalyseverfahren (in-house credit assessment systems — ICASs) der NZBen;
¢) interne Ratingverfahren (IRB-Verfahren) der Geschiftspartner.;

2. Jede in Absatz 1 genannte Bonitdtsbeurteilungsquelle kann eine Reihe von Bonititsbeurteilungssystemen
umfassen. Die Bonitdtsbeurteilungssysteme miissen die in diesem Titel festgelegten Zulassungskriterien erfiillen. Ein
Verzeichnis der zugelassenen Bonitdtsbeurteilungssysteme, d. h., das Verzeichnis der zugelassenen externen
Ratingagenturen und internen Bonitdtsanalyseverfahren findet sich auf der Website der EZB.*;

20. Artikel 124 wird gestrichen;
21. Artikel 125 wird gestrichen;
22. Artikel 135 erhalt folgende Fassung:
,Artikel 135
Grundsitze fiir die Bewertung nicht marktfihiger Sicherheiten

Fir nicht marktfahige Sicherheiten legt das Eurosystem einen Wert fest, der dem ausstehenden Betrag dieser nicht
marktfihigen Sicherheiten entspricht.”

23. Artikel 138 Absatz 3 Buchstabe b erhilt folgende Fassung:

,b) gedeckte Schuldverschreibungen, die den in Artikel 129 Absitze 1 bis 3 und 6 der Verordnung (EU)
Nr. 575/2013 festgelegten Anforderungen geniigen. Ab dem 1. Februar 2020 miissen solche gedeckten
Schuldverschreibungen gemafl Artikel 83 Buchstabe a ein ECAI-Emissionsrating aufweisen, das die in Anhang
IXb festgelegten Anforderungen erfiillt;*;

24. Artikel 141 Absatz 1 Buchstabe c erhilt folgende Fassung:

,) die Sicherheiten von einer Institution mit offentlichem Forderauftrag, einer multilateralen Entwicklungsbank
oder einer internationalen Organisation begeben wurden.;
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25. Die Anhinge VI, VIII und IXb werden gemif§ dem Text in Anhang I dieser Leitlinie gedndert.

26. Der Text von Anhang II dieser Leitlinie wird als neuer Anhang XlIla in die Leitlinie (EU) 2015/510 (EZB/2014/60)
eingefiigt.

Artikel 2
Wirksamwerden und Umsetzung

1. Diese Leitlinie wird am Tag ihrer Bekanntgabe an die nationalen Zentralbanken der Mitgliedstaaten, deren
Wihrung der Euro ist, wirksam.

2. Die nationalen Zentralbanken der Mitgliedstaaten, deren Wihrung der Euro ist, leiten die erforderlichen
Mafnahmen ein, um die vorliegende Leitlinie zu erfiillen, und wenden sie ab dem 5. August 2019 an. Sie teilen der
Europdischen Zentralbank die Rechtstexte und Umsetzungsmafnahmen in Bezug auf diese Mafnahmen spitestens bis
21. Juni 2019 mit.

Artikel 3
Adressaten

Diese Leitlinie ist an alle Zentralbanken des Eurosystems gerichtet.

Geschehen zu Frankfurt am Main am 10. Mai 2019.

Fiir den EZB-Rat
Der Prisident der EZB
Mario DRAGHI
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ANHANG I

Die Anhinge VI, VIII und IXb der Leitlinie (EU) 2015/510 (EZB/2014/60) werden wie folgt gedndert:
1. Anhang VI wird wie folgt gedndert:
a) Die Uberschrift von Tabelle 2 erhilt folgende Fassung:
,Zugelassene Verbindungen zwischen Wertpapierabwicklungssystemen*;
b) Der erste Satz nach der Uberschrift von Tabelle 2 erhilt folgende Fassung:
,Nutzung notenbankfihiger Sicherheiten, die im Wertpapierabwicklungssystem des Landes B begeben wurden und
von einem in Land A niedergelassenen Geschiftspartner gehalten werden, fiir eine Kreditaufnahme bei der NZB
des Landes A durch eine zugelassene Verbindung zwischen den Wertpapierabwicklungssystemen des Landes
A und des Landes B.%
c) Der erste Satz nach der Uberschrift von Tabelle 3 erhilt folgende Fassung:
,Nutzung notenbankfihiger Sicherheiten, die im Wertpapierabwicklungssystem des Landes C begeben wurden und
im Wertpapierabwicklungssystem des Landes B von einem in Land A niedergelassenen Geschiftspartner gehalten
werden, fur eine Kreditaufnahme bei der NZB des Landes A durch eine zugelassene Verbindung zwischen den
Wertpapierabwicklungssystemen des Landes B und des Landes C.%
2. Anhang VIII wird wie folgt gedndert:

a) Die Uberschrift und der einleitende Absatz erhalten folgende Fassung:

»ANHANG VIII

MELDEPFLICHTEN FUR DATEN AUF EINZELKREDITEBENE BEI ASSET-BACKED SECURITIES UND
DIE ANFORDERUNGEN FUR ARCHIVE FUR DATEN AUF EINZELKREDITEBENE

Dieser Anhang gilt fiir die in Artikel 78 vorgesehene Bereitstellung umfassender und standardisierter Daten auf
Einzelkreditebene (loan-level data) beziiglich des Pools der Cashflow generierenden Vermogenswerte, die der
Besicherung von Asset-Backed Securities dienen, und legt die Anforderungen fiir Archive fiir Daten auf Einzelkre-
ditebene fest.”;

b) Abschnitt I wird wie folgt gedndert:
i) Die Absitze 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

,1. Die betroffenen Parteien miissen die Daten auf Einzelkreditebene gemifl diesem Anhang an ein Archiv fiir
Daten auf Einzelkreditebene tibermitteln. Das Archiv veroffentlicht die Daten elektronisch.

2. Die Daten auf Einzelkreditebene konnen fiir jede einzelne Transaktion wie folgt iibermittelt werden:

a) fur an ein ESMA-Verbriefungsregister gemeldete Transaktionen unter Verwendung der entsprechenden,
in den von der Kommission gemaf8 Artikel 7 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2017/2402 erlassenen
technischen Durchfithrungsstandards festgelegten Formulare; oder

b) fir an ein vom Eurosystem benanntes Archiv gemeldete Transaktionen unter Verwendung des
entsprechenden, auf der Website der EZB veroffentlichten aktuellen EZB-Datenmeldeformulars auf
Einzelkreditebene.

Das jeweils einzureichende Formular hingt dabei in jedem Fall von der Art des Vermogenswerts gemifs
Artikel 73 Absatz 1 ab, der die Asset-Backed Securities besichert.”;

ii) Es werden folgende Absitze 2a und 2b eingefiigt:

,2a. Die Einreichung von Daten auf Einzelkreditebene gemify Absatz 2 Buchstabe a beginnt am Anfang des
Kalendermonats, der unmittelbar auf das Datum des Ablaufs von drei Monaten seit dem
Aktivierungsdatum fiir ESMA-Meldungen folgt.

Die Einreichung von Daten auf Einzelkreditebene gemdfl Absatz 2 Buchstabe b ist bis zum Ende des
Kalendermonats zuldssig, in den das Datum fillt, an dem drei Jahre und drei Monate seit dem
Aktivierungsdatum fiir ESMA-Meldungen vergangen sind.
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2b. Ungeachtet der Bestimmungen in Absatz 2 Buchstabe a Unterabsatz 2 miissen Daten auf Einzelkre-
ditebene fiir eine einzelne Transaktion gemafl Absatz 2 Buchstabe a eingereicht werden, wenn

a) sowohl die jeweiligen an einer Transaktion beteiligten Parteien gemafS Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe a
und Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2017/2402 unter Verwendung der relevanten, in den von
der Kommission gemaf$ Artikel 7 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2017/2402 erlassenen technischen
Durchfithrungsstandards festgelegten Formularen zur Meldung von Daten auf Einzelkreditebene an ein
ESMA-Verbriefungsregister verpflichtet sind

b) als auch die Einreichung von Daten auf Einzelkreditebene gemidfl Absatz 2 Buchstabe a begonnen
hat.

¢) Abschnitt II wird wie folgt gedndert:
i) Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

,2. Die Asset-Backed Securities miissen einen zwingend vorgeschriebenen Mindestkonformitatswert erreichen,
der anhand der verfiigbaren Angaben, insbesondere in den Datenfeldern des Formulars fiir die Meldung der
Daten auf Einzelkreditebene, ermittelt wird.;

ii) Absatz 3 Satz 1 erhilt folgende Fassung:

,3. Zum Eintrag in Felder, fiir die keine Daten vorhanden sind, stehen in jedem Formular fiir die Meldung von
Daten auf Einzelkreditebene sechs ,ND*-Codes (no data — keine Daten) zur Wahl, die verwendet werden
milssen, wenn bestimmte Daten nicht nach Mafigabe des Formulars fiir die Meldung von Daten auf
Einzelkreditebene tibermittelt werden konnen.”;

d) Abschnitt III wird wie folgt gedndert:
i) Die Uberschrift erhilt folgende Fassung:
LI METHODIK FUR DIE DATENEINSTUFUNG®;
ii) Absatz 1 wird gestrichen;
i) Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

,2. Das Archiv fiir Daten auf Einzelkreditebene errechnet und nimmt bei Eingang und Verarbeitung der Daten
fur jedes Geschift mit Asset-Backed Securities eine Einstufung vor.

iv) Absatz 4 und Tabelle 3 werden gestrichen;

€) Abschnitt IV.II mit der Uberschrift ,Verfahren zur Benennung und zum Entzug der Benennung“ Absatz 1 erhilt
folgende Fassung:

,1. Eine Bewerbung fiir die Benennung als Archiv fiir Daten auf Einzelkreditebene des Eurosystems ist bei der
Direktion Risikomanagement der EZB einzureichen. Die Bewerbung hat geeignete Griinde und vollstindige
Begleitdokumente zu enthalten, die zeigen, dass der Bewerber die Voraussetzungen fiir Archive fiir Daten auf
Einzelkreditebene, so wie sie in dieser Leitlinie festgelegt sind, erfullt. Die Bewerbung, die Griinde und
Begleitdokumente sind in schriftlicher und, soweit moglich, elektronischer Form vorzulegen. Nach dem
13. Mai 2019 wird keine Bewerbung fiir eine Benennung akzeptiert. Vor diesem Datum eingegangene
Bewerbungen werden nach Mafigabe dieses Anhangs bearbeitet.”;

3. Anhang IXb wird wie folgt gedndert:
a) Abschnitt 1 Unterabsatz 3 erhilt folgende Fassung:

,Die Anforderungen gelten fiir Emissionsratings im Sinne von Artikel 83 und umfassen daher alle Sicherheiten-
und Programmratings fiir notenbankfihige gedeckte Schuldverschreibungen. Die Einhaltung dieser Anforderungen
durch die ECAIs wird regelmifig iiberpriift. Bei Nichterfillung der Kriterien fiir ein bestimmtes Programm
gedeckter Schuldverschreibungen kann das Eurosystem das offentliche Rating bzw. die offentlichen Ratings fiir das
jeweilige Programm gedeckter Schuldverschreibungen als den hohen Bonititsanforderungen des ECAF nicht
geniigend erachten. Somit kann das offentliche Rating der jeweiligen ECAI nicht dazu verwendet werden, um die
Bonitdtsanforderungen fur marktfahige Sicherheiten, die im Rahmen des jeweiligen Programms gedeckter
Schuldverschreibungen begeben wurden, festzulegen.”;

=

Abschnitt 2 Buchstabe b wird wie folgt gedndert:
i) Die Ziffern vi und vii erhalten folgende Fassung:

,vi) eine Aufteilung der Wihrungen einschlieflich einer Aufschliisselung nach Wert sowohl auf Ebene des
Deckungspools als auch auf Ebene der einzelnen Anleihen und einschlieflich des Prozentsatzes auf Euro
lautender Vermogenswerte und des Prozentsatzes auf Euro lautender Anleihen;
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vi) Vermogenswerte des Deckungspools einschlieflich des Bestands an Vermogenswerten, der Art der
Vermogenswerte, der Anzahl und durchschnittlichen Hohe der Kredite, der Laufzeitentwicklung, der
Laufzeit, der Beleihungsquote (loan-to-valuation ratios — LTV), der regionalen Verteilung und Verteilung
der Zahlungsriickstinde. In Bezug auf die regionale Verteilung muss der Performance-Bericht, wenn die
Vermogenswerte des Deckungspools aus in verschiedenen Lindern originierten Kredite bestehen,
mindestens die Verteilung nach Lindern und die regionale Verteilung fir das Hauptursprungsland
darlegen.”

ii) Nach Ziffer x werden die folgenden drei Sitze angefiigt:

,Performance-Berichte fir Multi-cédulas miissen simtliche unter Ziffer i bis x vorgeschriebenen Informationen
enthalten. AufSerdem miissen diese Berichte die Liste der relevanten Originatoren und ihrer jeweiligen Anteile
an den Multi-cédulas enthalten. Sicherheitenspezifische Informationen missen entweder direkt im
Performance-Bericht der Multi-cédulas oder durch Bezugnahme auf die Performance-Berichte fiir jede einzelne
von der ECAI bewertete cédula ausgewiesen werden.”
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ANHANG II

+ANHANG Xlla

Eine Stelle, die gemafd Artikel 2 Nummer 2 dieser Leitlinie als Institution mit 6ffentlichem Forderauftrag betrachtet wird,
muss die folgenden quantitativen Kriterien erfiillen, damit ihre notenbankfihigen marktfahigen Sicherheiten gemaf§
Tabelle 1 des Anhangs zur Leitlinie (EU) 2016/65 (EZB[/2015/35) der Haircutkategorie Il zuzuordnen sind:

a) die durchschnittliche Summe der ausstehenden Nominalwerte aller von der Institution mit 6ffentlichem Forderauftrag

ausgegebenen notenbankfihigen marktfihigen Sicherheiten betrdgt iiber den Referenzzeitraum mindestens 10 Mrd.
EUR und

b) die durchschnittliche Summe der Nominalwerte aller notenbankfihigen marktfahigen Sicherheiten mit einem
ausstehenden Nominalwert von mindestens 500 Mio. EUR, die iiber den Referenzzeitraum von der Institution mit
offentlichem Forderauftrag ausgegeben wurden, betrigt mindestens 50 % der durchschnittlichen Summe des
ausstehenden Nominalwerts aller von dieser Institution mit offentlichem Forderauftrag iiber den Referenzzeitraum
ausgegebenen notenbankfihigen marktfihigen Sicherheiten.

Die Einhaltung dieser quantitativen Kriterien wird jahrlich mittels Berechnung des betreffenden Durchschnitts pro Jahr
tiber einen Referenzzeitraum von einem Jahr, beginnend am 1. August des Vorjahres und endend am 31. Juli des
laufenden Jahres, tiberpriift.”
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LEITLINIE (EU) 2019/1033 DER EUROPAISCHEN ZENTRALBANK
vom 10. Mai 2019

zur Anderung der Leitlinie (EU) 2016/65 iiber die bei der Umsetzung des geldpolitischen
Handlungsrahmens des Eurosystems anzuwendenden Bewertungsabschlige (EZB[2019/12)

DER EZB-RAT —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union, insbesondere auf Artikel 127 Absatz 2 erster
Gedankenstrich,

gestiitzt auf die Satzung des Europdischen Systems der Zentralbanken und der Europiischen Zentralbank, insbesondere
auf Artikel 3.1 erster Gedankenstrich, Artikel 9.2, Artikel 12.1, Artikel 14.3, Artikel 18.2 und Artikel 20 Absatz 1,

in Erwidgung nachstehender Griinde:

(1)  Alle notenbankfihigen Sicherheiten fiir Kreditgeschifte des Eurosystems unterliegen Bewertungsgrundsitzen und
besonderen Risikokontrollmafinahmen, damit das Eurosystem im Fall, dass die von ihm hereingenommenen
Sicherheiten aufgrund des Ausfalls eines Geschiftspartners verwertet werden miissen, vor finanziellen Verlusten
geschiitzt ist. Eine Uberpriifung des Risikokontroll- und Validierungsrahmens des Eurosystems in Bezug auf nicht
marktfahige Sicherheiten hat zu dem Ergebnis gefithrt, dass mehrere Anpassungen vorzunehmen sind, um eine
angemessene Risikoabsicherung des Eurosystems zu gewdahrleisten.

(2)  Die Leitlinie (EU) 2016/65 der Europdischen Zentralbank (EZB/2015/35) (') sollte daher entsprechend gedndert
werden —

HAT FOLGENDE LEITLINIE ERLASSEN:

Artikel 1
Anderungen

Die Leitlinie (EU) 2016/65 (EZB/2015/35) wird wie folgt gedndert:
1. Artikel 2 Buchstabe b erhilt folgende Fassung:

,b) Die Haircutkategorie II umfasst Schuldtitel, die von i) lokalen oder regionalen Gebietskorperschaften, ii)
Emittenten, die vom Eurosystem als Institution mit o6ffentlichem Forderauftrag klassifizierte Kreditinstitute oder
Nichtkreditinstitute sind und welche die in Anhang XIla der Leitlinie (EU) 2015/510 (EZB/2014/60) festgelegten
quantitativen Kriterien erfillen, iii) multilateralen Entwicklungsbanken oder internationalen Organisationen
begeben wurden, sowie OGAW-konforme Jumbo-Pfandbriefe.”;

2. Artikel 2 Buchstabe c erhilt folgende Fassung:

,¢) Die Haircutkategorie III umfasst sowohl OGAW-konforme Pfandbriefe mit Ausnahme von OGAW-konformen
Jumbo-Pfandbriefen als auch sonstige gedeckte Schuldverschreibungen sowie Schuldtitel, die von i)
nichtfinanziellen Unternehmen, ii) Unternehmen des staatlichen Sektors oder iii) Institutionen, die Nichtkredi-
tinstitute sind, welche die in Anhang Xlla der Leitlinie (EU) 2015/510 (EZB/2014/60) festgelegten quantitativen
Kriterien nicht erfiillen, begeben wurden.”;

3. Artikel 2 Buchstabe d erhilt folgende Fassung:

,d) Die Haircutkategorie IV umfasst unbesicherte Schuldtitel, die von i) Kreditinstituten, ii) Institutionen, die
Kreditinstitute sind, welche die in Anhang XIla der Leitlinie (EU) 2015/510 (EZB/2014/60) festgelegten
quantitativen Kriterien nicht erfiillen, oder iii) finanziellen Kapitalgesellschaften, die keine Kreditinstitute sind,
begeben wurden.;

4. Artikel 5 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

,(1)  Fir die einzelnen Kreditforderungen gelten bestimmte Bewertungsabschlige, die anhand der Restlaufzeit,
Bonititsstufe und der Zinsstruktur geméf Tabelle 3 im Anhang dieser Leitlinie bestimmt werden.*

Leitlinie (EU) 2016/65 der Europiischen Zentralbank vom 18. November 2015 iiber die bei der Umsetzung des geldpolitischen
Handlungsrahmens des Eurosystems anzuwendenden Bewertungsabschlage (EZB/2015/35) (ABI. L 14 vom 21.1.2016, S. 30).

-
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b) Absatz 2 erhilt folgende Fassung:
»(2)  Es gelten die folgenden Bestimmungen fiir die Zinsstruktur von Kreditforderungen:
a) Nullkupon‘Kreditforderungen gelten als festverzinslich;

b) variabel verzinsliche Kreditforderungen, bei denen der Zeitraum bis zur nichsten Zinsanpassung linger als ein
Jahr ist, gelten als festverzinsliche Kreditforderungen;

¢) variabel verzinsliche Kreditforderungen mit einer Obergrenze gelten als festverzinsliche Kreditforderungen;

d) variabel verzinsliche Kreditforderungen, bei denen der Zeitraum bis zur nichsten Zinsanpassung ein Jahr oder
kiirzer ist, und die eine Untergrenze, jedoch keine Obergrenze aufweisen, gelten als variabel verzinsliche
Kreditforderungen;

e) der Bewertungsabschlag fiir eine Kreditforderung mit mehr als einer Verzinsungsart bestimmt sich
ausschliefSlich anhand der wihrend der Restlaufzeit der Kreditforderung anfallenden Zinszahlungen. Existiert
fur die Restlaufzeit der Kreditforderung mehr als eine Verzinsungsart, werden die verbleibenden Zinszahlungen
als Festzinszahlungen angesehen, wobei fir den Bewertungsabschlag die Restlaufzeit der Kreditforderung
mafSgeblich ist.*

¢) Absatz 3 wird gestrichen;
d) Absatz 4 wird gestrichen;
e) In Absatz 7 wird der Wortlaut ,oben stehenden Absitze 1 bis 4“ durch den Wortlaut ,Absitze 1 bis 2“ ersetzt;

5. Der Anhang wird nach Maflgabe des Anhangs der vorliegenden Leitlinie gedndert.

Artikel 2
Wirksamwerden und Umsetzung

(1)  Diese Leitlinie wird am Tag ihrer Bekanntgabe an die nationalen Zentralbanken der Mitgliedstaaten, deren
Wihrung der Euro ist, wirksam.

(2) Die nationalen Zentralbanken der Mitgliedstaaten, deren Wahrung der Euro ist, treffen die erforderlichen
Mafinahmen zur Einhaltung dieser Leitlinie und setzen diese ab dem 5. August 2019 um. Sie teilen der Europiischen
Zentralbank die Rechtstexte und Umsetzungsmafinahmen in Bezug auf diese Manahmen bis spitestens zum 21. Juni
2019 mit.

Artikel 3
Adressaten

Diese Leitlinie richtet sich an die nationalen Zentralbanken der Mitgliedstaaten, deren Wihrung der Euro ist.

Geschehen zu Frankfurt am Main am 10. Mai 2019.

Fiir den EZB-Rat
Der Prisident der EZB
Mario DRAGHI
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ANHANG

Der Anhang der Leitlinie (EU) 2016/65 (EZB/2015/35) wird wie folgt gedndert:

1.

Tabelle 1 erhilt folgende Fassung:

JTabelle 1

Haircutkategorien fiir notenbankfihige marktfihige Sicherheiten auf der Grundlage der Art des
Emittenten und/oder der Art der Sicherheit

Kategorie |

Kategorie II

Kategorie III

Kategorie IV

Kategorie V

von Zentralstaaten be-
gebene Schuldtitel

EZB-Schuldverschrei-
bungen

von lokalen oder re-
gionalen Gebietskor-
perschaften begebene
Schuldtitel

OGAW-konforme
Pfandbriefe mit Aus-
nahme von OGAW-
konformen Jumbo-

unbesicherte Schuld-
titel, die von Kredit-
instituten oder Insti-
tutionen, die

Schuldverschreibun- Schuldtitel, die von Flandbriefen Evreelggénjgﬁei;ﬁn
gen, die von nationa- Emittenten (Kreditins- | sonstige gedeckte Xlla der Leitlinie (EU)g
len Zentralbanken tituten und Nichtkre- | Schuldverschreibun- 2015/510

.| ditinstituten) begeben | gen
(NZBen) vor der Ein (EZB[2014/60) fest-

fihrung des Euro in
ihrem jeweiligen Mit-
gliedstaat begeben
wurden

wurden, die vom Eu-
rosystem als Institu-
tion mit offentlichem
Forderauftrag klassifi-
ziert werden und
welche die in Anhang
Xlla der Leitlinie (EU)
2015/510
(EZB[2014/60) fest-
gelegten quantitativen
Kriterien erfiillen

von multilateralen
Entwicklungsbanken
oder internationalen
Organisationen bege-
bene Schuldtitel

OGAW-konforme
Jumbo-Pfandbriefe

Schuldtitel, die von
nichtfinanziellen Un-
ternehmen, Unter-
nehmen des staatli-
chen Sektors oder
Institutionen, die
Nichtkreditinstitute
sind, welche die in
Anhang XIla der Leit-
linie (EU) 201 5/5 10
(EZB/2014/60) fest-
gelegten quantitativen
Kriterien nicht erfiil-
len, begeben wurden

gelegten quantitativen
Kriterien nicht erfiil-
len, begeben wurden

von finanziellen Un-
ternehmen, die keine
Kreditinstitute sind,
begebene unbesi-
cherte Schuldtitel

Asset-Backed Secu-
rities®

2. Tabelle 2 erhilt folgende Fassung:

,Tabelle 2

Hohe der Bewertungsabschlige fiir notenbankfihige marktfihige Sicherheiten in den
Haircutkategorien I bis IV

Haircutkategorien
Kategorie I Kategorie II Kategorie III Kategorie IV
- Restlaufzeit . . . .
Bonitdt (Jahre) () | festver- | Null- Var1e}bel festver- | Null- var@bel festver- | Null- var1a.bel festver- | Null- var@bel
zinslich | kupon Ve{izcl}?s_ zinslich | kupon Velri?}?s- zinslich | kupon velrizclﬁls- zinslich | kupon ve]rizcl}rlls-
Stufen [0-1) 0,5 0,5 0,5 1,0 1,0 1,0 1,0 1,0 1,0 7,5 7,5 7,5
1 und
2 [1-3) 1,0 2,0 0,5 1,5 2,5 1,0 2,0 3,0 1,0 10,0 10,5 7,5
[3-5) 1,5 2,5 0,5 2,5 3,5 1,0 3,0 4,5 1,0 13,0 13,5 7,5
[5-7) 2,0 3,0 1,0 3,5 4,5 1,5 4,5 6,0 2,0 14,5 15,5 10,0
[7-10) 3,0 4,0 1,5 4,5 6,5 2,5 6,0 8,0 3,0 16,5 18,0 13,0
[10,00) 5,0 7,0 2,0 8,0 10,5 3,5 9,0 13,0 4,5 20,0 25,5 14,5
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Haircutkategorien
Kategorie I Kategorie II Kategorie III Kategorie IV
... | Restlaufzeit . . . .

Bonitdt (Jahre) (*) | festver- | Null- Varlgbel festver- | Null- Varlgbel festver- | Null- varle_ibel festver- | Null- var1e_1bel
o verzins- | .. verzins- | .. verzins- |~ . verzins-

zinslich | kupon lich zinslich | kupon lich zinslich | kupon lich zinslich | kupon lich

Stufe 3 [0-1) 6,0 6,0 6,0 7,0 7,0 7,0 8,0 8,0 8,0 13,0 13,0 13,0

[1-3) 7,0 8,0 6,0 9,5 13,5 7,0 12,0 15,0 8,0 22,5 25,0 13,0

[3-5) 9,0 10,0 6,0 13,5 18,5 7,0 16,5 22,0 8,0 28,0 32,5 13,0

[5-7) 10.0 11,5 7,0 14,0 20,0 9,5 18,5 26,0 12,0 30,5 35,0 22,5

[7-10) 11,5 13,0 9,0 16,0 24,5 13,5 19,0 28,0 16,5 31,0 37,0 28,0

[10,00) 13,0 16,0 10,0 19,0 29,5 14,0 19,5 30,0 18,5 31,5 38,0 30,5

(*) [0-1) bedeutet eine Restlaufzeit von weniger als einem Jahr, [1-3) bedeutet eine Restlaufzeit von mindestens einem Jahr und weniger als drei Jahren
usw.”

3. Tabelle 3 erhilt folgende Fassung:

,Tabelle 3
Hohe der Bewertungsabschlige fiir notenbankfihige festverzinsliche oder variabel verzinsliche
Kreditforderungen
Bonitit Restlaufzeit (Jahre) (*) Feste Zinszahlung Variable Zinszahlung

Stufen 1 und 2 (AAA bis A-) [0-1) 12,0 12,0
[1-3) 16,0 12,0

[3-5) 21,0 12,0

[5-7) 27,0 16,0

[7-10) 35,0 21,0

[10, o) 45,0 27,0

Stufe 3 (BBB+ bis BBB-) [0-1) 19,0 19,0
[1-3) 33,5 19,0

[3-5) 45,0 19,0

[5-7) 50,5 33,5

[7-10) 56,5 45,0

(10, =) 63,0 50,5

(*) [0-1) bedeutet eine Restlaufzeit von weniger als einem Jahr, [1-3) bedeutet eine Restlaufzeit von mindestens einem Jahr und we-
niger als drei Jahren usw.”
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LEITLINIE (EU) 2019/1034 DER EUROPAISCHEN ZENTRALBANK
vom 10. Mai 2019

zur Anderung der Leitlinie EZB[2014/31 iiber zusitzliche zeitlich befristete Mafnahmen
hinsichtlich der Refinanzierungsgeschifte des Eurosystems und der Notenbankfihigkeit von
Sicherheiten (EZB[2019/13)

DER EZB-RAT —

gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europiischen Union, insbesondere auf Artikel 127 Absatz 2 erster
Gedankenstrich,

gestiitzt auf die Satzung des Europdischen Systems der Zentralbanken und der Europiischen Zentralbank, insbesondere
auf Artikel 3.1 erster Gedankenstrich und die Artikel 5.1, 12.1, 14.3 und 18.2,

in Erwidgung nachstehender Griinde:

(1) Der EZB-Rat hat beschlossen, dass die Hellenische Republik im Sinne von Artikel 1 Absatz 3, Artikel 6 Absatz 1
und Artikel 8 der Leitlinie EZB/2014/31 (') nicht mehr als ein Mitgliedstaat des Euro-Wahrungsgebiets gilt, fiir
den ein Programm der Europdischen Union/des Internationalen Wiahrungsfonds besteht (3).

(2)  Der EZB-Rat hat beschlossen, dass die die Republik Zypern im Sinne von Artikel 8 der Leitlinie EZB[2014/31
nicht mehr als ein Mitgliedstaat des Euro-Wihrungsgebiets gilt, fir den ein Programm der Europdischen
Union/des Internationalen Wihrungsfonds besteht ().

(3)  Die Aussetzung der Anforderungen an die Bonititsschwellenwerte fiir bestimmte marktfihige Titel sollte durch
ausdriicklichen Beschluss des EZB-Rates erfolgen.

(4)  Die Leitlinie EZB/2014/31 sollte daher entsprechend gedndert werden —
HAT FOLGENDE LEITLINIE ERLASSEN:

Artikel 1
Anderungen

Die Leitlinie EZB/2014/31 wird wie folgt gedndert:
1. Artikel 1 Absatz 3 wird gestrichen;

2. Artikel 6 wird gestrichen;

3. Artikel 8 Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

»(2)  Auf der Grundlage eines entsprechenden spezifischen Beschlusses des EZB-Rates gilt der Bonititsschwellenwert
des Eurosystems nicht fiir marktfihige Schuldtitel, die von den Zentralregierungen der Mitgliedstaaten des Euro-
Wihrungsgebiets begeben oder in vollem Umfang garantiert sind, fiir die ein Programm der Europdischen Union/des
Internationalen Wahrungsfonds besteht, so lange der betreffende Mitgliedstaat nach Einschitzung des EZB-Rates die
mit der finanziellen Unterstiitzung und/oder dem makrookonomischen Programm verbundenen Auflagen erfiillt.”;

4. Artikel 8 Absatz 3 wird gestrichen;
5. Artikel 9 Absatz 3 wird gestrichen;

6. Die Anhinge I und II werden gestrichen.

() Leitlinie EZB/2014/31 vom 9. Juli 2014 iiber zusitzliche zeitlich befristete Mainahmen hinsichtlich der Refinanzierungsgeschifte des
Eurosystems und der Notenbankfihigkeit von Sicherheiten und zur Anderung der Leitlinie EZB/2007/9 (ABL L 240 vom 13.8.2014,
S. 28).

(¥ Beschluss (EU) 2018/1148 der Europdischen Zentralbank vom 10. August 2018 iiber die Notenbankfihigkeit der von der griechischen
Regierung begebenen oder in vollem Umfang garantierten marktfahigen Schuldtitel und zur Authebung des Beschlusses (EU) 2016/1041
(EZB[2018/21) (ABL L 208 vom 17.8.2018, S. 91).

(*) Beschluss (EU) 2016/457 der Europdischen Zentralbank vom 16. Marz 2016 iiber die Notenbankfahigkeit der von der Republik Zypern
begebenen oder in vollem Umfang garantierten marktfahigen Schuldtitel (EZB/2016/5) (ABL. L 79 vom 30.3.2016, S. 41).
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Artikel 2
Wirksamwerden und Umsetzung

(1) Diese Leitlinie wird am Tag ihrer Bekanntgabe an die nationalen Zentralbanken der Mitgliedstaaten, deren
Wihrung der Euro ist, wirksam.

(2) Die nationalen Zentralbanken der Mitgliedstaaten, deren Wahrung der Euro ist, treffen die erforderlichen
Mafinahmen zur Einhaltung dieser Leitlinie und setzen diese ab dem 5. August 2019 um. Sie teilen der EZB die
entsprechenden Rechtstexte und Umsetzungsmaffnahmen bis spétestens zum 21. Juni 2019 mit.

Artikel 3
Adressaten

Diese Leitlinie ist an alle Zentralbanken des Eurosystems gerichtet.

Geschehen zu Frankfurt am Main am 10. Mai 2019.

Fiir den EZB-Rat
Der Prisident der EZB
Mario DRAGHI
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RECHTSAKTE VON GREMIEN, DIE IM RAHMEN
INTERNATIONALER UBEREINKUNFTE EINGESETZT
WURDEN

BESCHLUSS Nr. 1/2019
vom 10. April 2019
DES GEMISCHTEN AUSSCHUSSES DES WPA EU-JAPAN [2019/1035]

DER GEMISCHTE AUSSCHUSS FUR DAS WPA EU-JAPAN —

gestiitzt auf das Abkommen zwischen der Europdischen Union und Japan iiber eine Wirtschaftspartnerschaft (WPA EU-
Japan), insbesondere auf Artikel 22.1 Absatz 4 Buchstabe e, Artikel 21.6 Absatz 2 und Artikel 21.30,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Nach Artikel 22.1 Absatz 4 Buchstabe e des WPA EU-Japan gibt sich der Gemischte Ausschuss eine
Geschiftsordnung,

(2)  nach Artikel 21.6 Absatz 2 legt der Gemischte Ausschuss ein Mediationsverfahren fest und
(3)  nach Artikel 21.30 legt der Gemischte Ausschuss eine Verfahrensordnung fiir Panels und den Verhaltenskodex fiir
Schiedsrichter fest —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

— Die Geschiftsordnung des Gemischten Ausschusses gemdfl Anhang I,
— das Mediationsverfahren gemif8 Anhang IJ,

— die Verfahrensordnung fiir Panels in Anhang III und

— der Verhaltenskodex fiir Schiedsrichter gemaff Anhang IV

werden angenommen.

Unterzeichnet in Tokyo am 10. April 2019.

Fiir den Gemischten Ausschuss des WPA EU-Japan

Im Namen Japans Im Namen der EU
Taro KONO Cecilia MALMSTROM
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ANHANG 1

GESCHAFTSORDNUNS} DES GEMISCHTEN AUSSCHUSSES IM RAHMEN DES ABKOMMENS ZWISCHEN
DER EUROPAISCHEN UNION UND JAPAN UBER EINE WIRTSCHAFTSPARTNERSCHAFT

Artikel 1
Zusammensetzung und Vorsitz

(1)  Der mit Artikel 22.1 Absatz 1 des Abkommens zwischen der Europdischen Union und Japan iiber eine
Wirtschaftspartnerschaft (im Folgenden ,Abkommen®) eingesetzte Gemischte Ausschuss erfillt seine Aufgaben gemifs
Artikel 22.1 des Abkommens und ist fur die allgemeine Durchfithrung und das allgemeine Funktionieren des
Abkommens verantwortlich.

(2)  Der Gemischte Ausschuss setzt sich aus Vertretern der Europdischen Union und Japans zusammen; der Vorsitz
wird nach Artikel 22.1 Absatz 3 des Abkommens von dem fiir Handel zustindigen Mitglied der Europiischen
Kommission und dem japanischen Auflenminister gemeinsam gefiihrt.

(3) Die Ko-Vorsitzenden konnen sich nach Artikel 22.1 Absatz 3 des Abkommens durch ihren jeweiligen
Stellvertreter vertreten lassen. Alle in dieser Geschiftsordnung enthaltenen nachfolgenden Bezugnahmen auf die Ko-
Vorsitzenden des Gemischten Ausschusses sind so zu verstehen, dass sie auch deren Stellvertreter umfassen.

(4)  Die Ko-Vorsitzenden konnen bei den Sitzungen von Beamten begleitet werden. Die Listen der Beamten, die fiir die
Vertragsparteien an einer Sitzung teilnehmen, werden vor der Sitzung tiber die Kontaktstellen ausgetauscht.

(5)  Die Ko-Vorsitzenden konnen im gegenseitigen Einvernehmen beschliefen, ad hoc Beobachter oder unabhingige
Sachverstiandige einzuladen.
Artikel 2
Kontaktstellen

(1)  Die nach Artikel 22.6 Absatz 1 des Abkommens benannten Kontaktstellen (im Folgenden ,Kontaktstellen®)
koordinieren die Vorbereitung und Organisation der Sitzungen des Gemischten Ausschusses.

(2)  Der gesamte Schriftwechsel und die gesamte Kommunikation zwischen den Vertragsparteien im Zusammenhang
mit der Arbeit des Gemischten Ausschusses und seinen Sitzungen werden im Einklang mit Artikel 22.6 Absatz 2
Buchstabe ¢ des Abkommens tiber die Kontaktstellen abgewickelt.

(3)  Die Kontaktstellen koordinieren die Erstellung der vorldufigen Tagesordnung, die Ausarbeitung der Beschluss- und
Empfehlungsentwiirfe des Gemischten Ausschusses sowie den Schriftwechsel und die Kommunikation zwischen dem
Gemischten Ausschuss und den Sonderausschiissen, Arbeitsgruppen und sonstigen im Rahmen des Abkommens
eingesetzten Gremien.

Artikel 3

Tagesordnung

(1)  Die Kontaktstellen erstellen fiir jede Sitzung gemeinsam eine vorlaufige Tagesordnung und iibermitteln diese den
Sitzungsteilnehmern zusammen mit den einschligigen Unterlagen spitestens 15 Kalendertage vor dem Sitzungstermin.

(2)  Jede Vertragspartei kann bis spitestens 21 Kalendertage vor dem Sitzungstermin Tagesordnungspunkte
vorschlagen.

(3) Die Vertragsparteien konnen die in den Absdtzen 1 und 2 genannten Fristen in gegenseitigem Einvernehmen
verkiirzen, um den Erfordernissen des Einzelfalls gerecht zu werden.

(4)  Die Tagesordnung wird vom Gemischten Ausschuss zu Beginn der Sitzung angenommen. Punkte, die nicht auf
der vorldufigen Tagesordnung stehen, kénnen auf Beschluss der Vertragsparteien in die Tagesordnung aufgenommen
werden.
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Artikel 4
Arbeitssprache

Sofern die Vertragsparteien nichts anderes beschliefen, erfolgen die gesamte die Arbeit des Gemischten Ausschusses
betreffende Kommunikation (einschlieflich des Schriftwechsels) zwischen den Vertragsparteien sowie die Ausarbeitung
von Beschliissen und Empfehlungen und die Beratungen dariiber in englischer Sprache.

Artikel 5
Beschliisse und Empfehlungen

(1)  Beschlisse und Empfehlungen des Gemischten Ausschusses werden nach Artikel 22.2 des Abkommens
einvernehmlich gefasst. Sie konnen im schriftlichen Verfahren im Wege eines Notenwechsels zwischen den Ko-
Vorsitzenden des Ausschusses angenommen werden.

(2)  Alle Beschliisse und Empfehlungen des Gemischten Ausschusses werden mit einer laufenden Nummer, dem
Datum ihrer Annahme und einem den Gegenstand bezeichnenden Titel versehen.

Artikel 6
Gemeinsames Protokoll

(1) Der Entwurf des gemeinsamen Protokolls enthdlt in der Regel die endgiltige Tagesordnung und eine
Zusammenfassung der Diskussionen zu jedem Tagesordnungspunkt.

(2)  Der Entwurf des gemeinsamen Protokolls wird nach jeder Sitzung so bald wie moglich, spatestens jedoch 60 Tage
nach dem Sitzungstermin, von den Kontaktstellen angefertigt.

(3)  Der Entwurf des gemeinsamen Protokolls wird von den Vertragsparteien so bald wie moglich, spatestens jedoch
70 Tage nach dem Sitzungstermin, im schriftlichen Verfahren genehmigt. Nach der Genehmigung unterzeichnen die
Kontaktstellen zwei Ausfertigungen des Protokolls und leiten jeder Vertragspartei eine Originalausfertigung zu. Die
Vertragsparteien konnen beschlieflen, dass diese Anforderung mit der Unterzeichnung und dem Austausch elektronischer
Ausfertigungen als erfullt gilt.

Artikel 7
Offentlichkeit und Vertraulichkeit

(1)  Sofern im Abkommen nicht anders festgelegt oder von den Vertragsparteien nicht anders beschlossen, sind die
Sitzungen des Gemischten Ausschusses nicht 6ffentlich.

(2)  Legt eine Vertragspartei dem Gemischten Ausschuss, einem Sonderausschuss, einer Arbeitsgruppe oder einem
anderen nach dem Abkommen eingerichteten Gremium Informationen vor, die nach ihren Gesetzen und sonstigen
Vorschriften als vertraulich gelten beziehungsweise vor einer Offenlegung zu schiitzen sind, so behandelt auch die
andere Vertragspartei diese Informationen als vertraulich, wie in Artikel 1.6 des Abkommens vorgesehen.

(3)  Vorbehaltlich der Anwendung des Absatzes 2 kann jede Vertragspartei die zwischen den Vertragsparteien vor der
Sitzung des Gemischten Ausschusses vereinbarte endgiiltige Tagesordnung und das genehmigte gemeinsame Protokoll
nach Artikel 6 in einem geeigneten Medium veroffentlichen. Jede Vertragspartei stellt sicher, dass die Beschliisse,
Empfehlungen und Auslegungen des Gemischten Ausschusses veroffentlicht werden.

Artikel 8
Kosten

Jede Vertragspartei tragt die Kosten, die ihr aus der Teilnahme an den Sitzungen des Gemischten Ausschusses entstehen.
Die Kosten fiir die Veranstaltung der Sitzungen werden von der Vertragspartei getragen, die die Sitzung ausrichtet. Findet
eine Sitzung auflerhalb der Europidischen Union oder Japans statt, so entscheiden die Vertragsparteien im gegenseitigen
Einvernehmen tiber die Zustindigkeit fiir die im Zusammenhang mit der Veranstaltung der Sitzung anfallenden Kosten.
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ANHANG 2

MEDIATIONSVERFAHREN

I. Ziel

1. Das in diesem Dokument dargestellte Mediationsverfahren nach Artikel 21.6 des Abkommens soll die Suche nach
einer einvernehmlichen Losung durch ein umfassendes, ziigiges Verfahren mit Unterstiitzung eines Mediators
erleichtern.

II. Begriffsbestimmungen

2. Fir die Zwecke dieses Dokuments bezeichnet der Ausdruck
a) ,Abkommen* das Abkommen zwischen der Europaischen Union und Japan iiber eine Wirtschaftspartnerschaft,
b) ,Verhaltenskodex“ den in Artikel 21.30 des Abkommens genannten Verhaltenskodex fiir Schiedsrichter,
¢) ,Tage“ Kalendertage,
d) ,Gemischter Ausschuss“ den nach Artikel 22.1 des Abkommens eingesetzten Gemischten Ausschuss,

e) ,ersuchte Vertragspartei“ die Vertragspartei, an die das Ersuchen um Einleitung eines Mediationsverfahrens nach
Artikel 21.6 des Abkommens gerichtet ist,

f) ,ersuchende Vertragspartei“ die Vertragspartei, die um Einleitung eines Mediationsverfahrens nach Artikel 21.6
des Abkommens ersucht, und

g) ,Verfahrensordnung” die Verfahrensordnung fiir Panels nach Artikel 21.30 des Abkommens.

III. Einleitung des Mediationsverfahrens

3. Eine Vertragspartei kann jederzeit darum ersuchen, dass die Vertragsparteien ein Mediationsverfahren einleiten. Ein
solches Ersuchen ist schriftlich an die andere Vertragspartei zu richten. Das Ersuchen muss so detailliert sein, dass
fir die andere Vertragspartei eindeutig ersichtlich ist, worin das Anliegen der um das Mediationsverfahren
ersuchenden Vertragspartei besteht. Die ersuchende Vertragspartei beschreibt in ihrem Ersuchen den strittigen
Sachverhalt, indem sie

a) die spezifische Mainahme nennt,

b) darlegt, welche mutmaflichen nachteiligen Auswirkungen die Mafnahme nach Auffassung der ersuchenden
Vertragspartei auf den Handel oder die Investitionen zwischen den Vertragsparteien hat oder haben wird, und

¢) den ursichlichen Zusammenhang zwischen der Mafinahme und den nachteiligen Auswirkungen auf den Handel
und die Investitionen zwischen den Vertragsparteien erldutert.

4. In der Regel wird von einer Vertragspartei erwartet, dass sie von den einschldgigen Kooperations- oder Konsulta-
tionsbestimmungen des Abkommens Gebrauch macht, bevor sie ein schriftliches Ersuchen nach Nummer 3 an die
andere Vertragspartei richtet. Zur Klarstellung sei angemerkt, dass vor der Einleitung des Mediationsverfahrens keine
Konsultationen nach Artikel 21.5 des Abkommens erforderlich sind.

5. Das Mediationsverfahren kann nur im gegenseitigen Einvernehmen der Vertragsparteien eingeleitet werden und
dient dem Zweck, die Moglichkeiten fir einvernehmliche Lésungen zu sondieren und die Ratschlige und
Losungsvorschlige des Mediators zu priifen. Die ersuchte Vertragspartei priift das Ersuchen wohlwollend und
antwortet innerhalb von zehn Tagen nach seinem Eingang schriftlich, indem sie dem Ersuchen stattgibt oder es
ablehnt. Antwortet die ersuchte Vertragspartei innerhalb dieser Frist nicht, so gilt das Ersuchen als abgelehnt. Gibt
die ersuchte Vertragspartei dem Ersuchen statt, so gilt der Tag des Eingangs des Antwortschreibens der ersuchten
Vertragspartei bei der ersuchenden Vertragspartei als Tag der Einleitung des Mediationsverfahrens.

IV. Auswahl des Mediators

6. Die Vertragsparteien bemiihen sich, sich spdtestens 15 Tage nach Einleitung des Mediationsverfahrens auf einen
Mediator zu einigen.
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7. Erzielen die Vertragsparteien innerhalb der unter Nummer 6 festgelegten Frist keine Einigung iiber den Mediator, so
wihlt der von der ersuchenden Vertragspartei gestellte Ko-Vorsitzende des Gemischten Ausschusses oder sein
Stellvertreter auf Ersuchen einer Vertragspartei innerhalb von funf Tagen nach dem Ersuchen den Mediator per
Losentscheid aus der nach Artikel 21.9 Absatz 1 des Abkommens erstellten Teilliste der Vorsitzenden aus. Das
Ersuchen wird der anderen Vertragspartei in Kopie iibermittelt.

8. Die von der ersuchenden Vertragspartei nach Artikel 21.25 Absatz 1 des Abkommens benannte Stelle ist fiir die
Organisation der Auslosung zustindig und unterrichtet die Ko-Vorsitzenden des Gemischten Ausschusses
rechtzeitig iiber Datum, Uhrzeit und Ort der Auslosung. Der von der ersuchten Vertragspartei gestellte Ko-
Vorsitzende kann bei der Auslosung zugegen sein oder sich durch eine andere Person vertreten lassen. Vertreter
beider Vertragsparteien konnen ebenfalls anwesend sein. Die Auslosung wird in Anwesenheit der Vertragsparteien
durchgefiihrt, die zugegen sind.

9. Sofern die Vertragsparteien nichts anderes vereinbaren, darf der Mediator weder die Staatsangehorigkeit einer der
Vertragsparteien besitzen noch bei einer der Vertragsparteien beschiftigt sein.

10. Der Mediator unterstiitzt die Vertragsparteien in unparteiischer und transparenter Weise darin, Klarheit beziiglich
des strittigen Sachverhalts, einschlieSlich der moglichen Auswirkungen der spezifischen Mafinahme auf den Handel
oder die Investitionen, zu schaffen und zu einer einvernechmlichen Losung zu gelangen.

11. Der vom Gemischten Ausschuss nach Artikel 21.30 des Abkommens angenommene Verhaltenskodex fiir
Schiedsrichter gilt sinngemif auch fiir Mediatoren.

V. Regeln des Mediationsverfahrens

12. Innerhalb von zehn Tagen nach dem Tag, an dem eine Einigung iiber den Mediator nach Nummer 6 erzielt oder der
Mediator nach Nummer 7 ausgewihlt wurde, legt die ersuchende Vertragspartei dem Mediator und der ersuchten
Partei schriftlich eine ausfiihrliche Darstellung des strittigen Sachverhalts vor, einschlieflich Angaben dazu, wie die
spezifische Mafnahme angewandt wird oder angewandt werden soll und wie sie sich auf den Handel oder die
Investitionen auswirkt. Innerhalb von 20 Tagen nach Vorlage dieses Schriftsatzes kann die ersuchte Vertragspartei
schriftlich zu der Darstellung Stellung nehmen. Jede Vertragspartei kann in ihre Darstellung beziehungsweise
Stellungnahme alle ihr sachdienlich erscheinenden Informationen aufnehmen.

13. Der Mediator kann den Weg wihlen, der ihm am besten geeignet erscheint, um Klarheit beziiglich des strittigen
Sachverhalts zu schaffen, was insbesondere fiir die moglichen Auswirkungen der spezifischen Malnahme auf den
Handel und die Investitionen gilt. Insbesondere hat der Mediator die Moglichkeit, Treffen zwischen den Vertrags-
parteien anzuberaumen, die Vertragsparteien gemeinsam oder getrennt zu konsultieren und jede von den Vertrags-
parteien gewiinschte zusitzliche Unterstiitzung zu leisten. Nach Konsultation der Vertragsparteien kann der
Mediator auch einschlidgige Sachverstindige und Interessentriger zwecks Unterstiitzung oder Beratung hinzuziehen.

14. Der Mediator bemiiht sich, den Vertragsparteien Ratschlige zu unterbreiten und ihnen eine Losung vorzuschlagen.
Die Vertragsparteien konnen den Losungsvorschlag annehmen oder ablehnen oder sich auf eine andere Losung
einigen. Der Mediator hat sich jeglicher Beratung oder Stellungnahme beziiglich der Vereinbarkeit der spezifischen
Mafnahme mit dem Abkommen zu enthalten.

15. Sofern die Vertragsparteien nichts anderes vereinbaren, findet das Mediationsverfahren in der ersuchten
Vertragspartei statt.

16. Die Vertragsparteien bemiihen sich, innerhalb von 60 Tagen nach dem Tag, an dem eine Einigung iiber den
Mediator nach Nummer 6 erzielt oder der Mediator nach Nummer 7 ausgewihlt wurde, zu einer einvernehmlichen
Losung zu gelangen. Auf Ersuchen einer Vertragspartei wird die einvernehmliche Losung durch Beschluss des
Gemischten Ausschusses angenommen. Sofern die Vertragsparteien nichts anderes vereinbaren, wird die
einvernehmliche Losung der Offentlichkeit zugénglich gemacht. Die der Offentlichkeit zugénglich gemachte Fassung
darf keine Informationen enthalten, die eine Vertragspartei als vertraulich eingestuft hat. Bis zu einer endgiiltigen
einvernehmlichen Losung konnen die Vertragsparteien mogliche Zwischenlsungen priifen.

17. Auf Ersuchen einer der beiden Vertragsparteien legt der Mediator den Vertragsparteien schriftlich den Entwurf eines
Tatsachenberichts vor, in dem Folgendes kurz zusammengefasst wird:

a) der strittige Sachverhalt einschlielich der méglichen Auswirkungen der spezifischen Mafnahme auf Handel und
Investitionen,

b) die gewdhlte Vorgehensweise,
) gegebenenfalls die von den Vertragsparteien, Sachverstindigen und Interessentragern gedufSerten Ansichten und
d) gegebenenfalls die einvernehmliche Losung und etwaige Zwischenlosungen;

dies hat innerhalb von 15 Tagen nach dem Ersuchen um den Bericht zu erfolgen.
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Die Vertragsparteien konnen innerhalb von 15 Tagen nach Vorlage des Entwurfs des Tatsachenberichts zu ihm
Stellung nehmen. Nach Priifung der Stellungnahmen der Vertragsparteien tibermittelt der Mediator ihnen innerhalb
von 30 Tagen nach Vorlage des Entwurfs des Tatsachenberichts schriftlich die endgiiltige Fassung des Berichts. Der
Tatsachenbericht darf keine Auslegung des Abkommens durch den Mediator enthalten.

18. Das Mediationsverfahren endet

a) mit der Annahme einer einvernehmlichen Losung durch die Vertragsparteien; in diesem Fall endet das
Mediationsverfahren am Tag der Annahme;

b) mit einer nach Konsultation der Vertragsparteien erfolgenden schriftlichen Erklirung des Mediators, dass weitere
Mediationsbemithungen aussichtslos wiren; in diesem Fall endet das Mediationsverfahren am Tag dieser
Erklarung;

c) bei gegenseitigem Einvernehmen der Vertragsparteien in jedweder Phase des Verfahrens; in diesem Fall endet das
Mediationsverfahren am Tag der Erzielung des Einvernehmens; oder

d) mit einer schriftlichen und begriindeten Erklirung einer Vertragspartei, nachdem sie die Moglichkeiten fiir
einvernehmliche Losungen im Rahmen des Mediationsverfahrens sondiert hat; in diesem Fall endet das
Mediationsverfahren am Tag dieser Erklarung.

Die Beendigung des Mediationsverfahrens lisst Nummer 17 unberiihrt.

19. Die Nummern 5 bis 9, 15 bis 26, 33, 34 und 42 bis 46 der Verfahrensordnung fiir Panels gelten sinngemaf auch
fir das Mediationsverfahren.

VI. Vertraulichkeit

20. Sofern die Vertragsparteien nichts anderes vereinbaren, sind unbeschadet der Nummer 16 alle Schritte des
Mediationsverfahrens, einschlieSlich der Ratschlidge und Losungsvorschldge, vertraulich. Sowohl der Mediator als
auch die Vertragsparteien behandeln alle als vertraulich bezeichneten Informationen, die dem Mediator von einer
Vertragspartei {ibermittelt wurden oder aus anderen Quellen eingegangen sind, als vertraulich. Jede Vertragspartei
kann jedoch die Offentlichkeit dariiber unterrichten, dass ein Mediationsverfahren stattfindet.

VII. Verhiltnis zu anderen Streitbeilegungsverfahren

21. Das Mediationsverfahren lasst die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien aus Kapitel 21 (Streitbeilegung) des
Abkommens oder aus Streitbeilegungsverfahren anderer Ubereinkiinfte unberiihrt.

22. Folgendes darf in anderen Streitbeilegungsverfahren nach diesem Abkommen oder nach einer anderen
Ubereinkunft weder von einer Vertragspartei geltend gemacht oder als Beweis eingefithrt werden, noch darf
akzeptiert werden, dass ein Panel es beriicksichtigt:

a) Standpunkte, welche die andere Vertragspartei im Laufe des Mediationsverfahrens vertreten hat, oder
Informationen, die nach Nummer 13 zusammengetragen wurden,

b) die Tatsache, dass die andere Vertragspartei ihre Bereitschaft bekundet hat, eine Losung in der Angelegenheit zu
akzeptieren, die Gegenstand der Mediation war, oder

¢) Ratschlige oder Vorschlige des Mediators.

23. Sofern die Vertragsparteien nichts anderes vereinbaren, darf ein Mediator keinem Schiedspanel oder Panel in
anderen Streitbeilegungsverfahren nach dem Abkommen oder nach anderen Ubereinkiinften angehoren, das sich
mit derselben Angelegenheit befasst, in der er als Mediator titig war.

VIII. Fristen

24. Die in diesem Dokument iiber das Mediationsverfahren genannten Fristen konnen im gegenseitigen Einvernehmen
der Vertragsparteien gedndert werden.

IX. Kosten
25. Jede Vertragspartei tragt selbst die Kosten, die ihr aus der Teilnahme am Mediationsverfahren entstehen.

26. Die Kosten fir den organisatorischen Aufwand, einschlieflich des Honorars und der Auslagen des Mediators,
werden von den Vertragsparteien zu gleichen Teilen getragen. Das Honorar des Mediators entspricht dem Honorar
der Schiedsrichter nach Nummer 4 der Verfahrensordnung fiir Panels.
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ANHANG 3

VERFAHRENSORDNUNG FUR PANELS

Fir die Verfahren bei Einbindung eines Panels (im Folgenden ,Panelverfahren) nach Kapitel 21 (Streitbeilegung)
Abschnitt C des Abkommens gelten folgende Regeln:

I. Begriffsbestimmungen

1. In dieser Verfahrensordnung bezeichnet der Ausdruck

a) ,administrative Mitarbeiter* in Bezug auf einen Schiedsrichter die unter der Leitung und Aufsicht des
Schiedsrichters arbeitenden Personen, die keine Assistenten sind,

b) ,Berater eine Person, die von einer Vertragspartei beauftragt ist, sie fur die Zwecke des Panelverfahrens zu
beraten oder zu unterstiitzen, und bei der es sich nicht um einen Vertreter der betreffenden Vertragspartei
handelt,

¢) ,Abkommen*“ das Abkommen zwischen der Europaischen Union und Japan iiber eine Wirtschaftspartnerschaft,
d) ,Schiedsrichter” ein Mitglied eines Panels,

e) ,Assistent” eine Person, die im Rahmen des Mandats eines Schiedsrichters Nachforschungen fiir diesen anstellt
oder ihn bei seiner Tatigkeit unterstiitzt,

f) ,Verhaltenskodex“ den in Artikel 21.30 des Abkommens genannten Verhaltenskodex fiir Schiedsrichter,

g) ,Beschwerdefiihrerin“ die Vertragspartei, welche die Einsetzung eines Panels nach Artikel 21.7 des Abkommens
beantragt,

h) ,Tage” Kalendertage,
i) ,Panel” ein nach Artikel 21.7 des Abkommens eingesetztes Panel,

j) .Beschwerdegegnerin“ die Vertragspartei, gegen die in einer Streitigkeit ein Panelverfahren nach Artikel 21.7 des
Abkommens eingeleitet wurde,

k) ,Verfahren“ das konkrete Verfahren vor dem Panel und

1) ,Vertreter* in Bezug auf eine Vertragspartei Beamte oder andere Personen, die im Dienst eines Ministeriums,
einer Behorde oder einer sonstigen offentlichen Stelle einer Vertragspartei stehen, sowie sonstige Mitarbeiter, die
die Vertragspartei fir die Zwecke des Verfahrens vor dem Panel als ihre Vertreter benennt.

II. Bestellung der Schiedsrichter

2. Die von der Beschwerdefithrerin nach Artikel 21.25 Absatz 1 des Abkommens benannte Stelle ist fir die
Organisation der Auslosung nach Artikel 21.8 Absitze 3, 4 und 5 des Abkommens zustindig und unterrichtet die
Ko-Vorsitzenden des Gemischten Ausschusses rechtzeitig tiber Datum, Uhrzeit und Ort der Auslosung. Der von der
Beschwerdegegnerin gestellte Ko-Vorsitzende kann bei der Auslosung zugegen sein oder sich durch eine andere
Person vertreten lassen. Vertreter beider Vertragsparteien konnen ebenfalls anwesend sein. Die Auslosung wird in
Anwesenheit der Vertragsparteien durchgefiihrt, die zugegen sind.

3. Die Vertragsparteien unterrichten jede Person, die nach Artikel 21.8 des Abkommens zum Schiedsrichter bestellt
wurde, schriftlich von ihrer Bestellung. Die betreffenden Personen bestitigen beiden Vertragsparteien ihre
Verfiigbarkeit innerhalb von fiinf Tagen ab dem Zeitpunkt des Erhalts ihrer Bestellungsbenachrichtigung.

[II. Organisatorische Sitzung

4. Sofern die Vertragsparteien nichts anderes vereinbaren, treffen sie innerhalb von sieben Tagen nach dem Tag der
Einsetzung des Panels mit diesem zusammen, um die von den Vertragsparteien oder dem Panel fiir relevant
erachteten Fragen zu kliren; hierzu gehéren unter anderem

a) die den Schiedsrichtern nach den Sitzen und Kriterien der WTO zu zahlenden Honorare und zu erstattenden
Auslagen;
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b) die den Assistenten zu zahlende Vergiitung; sofern die Vertragsparteien nichts anderes vereinbaren, darf der
Gesamtbetrag der Vergiitung fiir den oder die Assistenten eines Schiedsrichters 50 % des Schiedsrichterhonorars
nicht iibersteigen;

¢) der Zeitplan fur das Verfahren, der auf der Grundlage der Zeitzone der Beschwerdegegnerin festgelegt wird.

Nur die Schiedsrichter und die Vertreter der Vertragsparteien’ bei denen es sich um Beamte oder andere im Dienst
eines Ministeriums, einer Behorde oder einer sonstigen offentlichen Stelle stehende Personen handelt’ konnen an
dieser Sitzung personlich oder per Telefon- oder Videokonferenz teilnehmen.

IV. Notifizierungen

5. Ersuchen, Mitteilungen, Schriftsitze oder sonstige Unterlagen, die
a) vom Panel iibermittelt werden, werden beiden Vertragsparteien gleichzeitig zugesandt;

b) von einer Vertragspartei an das Panel iibermittelt werden, werden gleichzeitig in Kopie der anderen
Vertragspartei zugesandt;

¢) von einer Vertragspartei an die andere Vertragspartei tibermittelt werden, werden gleichzeitig in Kopie dem
Panel zugesandyt, sofern dies angezeigt ist.

Die unter dieser Nummer genannten Unterlagen werden, sofern relevant, gleichzeitig auch in Kopie an die in
Artikel 21.25 Absatz 2 des Abkommens genannte externe Stelle iibermittelt.

6. Die Notifizierung der unter Nummer 5 genannten Unterlagen an eine Vertragspartei ist an die von dieser
Vertragspartei nach Artikel 21.25 Absatz 1 des Abkommens benannte Stelle zu richten.

7. Notifizierungen nach Nummer 5 haben per E-Mail oder gegebenenfalls mittels eines sonstigen Telekommunika-
tionsmittels zu erfolgen, bei dem sich die Versendung belegen ldsst. Bis zum Beweis des Gegenteils gilt eine solche
Notifikation als am Tag ihrer Versendung zugestellt.

8.  Geringfiigige Schreibfehler in Ersuchen, Mitteilungen, Schriftsitzen oder sonstigen Unterlagen im Zusammenhang
mit dem Verfahren vor dem Panel konnen durch Zustellung einer neuen Unterlage, in der die Anderungen deutlich
gekennzeichnet sind, berichtigt werden.

9.  Fallt der letzte Tag der Zustellungsfrist fiir eine Unterlage auf einen gesetzlichen Feiertag in Japan beziehungsweise
in der Europdischen Union oder auf einen anderen Tag, an dem die Biiros der Regierungsstellen einer Vertragspartei
offiziell oder aufgrund hoherer Gewalt geschlossen sind, so gilt die Unterlage als am folgenden Arbeitstag zugestellt.
Auf der unter Nummer 4 genannten organisatorischen Sitzung legt jede Vertragspartei eine Liste ihrer gesetzlichen
Feiertage und sonstigen Tage, an denen ihre Biiros offiziell geschlossen sind, vor. Jede Vertragspartei halt ihre Liste
wihrend des Panelverfahrens auf dem neuesten Stand.

V. Schriftsitze

10. Die Beschwerdefithrerin iibermittelt ihren Schriftsatz spitestens 20 Tage nach Einsetzung des Panels. Die
Beschwerdegegnerin legt ihren Erwiderungsschriftsatz spitestens 20 Tage nach Eingang des von der Beschwerde-
fihrerin tibermittelten Schriftsatzes vor.

VI. Arbeitsweise des Panels

11. Alle Sitzungen des Panels werden vom Vorsitzenden geleitet. Das Panel kann den Vorsitzenden ermichtigen,
Entscheidungen in administrativen und prozeduralen Angelegenheiten zu treffen.

12. Sofern in Kapitel 21 des Abkommens oder in dieser Verfahrensordnung nichts anderes vorgesehen ist, kann sich
das Panel zur Fithrung seiner Geschifte jedes beliebigen Kommunikationsmittels bedienen (Telefon, Telefax,
Computerverbindungen usw.).

13. Ergibt sich eine Verfahrensfrage, die in Kapitel 21 des Abkommens, dieser Verfahrensordnung oder dem in
Artikel 21.30 genannten Verhaltenskodex fiir Schiedsrichter nicht geregelt ist, so kann das Panel nach Konsultation
der Vertragsparteien ein geeignetes Vorgehen beschlieSen, das mit diesen Bestimmungen vereinbar ist.
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14. Mit Ausnahme der in Kapitel 21 des Abkommens festgelegten Fristen kann das Panel nach Konsultation der
Vertragsparteien sdmtliche Fristen dndern und jede andere prozedurale oder administrative Anpassung innerhalb
des Verfahrens vornehmen. Wenn das Panel die Vertragsparteien konsultiert, unterrichtet es die Vertragsparteien
schriftlich iiber die vorgeschlagene Anderung oder Anpassung und die Griinde dafiir.

VII. Verhandlungen

15. Auf der Grundlage des nach Nummer 4 festgelegten Zeitplans setzt der Vorsitzende des Panels nach Konsultation
der Vertragsparteien und der anderen Schiedsrichter Tag und Uhrzeit der Verhandlung fest.

16. Sofern die Vertragsparteien nichts anderes vereinbaren, hat die Vertragspartei, in der die Verhandlung nach
Artikel 21.15 Absatz 2 des Abkommens stattfindet,

a) den Ort der Verhandlung festzulegen und den Vorsitzenden des Panels davon in Kenntnis zu setzen und
b) die logistische Abwicklung der Verhandlung zu tibernechmen.

17. Sofern die Vertragsparteien nichts anderes vereinbaren, teilen sich die Vertragsparteien unbeschadet der
Nummer 46 die Kosten fur die logistische Abwicklung der Verhandlung.

18. Der Vorsitzende des Panels teilt den Vertragsparteien und gegebenenfalls der in Artikel 21.25 Absatz 2 des
Abkommens genannten externen Stelle rechtzeitig den Tag, die Uhrzeit und den Ort der Verhandlung schriftlich
mit. Diese Informationen werden von der Vertragspartei, in der die Verhandlung stattfindet, oder gegebenenfalls
von der in Artikel 21.25 Absatz 2 des Abkommens genannten externen Stelle der Offentlichkeit zuginglich
gemacht, es sei denn, es handelt sich um eine nichtoffentliche Verhandlung.

19. In der Regel sollte nur eine Verhandlung stattfinden. Wenn die Streitigkeit auflergewohnlich komplexe Fragen
berithrt, kann das Panel von sich aus oder — nach Konsultation der Vertragsparteien — auf Ersuchen einer
Vertragspartei zusdtzliche Verhandlungen anberaumen. Fiir jede zusitzliche Verhandlung gelten die Nummern 15
bis 18 sinngemif3.

20. Alle Schiedsrichter miissen wahrend der gesamten Dauer einer Verhandlung anwesend sein.

21. Die folgenden Personen diirfen der Verhandlung beiwohnen, unabhingig davon, ob sie offentlich ist oder nicht:
a) Vertreter der Vertragsparteien,
b) Berater,
c) Assistenten und administrative Mitarbeiter,
d) Dolmetscher, Ubersetzer und Schriftfiihrer des Panels und
e) Sachverstindige, soweit vom Panel nach Artikel 21.17 Absatz 2 des Abkommens so beschlossen.
22. Jede Vertragspartei legt dem Panel spitestens fiinf Tage vor der Verhandlung eine Liste vor, in der sowohl die
Namen der Personen aufgefihrt sind, die in der Verhandlung den Standpunkt der betreffenden Vertragspartei

darlegen oder erldutern werden, als auch die Namen der anderen Vertreter und Berater, die der Verhandlung
beiwohnen werden.

23. Das Panel fiihrt die Verhandlung wie folgt durch und gewihrleistet dabei, dass der Beschwerdefithrerin und der
Beschwerdegegnerin sowohl bei der Argumentation als auch bei der Gegenargumentation gleich viel Zeit
eingerdumt wird:

Argumentation

a) Argumentation der Beschwerdefiihrerin und

b) Argumentation der Beschwerdegegnerin.

Gegenargumentation

a) Erwiderung der Beschwerdefithrerin und

b) Erwiderung der Beschwerdegegnerin.
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24. Das Panel kann bei der Verhandlung jederzeit Fragen an beide Vertragsparteien richten.

25. Das Panel sorgt dafiir, dass iiber die Verhandlung eine Niederschrift angefertigt und den Vertragsparteien so bald
wie moglich nach der Verhandlung tibermittelt wird. Die Vertragsparteien konnen Stellungnahmen zur Niederschrift
abgeben; das Panel kann diesen Stellungnahmen Rechnung tragen.

26. Innerhalb von zehn Tagen nach der Verhandlung kann jede Vertragspartei einen Ergdnzungsschriftsatz vorlegen, in
dem auf Fragen eingegangen wird, die bei der Verhandlung aufgeworfen wurden.

VIII. Beratungen

27. An den Beratungen des Panels diirfen nur Schiedsrichter teilnehmen. Ungeachtet des vorstehenden Satzes kann das
Panel den Assistenten gestatten, den Beratungen beizuwohnen.

IX. Schriftliche Fragen

28. Das Panel kann wihrend des Verfahrens jederzeit schriftlich Fragen an eine oder beide Vertragsparteien richten. Alle
einer Vertragspartei vorgelegten Fragen werden der anderen Vertragspartei in Kopie tibermittelt.

29. Jede Vertragspartei ibermittelt der anderen Vertragspartei eine Kopie ihrer Antwort auf die vom Panel vorgelegten
Fragen. Die Vertragsparteien erhalten Gelegenheit, innerhalb von funf Tagen nach Eingang der Antwort der jeweils
anderen Vertragspartei schriftlich dazu Stellung zu nehmen.

X. Ersetzung von Schiedsrichtern
30. Fir die Ersetzung von Schiedsrichtern nach Artikel 21.11 des Abkommens gilt Artikel 21.8 sinngemaf.

31. Ist eine Vertragspartei der Auffassung, dass ein Schiedsrichter gegen die Anforderungen des Verhaltenskodex
verstofit und aus diesem Grund ersetzt werden sollte, so teilt sie dies der anderen Vertragspartei innerhalb von
15 Tagen nach dem Zeitpunkt mit, zu dem sie hinreichende Beweise fiir den Verstof§ des Schiedsrichters gegen die
Anforderungen des Verhaltenskodex erhalten hat.

32. Ist eine Vertragspartei der Auffassung, dass ein Schiedsrichter, der nicht den Vorsitz innehat, gegen die
Anforderungen des Verhaltenskodex verstoft, so nehmen die Vertragsparteien Konsultationen auf und bestimmen
bei Einvernehmlichkeit im Einklang mit Nummer 30 einen neuen Schiedsrichter.

Erzielen die Vertragsparteien keine Einigung dariiber, ob der Schiedsrichter zu ersetzen ist, so kann jede der beiden
Vertragsparteien darum ersuchen, den Panelvorsitz mit der Frage zu befassen; dessen Entscheidung ist endgiiltig.

Stellt der Vorsitzende auf das betreffende Ersuchen hin fest, dass der Schiedsrichter gegen die Anforderungen des
Verhaltenskodex verstoft, so wird der neue Schiedsrichter im Einklang mit Nummer 30 bestimmt.

33. Ist eine Vertragspartei der Auffassung, dass der Vorsitzende des Panels gegen die Anforderungen des
Verhaltenskodex verst6ft, so nehmen die Vertragsparteien Konsultationen auf und bestimmen bei Einvernehm-
lichkeit im Einklang mit Nummer 30 einen neuen Vorsitzenden.

Erzielen die Vertragsparteien keine Einigung dariiber, ob der Vorsitzende zu ersetzen ist, so kann jede Vertragspartei
darum ersuchen, dass die beiden anderen Schiedsrichter mit der Frage befasst werden. Die Schiedsrichter
entscheiden spitestens zehn Tage nach Eingang des Ersuchens, ob der Vorsitzende des Panels ersetzt werden
muss. Die Entscheidung der Schiedsrichter dariiber, ob der Vorsitzende zu ersetzen ist, ist endgiiltig.

Befinden die Schiedsrichter, dass der Vorsitzende gegen die Anforderungen des Verhaltenskodex verstofst, so wird
im Einklang mit Nummer 30 ein neuer Vorsitzender bestimmt.

34. Das Verfahren ruht, bis die unter den Nummern 30 bis 33 vorgesehenen Schritte abgeschlossen sind.



24.6.2019 Amtsblatt der Europdischen Union L 167/91

XI. Vertraulichkeit

35. Legt eine Vertragspartei dem Panel eine vertrauliche Fassung ihrer Schriftsitze vor, so stellt sie auf Ersuchen der
anderen Vertragspartei innerhalb von 20 Tagen nach dem Ersuchen auch eine nichtvertrauliche Fassung der
Schriftsitze bereit, die gegeniiber der Offentlichkeit offengelegt werden konnte. Diese Verfahrensordnung hindert
eine Vertragspartei nicht daran, ihre eigenen Ausfiihrungen gegeniiber der Offentlichkeit offenzulegen, sofern sie
keine von der anderen Vertragspartei als vertraulich eingestuften Informationen offenlegt. Enthalten die
Ausfihrungen und die Argumentation einer Vertragspartei vertrauliche Informationen, so tagt das Panel in
nichtoffentlicher Sitzung. Das Panel und die Vertragsparteien wahren die Vertraulichkeit der Panelverhandlung,
wenn diese in nichtoffentlicher Sitzung stattfindet.

XIL. Einseitige Kontakte

36. Das Panel kommuniziert nicht mit einer Vertragspartei und kommt nicht mit ihr zusammen, ohne auch die andere
Vertragspartei hinzuzuziehen.

37. Ein Schiedsrichter darf keine den Verfahrensgegenstand betreffenden Aspekte mit einer Vertragspartei oder beiden
Vertragsparteien erortern, ohne die anderen Schiedsrichter hinzuzuziehen.

XIII. Amicus-curiae-Schriftsitze

38. Sofern die Vertragsparteien innerhalb von drei Tagen nach Einsetzung des Panels nichts anderes vereinbaren, kann
das Panel unaufgefordert iibermittelte Schriftsitze von in Artikel 21.17 Absatz 3 des Abkommens genannten
Personen zulassen, die von den Regierungen der Vertragsparteien unabhingig sind, vorausgesetzt, die Schriftsitze
gehen innerhalb von zehn Tagen nach Einsetzung des Panels ein.

39. Die Schriftsitze miissen knapp gefasst sein und diirfen in keinem Fall mehr als 15 Seiten bei doppeltem
Zeilenabstand umfassen; aulerdem miissen sie fiir einen vom Panel gepriiften Sachverhalt oder eine von ihm
gepriifte Rechtsfrage unmittelbar von Belang sein. Die Schriftsitze miissen Angaben zu der Person enthalten, die die
Schriftsitze einreicht; dazu zahlt auch

a) bei einer natiirlichen Person: ihre Staatsangehorigkeit und

b) bei einer juristischen Person: der Ort ihrer Niederlassung, die Art ihrer Tatigkeit, ihre Rechtsform, ihre
allgemeine Zielsetzung und ihre Finanzquellen.

Jede Person muss in ihren Schriftsitzen darlegen, welches Interesse sie an dem Verfahren hat. Die Schriftsitze sind
in den von den Vertragsparteien nach den Nummern 42 und 43 dieser Verfahrensordnung gewahlten Sprachen
abzufassen.

40. Das Panel fithrt in seinem Bericht alle eingegangenen Schriftsitze auf, die es nach den Nummern 38 und 39
zugelassen hat. Das Panel ist nicht verpflichtet, in seinem Bericht auf die in diesen Schriftsitzen angefithrten
Argumente einzugehen. Die betreffenden Schriftsitze werden den Vertragsparteien zur Stellungnahme vorgelegt.
Stellungnahmen der Vertragsparteien, die dem Panel innerhalb von zehn Tagen tibermittelt wurden, sind vom Panel
zu beriicksichtigen.

XIV. Dringlichkeit

41. In dringenden Fillen im Sinne des Kapitels 21 des Abkommens passt das Panel nach Konsultation der Vertrags-
parteien erforderlichenfalls die in dieser Verfahrensordnung genannten Fristen an. Das Panel unterrichtet die
Vertragsparteien iiber solche Anpassungen.

XV. Sprache und Ubersetzung

42. Die Vertragsparteien bemithen sich wihrend der Konsultationen gemdf Artikel 21.5 des Abkommens und
spitestens zum Zeitpunkt der unter Nummer 4 genannten organisatorischen Sitzung um eine Einigung auf eine
gemeinsame Arbeitssprache fir das Verfahren vor dem Panel. Jede Vertragspartei notifiziert der anderen
Vertragspartei spitestens 90 Tage nach Annahme dieser Verfahrensordnung durch den Gemischten Ausschuss
gemdfl Artikel 22.1 Absatz 4 Buchstabe f des Abkommens eine Liste der Sprachen, die sie bevorzugt. Die Liste
muss mindestens eine Arbeitssprache der WTO umfassen.
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43. Konnen sich die Vertragsparteien nicht auf eine gemeinsame Arbeitssprache einigen, so verfasst jede Vertragspartei
ihre Schriftsitze in der von ihr gewiinschten Sprache, und legt, soweit erforderlich, gleichzeitig eine Ubersetzung in
einer der von der anderen Vertragspartei nach Nummer 42 notifizierten Arbeitssprachen der WTO vor. Die
Vertragspartei, die fiir die Organisation der miindlichen Verhandlung zustindig ist, sorgt, soweit erforderlich, dafiir,
dass mindliche Ausfithrungen in dieselbe Arbeitssprache der WTO gedolmetscht werden.

44. Der Zwischenbericht und der Abschlussbericht des Panels werden in der gemeinsamen Arbeitssprache erstellt.
Haben sich die Vertragsparteien nicht auf eine gemeinsame Arbeitssprache geeinigt, werden der Zwischen- und der
Abschlussbericht des Panels in den WTO-Arbeitssprachen nach Nummer 43 erstellt.

45. Eine Vertragspartei kann Stellungnahmen zur Korrektheit der Ubersetzung einer Unterlage abgeben, die nach dieser
Verfahrensordnung erstellt wurde.

46. Ist eine Ubersetzung oder Verdolmetschung schriftlicher oder miindlicher Ausfithrungen einer Vertragspartei in die
einschldgige Arbeitssprache der WTO erforderlich, so tragt diese Vertragspartei die Kosten.
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ANHANG 4

VERHALTENSKODEX FUR SCHIEDSRICHTER

I. Begriffsbestimmungen

1. In diesem Verhaltenskodex bezeichnet der Ausdruck

a) ,administrative Mitarbeiter* in Bezug auf einen Schiedsrichter die unter der Leitung und Aufsicht des
Schiedsrichters arbeitenden Personen, die keine Assistenten sind,

b) ,Abkommen* das Abkommen zwischen der Europdischen Union und Japan iiber eine Wirtschaftspartnerschaft,
¢) ,Schiedsrichter” ein Mitglied eines Panels,

d) ,Assistent” eine Person, die im Rahmen des Mandats eines Schiedsrichters Nachforschungen fiir diesen anstellt
oder ihn bei seiner Tatigkeit unterstiitzt,

e) ,Kandidat“ eine natiirliche Person, deren Name auf der Schiedsrichterliste nach Artikel 21.9 des Abkommens
aufgefithrt ist,

f) ,Panel” ein nach Artikel 21.7 des Abkommens eingesetztes Panel und

g) ,Verfahren“ das konkrete Verfahren vor dem Panel.

II. Aushindigung des Verhaltenskodex

2. Die Vertragsparteien hindigen diesen Verhaltenskodex jedem Kandidaten aus, sobald sein Name in die Liste nach
Artikel 21.9 des Abkommens aufgenommen wurde.

IIl. Grundsitze

3. Alle Kandidaten und Schiedsrichter halten im Einklang mit diesem Verhaltenskodex hohe Verhaltensstandards ein,
damit die Integritdt und Unparteilichkeit des Streitbeilegungsmechanismus gewihrleistet ist.

IV. Offenlegungspflicht

4. Bevor die Bestellung von Kandidaten zum Schiedsrichter angenommen wird, miissen die Kandidaten, die als
Schiedsrichter fungieren sollen, alle etwaigen Interessen, Beziehungen und Angelegenheiten offenlegen, die im
Verfahren ihre Unabhingigkeit oder Unparteilichkeit beeintrichtigen oder den begriindeten Anschein von
unangemessenem Verhalten oder Befangenheit erwecken konnten. Sie unternechmen alle zumutbaren
Anstrengungen, um iber derartige Interessen, Bezichungen und Angelegenheiten Klarheit zu gewinnen; dies umfasst
auch finanzielle und berufliche sowie beschiftigungsbezogene und familidre Interessen.

5. Die Offenlegungspflicht nach Nummer 4 besteht fort und gilt fir einen Schiedsrichter auch nach der Annahme
seiner Bestellung. Im Laufe des Verfahrens legt ein Schiedsrichter gegeniiber den Vertragsparteien alle mit Blick auf
seine Pflichten nach Nummer 4 relevanten neuen Informationen in schriftlicher Form offen, sobald ihm diese
bekannt werden.

6. Bei der Erfilllung dieser Offenlegungspflichten ist der Schutz der Privatsphdre zu wahren.

V. Ausiibung des Amtes

7. Nach Annahme seiner Bestellung hat ein Schiedsrichter zur Erfiillung seiner Aufgaben zur Verfiigung zu stehen und
diese wahrend des gesamten Panelverfahrens sorgfiltig und ziigig, fair und gewissenhaft wahrzunehmen.

8.  Ein Schiedsrichter priift nur die Fragen, die jeweils im Verfahren aufgeworfen wurden und im Hinblick auf eine
Entscheidung relevant sind; er tibertrigt diese Aufgabe keinem anderen.

9.  Ein Schiedsrichter darf im Zusammenhang mit Angelegenheiten, die vom Panel in dem Verfahren gepriift werden,
keine einseitigen Kontakte aufnehmen.
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VI. Unabhingigkeit und Unparteilichkeit

10. Die Schiedsrichter sind unabhingig und unparteiisch, vermeiden direkte und indirekte Interessenkonflikte, lassen
sich weder von eigenen Interessen noch durch Druck von auflen, aus politischen Erwigungen, durch Forderungen
der Offentlichkeit, aus Loyalitdt gegeniiber einer Vertragspartei oder aus Angst vor Kritik beeinflussen und
vermeiden den Anschein von unangemessenem Verhalten oder Befangenheit.

11. Die Schiedsrichter gehen weder direkt noch indirekt Verpflichtungen ein noch nehmen sie Vergiinstigungen an, die
in irgendeiner Weise die ordnungsgemifle Erfilllung ihrer Aufgaben beeintrichtigen oder zu beeintrachtigen
scheinen.

12. Die Schiedsrichter diirfen ihre Stellung im Panel nicht aus personlichem oder privatem Interesse missbrauchen;
ferner sehen sie von Handlungen ab, die den Eindruck erwecken konnten, dass sich Dritte in einer besonderen
Position befinden, aus der heraus sie sie beeinflussen konnten.

13. Die Schiedsrichter lassen nicht zu, dass frithere oder derzeitige finanzielle, geschiftliche, berufliche, personliche,
familidre oder gesellschaftliche Beziehungen oder Verpflichtungen ihr Verhalten oder ihre Entscheidungen
beeinflussen.

14. Die Schiedsrichter sehen von der Aufnahme von Beziehungen oder dem Erwerb finanzieller Beteiligungen ab, die
ihre Unparteilichkeit beeintrichtigen oder den begriindeten Anschein von unangemessenem Verhalten oder
Befangenheit erwecken konnten.

15. Ehemalige Schiedsrichter sehen von Handlungen ab, die den Anschein erwecken konnten, dass sie bei der Erfilllung
ihrer Aufgaben befangen waren oder aus der Entscheidung des Panels, dem sie angehorten, Nutzen gezogen haben.

VII. Vertraulichkeit

16. Ein Schiedsrichter darf zu keinem Zeitpunkt nichtoffentliche Informationen, die das Panelverfahren betreffen, fiir
das er bestellt wurde, oder ihm wihrend dieses Verfahrens bekannt wurden, offenlegen. Ein Schiedsrichter darf
derartige Informationen unter keinen Umstinden nutzen, um sich selbst oder anderen Vorteile zu verschaffen oder
die Interessen anderer zu schidigen.

17. Ein Schiedsrichter darf die Entscheidung des Panels weder ganz noch teilweise offenlegen, es sei denn, die
Entscheidung wird offentlich zuginglich gemacht.

18. Ein Schiedsrichter darf weder zu irgendeinem Zeitpunkt Auskunft iiber die Beratungen eines Panels oder iiber den
Standpunkt einzelner Schiedsrichter geben noch sich zu dem Panelverfahren, fur das er bestellt wurde, oder zu den
strittigen Fragen des Verfahrens dufSern.

19. Die Verpflichtungen nach den Nummern 16 bis 18 bestehen fiir ehemalige Schiedsrichter fort.

VIII. Weitere Pflichten

20. Die Kandidaten beziehungsweise Schiedsrichter informieren beide Vertragsparteien zum frithestmdglichen
Zeitpunkt und auf vertraulicher Basis iiber Sachverhalte im Zusammenhang mit tatsichlichen oder potenziellen
Verstoflen gegen diesen Verhaltenskodex, damit diese von den Vertragsparteien gepriift werden konnen.

21. Die Schiedsrichter sorgen auf angemessene und geeignete Weise dafiir, dass ihre Assistenten und administrativen
Mitarbeiter die Pflichten von Schiedsrichtern nach den Teilen III, IV, VI und VII dieses Verhaltenskodex kennen und
beachten.

22. Jeder Schiedsrichter fihrt Aufzeichnungen iiber den Zeitaufwand, der ihm oder seinen Assistenten durch das
Panelverfahren entstanden ist, sowie iiber die ihm oder seinen Assistenten entstandenen Kosten, und legt eine
Schlussabrechnung dariiber vor.













ISSN 1977-0642 (elektronische Ausgabe)
ISSN 1725-2539 (Papierausgabe)

Amt fiir Veréffentlichungen der Européischen Union
2985 Luxemburg
LUXEMBURG




	Inhalt
	DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2019/1025 DER KOMMISSION vom 18. Juni 2019 zur Genehmigung einer nicht geringfügigen Änderung der Spezifikation eines im Register der geschützten Ursprungsbezeichnungen und der geschützten geografischen Angaben eingetragenen Namens „Pruneaux d'Agen“/„Pruneaux d'Agen mi-cuits“ (g. g. A.) 
	DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2019/1026 DER KOMMISSION vom 21. Juni 2019 über technische Modalitäten für die Entwicklung, Wartung und Nutzung elektronischer Systeme für den Austausch von Informationen und für die Speicherung dieser Informationen gemäß dem Zollkodex der Union 
	DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2019/1027 DER KOMMISSION vom 21. Juni 2019 zur Genehmigung nicht geringfügiger Änderungen der Spezifikation eines im Register der geschützten Ursprungsbezeichnungen und der geschützten geografischen Angaben eingetragenen Namens „Tiroler Speck“ (g. g. A.) 
	BESCHLUSS (EU) 2019/1028 DES RATES vom 14. Juni 2019 über den im Namen der Europäischen Union im Rat der Mitglieder des Internationalen Olivenrats im Hinblick auf Vermarktungsnormen für Olivenöl und Oliventresteröl zu vertretenden Standpunkt 
	BESCHLUSS (EU) 2019/1029 DES RATES vom 18. Juni 2019 über den im Namen der Europäischen Union in den einschlägigen Ausschüssen der Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für Europa hinsichtlich der Vorschläge für Anpassungen der UN-Regelungen Nr. 14, 17, 24, 30, 44, 51, 64, 75, 78, 79, 83, 85, 90, 115, 117, 129, 138, 139, 140 und 145, der Vorschläge für Anpassungen der globalen technischen Regelungen (GTR) Nr. 15 und 19, des Vorschlags zur Änderung der gemeinsamen Entschließung M.R.2, des Vorschlags für eine neue UN-Regelung und des Vorschlags für (Änderungen der) Genehmigungen zur Erarbeitung von GTR zu vertretenden Standpunkt 
	DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2019/1030 DER KOMMISSION vom 21. Juni 2019 zur Verschiebung des Ablaufdatums der Genehmigung von Indoxacarb zur Verwendung in Biozidprodukten der Produktart 18 (Text von Bedeutung für den EWR) 
	DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2019/1031 DER KOMMISSION vom 21. Juni 2019 zur Änderung des Anhangs des Durchführungsbeschlusses 2014/709/EU mit tierseuchenrechtlichen Maßnahmen zur Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest in bestimmten Mitgliedstaaten (Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2019) 4883) (Text von Bedeutung für den EWR) 
	LEITLINIE (EU) 2019/1032 DER EUROPÄISCHEN ZENTRALBANK vom 10. Mai 2019 zur Änderung der Leitlinie (EU) 2015/510 über die Umsetzung des geldpolitischen Handlungsrahmens des Eurosystems (EZB/2019/11) 
	LEITLINIE (EU) 2019/1033 DER EUROPÄISCHEN ZENTRALBANK vom 10. Mai 2019 zur Änderung der Leitlinie (EU) 2016/65 über die bei der Umsetzung des geldpolitischen Handlungsrahmens des Eurosystems anzuwendenden Bewertungsabschläge (EZB/2019/12) 
	LEITLINIE (EU) 2019/1034 DER EUROPÄISCHEN ZENTRALBANK vom 10. Mai 2019 zur Änderung der Leitlinie EZB/2014/31 über zusätzliche zeitlich befristete Maßnahmen hinsichtlich der Refinanzierungsgeschäfte des Eurosystems und der Notenbankfähigkeit von Sicherheiten (EZB/2019/13) 
	BESCHLUSS Nr. 1/2019 vom 10. April 2019 DES GEMISCHTEN AUSSCHUSSES DES WPA EU-JAPAN [2019/1035] 

